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Bittere Tomaten

Starker Mann

Angst,
Stress
& Co.
So schützen Betriebsräte die Beschäftigten
bei psychischen Gefährdungen

Wie die Mafia in Süditalien
afrikanische Flüchtlinge ausbeutet

BASF-Betriebsrat Sinischa Horvat
setzt auf Kontinuität

DenkanstöSSe

Abschlussbericht der  
Böckler-Kommission  
„Arbeit der Zukunft“

Wie die Gesellschaft den rasanten Wandel der Arbeitswelt so 
meistern kann, dass Arbeit in der digitalen Ökonomie mehr 
als bloße Existenzsicherung garantiert, nämlich soziale Teil-
habe und Perspektiven für die Zukunft.

Kerstin Jürgens/Reiner Hoffmann/Christina Schildmann: 
Arbeit transformieren! Bielefeld, transcript Verlag, Juli 
2017, 256 Seiten, 24,99 Euro

mehr unter  
www.arbeit-der-zukunft.de



Starke Stimme für faire Arbeit
Mitbestimmung. Das Magazin der Hans-Böckler-Stiftung.

Alle zwei Wochen digital, alle zwei Monate gedruckt.

Am 1. und 15. eines Monats erscheint eine digitale Ausgabe des Magazins Mitbestimmung.  
Gleich online lesen oder kostenlos im App Store und bei Google Play laden:

Magazin Mitbestimmung.
Jetzt auch als App!

Alle MBF-Reports finden sich hier:  
bit.ly/mbf-report

Der MBF-Report liefert kompakt und präzise Daten, 
Fakten und Handlungsempfehlungen rund um das 
Thema Mitbestimmung.

Report
Mitbestimmungsförderung



Wolfgang Jäger,
Geschäftsführer und Herausgeber

D
ass psychische Erkrankungen von Beschäftigten zu­
nehmen, ist allgemein bekannt. Welche Dimension 
dieses Problem mittlerweile besitzt, zeigt sich darin, 

dass 44 Prozent aller Frührentenzugänge durch psychische 
Erkrankungen bedingt sind. Höchste Zeit, im Interesse der 
Beschäftigten und der Unternehmen gegenzusteuern.

Der Gesetzgeber hat mit der Gefährdungsbeurteilung ein 
Instrument geschaffen, das verspricht, den Organisations­
problemen im Unternehmen auf den Grund zu gehen, die 
Auslöser für die Entstehung von psychischen Erkrankungen 
sein können. Hier können Betriebsräte sich einbringen und 
die Weichen in Richtung psychische Gesundheit im Unter­
nehmen stellen. Wie dies gehen kann, zeigt die erste bundes­
weite Betriebsvereinbarung zur psychischen Gesundheit bei 
Bosch. Es wäre wünschenswert, dass dieses Beispiel Schule 
macht für mehr gute Arbeit.

Erkenntnisreiche Lektüre wünscht

 wolfgang-jaeger@boeckler.de

Liebe  
Kolleginnen 
und Kollegen!

Mein Lesetipp
Der Generationenwechsel im  
Betriebsrat, besonders bei Spitzen­
funktionen, geht oft nicht reibungs­
los vonstatten. Wie man ihn er­
folgreich hinbekommt, zeigt das 
Beispiel aus Ludwigshafen.

Sinischa Horvat ist der neue 
starke Mann der Mitbestimmung 
bei der BASF. Das Magazin hat ihn 
interviewt – auf Seite 28ff.
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43	� „Mitbestimmung ist Teil der deutschen Erfolgs­
geschichte“
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titelthema: Psychische Erkrankungen

10	 Ein Frühwarnsystem
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 15 	 Was die Gefährdungsanalyse erzählen kann
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	 Psychische Erkrankungen, Krankheitstage, Stressursachen

20	 „Hundemörder“	
	 Die spezifischen Belastungen der Polizeiarbeit. Von Carmen Molitor

23	 Wenn der Betrieb zum Arzt muss
	� Arbeitsmediziner wie Michael Suchodoll machen sichtbar, wie es um 

Führungs- und Kommunikationskultur der Unternehmen bestellt ist.  
Von Andreas Molitor

26	 „Supergute Ideen“
	� Arbeitsmedizinerin Marianne Engelhardt-Schagen erklärt, wie sie  

Betriebsräte im Umgang mit Gefährdungsbeurteilungen schult
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arbeit und mitbestimmung

 28 	 „Ich scheue keine Verantwortung“
	�S inischa Horvat, der neue starke Mann der Mitbestimmung bei BASF,  

im Interview

33	 Plötzlich Start-up
	� Der US-Elektroautopionier Tesla hat den Autozulieferer Grohmann  
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Was  
sonst noch  

geschah

Am 24. Mai war es wieder so weit: Ge­
meinsam mit dem Herausgeber und den 
Kolleginnen und Kollegen, die die Stif­
tungsabteilungen im Redaktionsbeirat 
des Magazins vertreten, hat die Redaktion 
ihren Planungshorizont für das nächste 
Halbjahr erweitert. Die Verständigung 
auf die drei Themen, die die Titelstrecken 
der Printausgaben bis zum Jahresende 
füllen sollen, erfolgte in angeregter De­
batte. Dass wir im August ein Wahlheft 
machen, war quasi gesetzt. Zumal die 
Stiftung die Ergebnisse ihrer Kommission 

„Zukunft der Arbeit“ just in die heiße Phase 
des Wahlkampfs platziert – von diesen 
Ergebnissen wird auch unser Heft erzäh­
len. Im Oktober fragen wir, wie gut die 
Industrie in Deutschland für die Zukunft 
gewappnet ist. Und im Dezember schau­
en wir über die Grenze zu unseren An­
rainerstaaten und fragen: „Wie geht gute 
Nachbarschaft?“ – jenseits von Euro-
Pessimismus und Tendenzen zur Renatio­
nalisierung.

Auf die Idee, diese Beiratssitzung 
wenigstens mit der Handy-Kamera fest­
zuhalten, kam natürlich keiner. Deswegen 
grüßen auf dem Foto (v.l.) Hasel, Girndt, 
Meiners, Grunewald und Bullik von der 
Redaktion. 
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NRW-LandtagsWahlergebnisse 2012 und 2017

Quelle: Der Landeswahlleiter/Forschungsgruppe Wahlen e.V., Mannheim/Einblick

So haben Gewerkschaftsmitglieder gewählt DGB begrüßt Einigung

Infrastrukturgesellschaft

DGB-Vorstandsmitglied Stefan Körzell hat sich positiv zur 
Einigung der Koalitionäre über die Ausgestaltung der In­
frastrukturgesellschaft geäußert, die künftig deutsche Au­
tobahnen betreiben soll. Damit ist die lange kontrovers 
diskutierte Privatisierung von Fernstraßen weitestgehend 
vom Tisch. Stattdessen wird das Eigentum beim Bund ver­
bleiben. „Wir begrüßen das ausdrücklich“, sagt Körzell. 
„Renditemöglichkeiten für privates Kapital bei der öffent­
lichen Daseinsvorsorge lehnen wir ab.“ Vorteile sieht er auch 
für die im Straßenbau Beschäftigten von Bund und Ländern. 
Sie werden am bisherigen Arbeitsplatz zu tarifvertraglich 
ausgehandelten Konditionen weiterbeschäftigt. Der DGB 
hatte Einschnitte für die Beschäftigten befürchtet. 

SPD CDU Grüne FDP Piraten Linke AfD

53
-11
42

17

+8
25

10 -4
6 5

+3
8 8 -7

1 4

+3
7

0

+9
9

Für die Kunstmesse documenta errichtet die argentinische Künstlerin 
Marta Minujín einen „Parthenon der Bücher“ nach dem Vorbild der 
Athener Akropolis. Er setzt ein Zeichen gegen das Verbot von Texten 
und die Verfolgung ihrer Verfasser. Bis zu 100 000 verbotene Bücher 
aus der ganzen Welt werden auf dem Kasseler Friedrichsplatz gezeigt. 
Hier wurden am 19.  Mai 1933 rund 2000 Bücher von den Nazis ver­

brannt. Minujíns Arbeit geht zurück auf eine Installation aus dem Jahr 
1983, die kurz nach dem Zusammenbruch der argentinischen Militär­
diktatur genau jene Bücher zeigte, die zuvor verboten waren. Auch 
heute wird Zensur in vielen Teilen der Welt praktiziert. Besonders in 
Asien, dem Nahen Osten und Nordafrika wird der freie Zugang zu 
Informationen versperrt. 

Tempel der verbotenen Bücher
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Was kritisiert die 
Memo-Gruppe an 
der neoliberalen 
Wirtschaftspolitik?

Heinz-J. Bontrup, Wirtschafts­
wissenschaftler und Vertrau­
ensdozent der Stiftung, ist  
einer der Sprecher der Arbeits­
gruppe Alternative Wirt­
schaftspolitik („Memo-Grup­
pe“). Das 40. Memorandum 
wurde Anfang Mai vorgestellt. 

EINE FRAGE,  

Heinz-J. Bontrup

Sie ist im Kern einseitig, weil 
nur angebotsorientiert. Sie 
setzt erstens auf Kosten- und 
damit Lohnsenkungen bei ma­
ximalen Arbeitszeiten und 
zweitens auf niedrige Gewinn­
steuern. Beides dient vermeint­
lich nur den Kapitaleignern. 
Eine Nachfragepolitik, die auf 
produktivitäts- und inflations­
orientierten Lohnsteigerungen 
basiert, und ein keynesianisch 
handelnder Wohlfahrtsstaat 
werden dagegen vehement ab­
gelehnt. Die neoliberale Politik 
will auch keine Beschränkung 
der mittlerweile unerträglich 
gewordenen Kapitalkonzentra­
tion und -macht in der Wirt­
schaft und deren Ausübung 
gegenüber der Politik. Und sie 
will keine Wirtschaftsdemokra­
tie in den Unternehmen. 

wissen sie …

… dass die Zahl der atypi­
schen Beschäftigungen 
schneller wächst als die 
von regulären Beschäfti­
gungsverhältnissen? 
2016 waren fast 40 Pro­
zent aller Beschäfti­
gungsverhältnisse Teil­
zeitstellen, Leiharbeit 
und Minijobs – Beamte 
und Selbstständige aus­
genommen. Das ist der 
höchste Stand seit 13 
Jahren. Immerhin: Die 
Zahl der oft besonders 
schlecht bezahlten und 
abgesicherten Minijob­
ber im Haupterwerb hat 
um etwa 46 000 auf 
5,14 Millionen abge­
nommen. Das hat eine 
WSI-Studie ergeben. 

Quelle: WSI

Linde-Aufsichtsrat

Scharfe Kritik von Betriebsrat und Gewerkschaften half nicht: 
Der Aufsichtsrat des Münchner Industriegase-Herstellers Lin­
de AG hat Anfang Juni der Fusion mit dem US-amerikanischen 
Konzern Praxair gegen die Stimmen der Arbeitnehmerbank 
zugestimmt. Zu einem Patt – bei dem der Aufsichtsratsvorsit­
zende Wolfgang Reitzle sein doppeltes Stimmrecht hätte nut­
zen müssen – kam es aber nicht, weil ein Arbeitnehmervertre­
ter sich der Stimme enthielt. Die künftige Holding Linde PLC 
wird ihren Hauptsitz in Dublin haben, die Steuern in London 
abführen und operativ aus Danbury/Conneticut geführt wer­
den. „In der Holding haben wir keine Mitbestimmung“, sagt 
der KBR-Vorsitzende und Aufsichtsrat Gernot Hahl. Statt eines 
mitbestimmten Aufsichtsrats werde ein Board of Directors mit 
je sechs Managern von Linde und Praxair unter dem Vorsitz 
von Praxair-Chef Steve Angel deren Geschicke lenken. 

Fusion gegen Arbeitnehmervotum

Die ehemalige Generalsekretä­
rin der türkischen Lehrerge­
werkschaft Eğitim-Sen, Sakine 
Esen Yılmaz, hat in Deutsch­
land Asyl erhalten. „Ich bin sehr 
glücklich“, sagte sie dem Maga­
zin Mitbestimmung, das im 
Dezember als erstes Medium 
über ihre Flucht berichtet hatte. 
Nur wenige Tage nach dem Er­
halt des positiven Bescheides 

hielt die kurdischstämmige Lehrerin bei der Maikundgebung 
in Berlin eine engagierte Rede. Dabei dankte sie DGB und 
GEW für die Unterstützung und forderte zu weiterem Enga­
gement auf. „Internationale Solidarität ist nicht nur ein Schlag­
wort. Nicht überall auf der Welt können Gewerkschafter an 
diesem Tag frei demonstrieren“, so Yılmaz. Bis 2016 war sie 
Generalsekretärin der demokratischen türkischen Lehrerge­
werkschaft Eğitim-Sen. Insbesondere wegen ihres Einsatzes für 
den muttersprachlichen Unterricht von kurdischen Kindern 
wurde sie – bereits vor dem Putschversuch im Juli 2016 – zu 
insgesamt 22 Jahren Haft verurteilt. Sie lebt heute in Köln. 

Euro könnte die 
Strafe für Unterneh­
mer in der Fleisch­
wirtschaft betra­

gen, wenn sie 
gegen Dokumen­
tationspflichten 

verstoßen. 

Das schreibt das Gesetz 
zur Sicherung von Ar­
beitnehmerrechten in 
der Fleischwirtschaft 

vor. Der Bundestag hat 
es Anfang Juni verab­

schiedet. Konzerne müs­
sen künftig für die Ma­

chenschaften ihrer 
Subunternehmer haften, 

Arbeitszeiten müssen 
minutiös aufgeschrie­
ben werden. So sollen 

unerlaubte Lohnabzüge 
verhindert werden.

Fo
to

: 
U

llr
ic

h
 Z

ill
m

an
n

Positiver Asylbescheid
Türkische Gewerkschafterin
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Check Die Zahlen hinter der Zahl

Wer Urlaubsgeld bekommt, hat Glück – 
oder einen Tarifvertrag
LOHN Nur 43 Prozent aller Beschäftigten erhalten ein Urlaubsgeld. 
Bei tarifgebundenen Unternehmen sind es 60 Prozent.

Von Kay Meiners, Redakteur des Magazins Mitbestimmung

Quelle: WSI 2017/Thorsten Schulten; www.lohnspiegel.de

Nicht nur die Chancen auf ein 
Urlaubsgeld sind sehr unter­
schiedlich – sondern auch die 
Höhe. Das zeigt die aktuelle 
Auswertung des WSI-Tarifar­
chivs. Am wenigsten Geld für 
die Urlaubskasse bekommen 
Beschäftigte in der Landwirt­
schaft, im Steinkohlenbergbau 
und im Hotel- und Gaststät­
tengewerbe. Die höchsten 
Zahlungen erhalten Arbeitneh­
mer unter anderem in der 
Holz- und Kunststoffverarbei­
tung, in der Druckindustrie, 
der Papier verarbeitenden In­
dustrie sowie in der Metallin­
dustrie. Im Bankgewerbe und 
in der Energiewirtschaft gibt 
es kein tarifliches Urlaubsgeld.
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33%
Ostdeutschland

49%
Westdeutschland

37%
ohne Tarifvertrag

60%
mit Tarifvertrag

43%
Gesamt

Höhe des tarifvertrag­
lich vereinbarten  

Urlaubsgeldes in der 
mittleren Vergütungs­
gruppe: zwischen 156 

und 2316 Euro

51%
Männer

39%
Frauen
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Die Frage der Zukunftsfähigkeit 
hängt vor allem an der Vertrauensfra­
ge: Sind die privaten Krankenversi­

cherer gewillt, gegenüber den Versicherten mit offenen Karten 
zu spielen und wieder Vertrauen zu gewinnen? Bislang machen 
sie den gegenteiligen Eindruck. Die Verträge der privaten Kran­
kenversicherung werden meist mit dem schlagkräftigen Argu­
ment verkauft: Bei uns ist es billiger als in der gesetzlichen Ver­
sicherung! In der Tat sind die Einstiegsprämien oft geringer als 
die Beiträge für die gesetzlichen Kassen. Dafür steigen sie aber 
später deutlich stärker an und überholen den gesetzlichen Kon­
kurrenten. Im Alter kostet die Private dann zuweilen ein Viel­
faches dessen, was in die Gesetzliche einzuzahlen wäre.

Der Vergleich zwischen beiden Systemen wäre einfacher, 
wenn die Privaten ihre Tarife realistischer kalkulieren würden. 
Würde etwa die Inflation der Gesundheitskosten von vornherein 
eingerechnet, wären die Beitragssteigerungen erheblich geringer. 
Die Einstiegsprämien wären dann deutlich höher, und der ver­
meintliche Preisvorteil gegenüber der gesetzlichen Krankenver­
sicherung würde schrumpfen. Die Verlässlichkeit eines privaten 
Tarifs und das Vertrauen der Versicherten wäre aber größer. 

Ob die Prämien realistisch sind, kann von außen nicht be­
urteilt werden. Solange die privaten Versicherer keine überprüf­
baren Informationen liefern, vermuten wir, dass es um ihre 
Zukunftsfähigkeit nicht gut bestellt ist. Für uns als Bund der 
Versicherten sind das beunruhigende Signale. 

Das Nebeneinander von gesetzlicher und pri­
vater Krankenversicherung ist ein konstitutives 
Element eines freiheitlichen Gesundheitswe­

sens. Der Wettbewerb zwischen beiden Systemen muss schon 
im Interesse von Vielfalt und Wahlmöglichkeiten erhalten blei­
ben. Ähnlich wie in der gesetzlichen steigen aber auch in der 
privaten Krankenversicherung die Beiträge. Wir müssen im 
Interesse der neun Millionen Versicherten die private Kranken­
versicherung modernisieren und wetterfest machen. 

Mit wenigen gesetzlichen Maßnahmen können wir einiges 
verbessern: Die Versicherer sollten die Möglichkeit bekommen, 
Verträge mit den Ärzten und Krankenhäusern zu verhandeln – 
auch, um Kosten senken zu können. Statt hoher Beitragssprün­
ge sollte es kontinuierliche, kleine Beitragsanpassungen geben. 
Außerdem brauchen wir mehr Flexibilität bei der Wahl und 
beim Wechsel des Tarifs. Der Standardtarif muss für alle Versi­
cherten geöffnet werden. Nötig ist auch mehr Transparenz. 

Die Privaten müssen sich dem Wettbewerb stellen. Versi­
cherte brauchen mehr Wahlmöglichkeiten beim Wechsel zwi­
schen den Anbietern. Dabei sollten sie ihre Altersrückstellungen 
mitnehmen dürfen – bislang ist dies nur auf dem Niveau des 
Standardtarifs möglich. Mit diesen Maßnahmen wollen wir die 
Rechte der Versicherten stärken. Das wäre allemal besser als die 
Einführung einer sogenannten Bürgerversicherung. Diese wür­
de nichts besser, aber vieles schlechter machen – wie man an 
Ländern mit Einheitssystemen sehen kann. 

Ist die private Krankenversicherung 
noch zukunftsfähig?

Georg NüSSlein ist stellvertretender CDU/CSU-Fraktionsvorsit­
zender im Bundestag und zuständig für Gesundheitspolitik.

Axel Kleinlein ist Vorstandssprecher des Bundes der Versicher­
ten e.V.

Pro & Contra  ein Thema, zwei experten

Ja. Nein.

 Und Ihre Meinung? Hat die private Krankenversicherung eine Zukunft? Schreiben Sie an redaktion@boeckler.de
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D
ie Mittagspause beginnt. Im Garten der 
Kantine genießen die Beschäftigten im 
Sonnenschein ihr Mittagessen, zwei Mit­
arbeiter spielen ein paar Meter weiter 

Tischtennis. Der Betriebsratsvorsitzende Ludwig 
Neusinger zeigt auf die reservierten Parkplätze 
für die nächste Schicht. Sie werden extra freige­
halten, damit die Kollegen aus der Fertigung 
auch pünktlich zu Schichtbeginn an ihrem Ar­
beitsplatz sind und sich nicht darüber ärgern 
müssen, dass sie keinen Platz für ihr Auto finden. 
Ein bisschen Stress weniger.

Schulungen für Führungskräfte und Mitarbeiter
Im Sommer 2015 hat der Gesamtbetriebsrat der 
Robert Bosch GmbH die bundesweit erste Be­
triebsvereinbarung zur psychischen Gesundheit 
unterzeichnet. Zehn Monate wurde hart verhan­
delt, zum Teil zweimal die Woche. Am Ende steht 
nun ein Ergebnis, mit dem auch die Geschäfts­
führung zufrieden ist. Seit gut einem Jahr werden 
Nürnberger Führungskräfte darin geschult, bei 
ihren Beschäftigten und bei sich selbst die Warn­
zeichen, die psychischen Erkrankungen voraus­
gehen, rechtzeitig zu erkennen.

Bei einer der ersten Schulungen haben auch die 
Werksleiter teilgenommen. „Das war ein wichti­
ges Signal“, sagt Neusinger. „Damit wurde klar­
gestellt, dass auch die Führung hier vor Ort hin­
ter dem Programm steht.“ Inzwischen haben sich 
bei Bosch Nürnberg neun von zehn Führungs­
kräften in Sachen psychischer Gesundheit fit 
machen lassen. Auch in Zukunft werden jedes 
Jahr mindestens zwei Schulungen angeboten. 

Am Standort fertigen gut 2000 Beschäftigte 
zum Beispiel Pumpen zur Benzin-Direkteinsprit­
zung, Komponenten für Automatikgetriebe oder 
Drosselvorrichtungen für die Luftzufuhr. Im 
Kern geht es bei den Produkten darum, den Ben­
zinverbrauch zu senken. Dabei ist Nürnberg auch 
Leitwerk für die Fertigung im Ausland. Das be­
deutet, dass dortige Fertigungen durch das Know-
how der Nürnberger Mitarbeiter aufgebaut und 
koordiniert werden. Erst wenn die Linien in 
Nürnberg voll ausgelastet sind – also in drei 
Schichten an sechs Tagen die Woche laufen –, 
werden Investitionen im europäischen Ausland 
getätigt. Auch das hat Neusinger, der seit 18 Jah­
ren Betriebsratsvorsitzender in Nürnberg ist, mit 
seinen Kollegen durchgesetzt.

Ein Frühwarnsystem
MITBESTIMMUNG Bosch hat bundesweit die erste Betriebsvereinbarung zur psychischen Gesundheit abgeschlossen. 
Fast zwei Jahre später sind fast alle Führungskräfte entsprechend geschult, und im Unternehmen etabliert sich eine 
neue Kultur. Ein Besuch im Werk Nürnberg.

Boschwerk Nürnberg; Betriebsrats-
vorsitzender Ludwig Neusinger,  
Michaela Lang vom Sozialdienst 
und Werksarzt Frank Meissner (v.l.): 

„Auch die Führung steht hinter dem 
Programm.“

Von Andreas Kraft, Journalist in Bamberg – Fotos Peter Roggenthin
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Langsam verändert sich auch beim Thema 
psychische Gesundheit die Kultur im Betrieb. 

„Die Beschäftigten gehen heute viel offener mit 
dem Thema um“, sagt Michaela Lang, die in 
Nürnberg für die Sozialberatung verantwortlich 
ist. Neulich habe ein Mitarbeiter seine Vorgesetz­
ten und die Personalabteilung per E-Mail über 
seine Psychotherapie informiert. „Er hat offen 
über seine Erkrankung geschrieben. Das hätte 
ich vor zwei Jahren noch für unmöglich gehalten“, 
berichtet die Diplom-Sozialpädagogin.

Zusammen mit dem Werksarzt Frank Meiss­
ner schult Lang auch die Mitarbeiter am Standort. 
Am Vormittag wird zunächst die Betriebsverein­
barung vorgestellt, bevor Meissner die verschie­
denen Formen psychischer Erkrankungen und 
deren Symptome erläutert. Anschließend geht es 
um das Thema Stress und wie man feststellt, wel­
che Punkte persönlich stressen. Dabei schlüpft 
Meissner auch mal in die Rolle eines Erkrankten, 
und die Teilnehmer hören in sich hinein und 
reflektieren ihren eigenen Umgang mit dem The­
ma Stress. Am Nachmittag geht es dann um die 
Gespräche mit den Mitarbeitern. In Rollenspie­

len üben die Teilnehmer ganz konkret die Ge­
sprächsführung. Sie lernen, ihre Sorgen um die 
Gesundheit eines Beschäftigten im vertraulichen 
Gespräch auszudrücken, ohne den Mitarbeiter 
dabei unter Druck zu setzen.

Stressfaktor Digitalisierung
„Für das Gesundheitsmanagement sind psychi­
sche Belastungen ein sehr wichtiges Thema“, sagt 
Meissner. „Gefahrstoffe werden kaum noch ein­
gesetzt, die körperliche Beanspruchung wurde 
deutlich zurückgefahren.“ Doch das Tempo habe 
mit der Digitalisierung bei der Arbeit und im 
Privatleben deutlich angezogen.

Entsprechend haben psychische Erkrankun­
gen in den vergangenen 20 Jahren in ganz 
Deutschland enorm zugenommen. Die Zahl der 
Krankentage hat sich bundesweit mehr als ver­
dreifacht. Wer psychisch krank wird, fällt oft 
lange aus. Für die Unternehmen bedeutet das 
zum Teil hohe Kosten, für die Beschäftigten kann 
das ganze Leben aus den Fugen geraten. Doch 
noch immer wird das Thema gern verschwiegen. 
Offen über psychische Probleme zu sprechen ist 

Dieselpumpen-Produktion im Werk 
Stuttgart: Schichtarbeit und Ter-

mindruck erhöhen die psychische 
Belastung.
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gerade am Arbeitsplatz immer noch meist ein 
Tabu. Dabei ist die Arbeit laut aktuellen Umfra­
gen immer noch der größte Stressfaktor. Kom­
men dann noch private Belastungen hinzu, kann 
das Fass schnell überlaufen. Im Lebenslauf sind 
solche zusätzlichen Belastungen unausweichlich: 
die Geburt der eigenen Kinder, die Pflege naher 
Angehöriger, ein Todesfall oder eine Scheidung. 
Auch Umstrukturierungen und die Angst um 
den eigenen Arbeitsplatz können einen enormen 
Druck entfalten. Wer wann wie mit dem Stress 
fertig wird, lässt sich nicht abschätzen. Es kann 
schlicht jeden treffen.

Warnsignale rechtzeitig erkennen
Deshalb setzen bei Bosch Geschäftsführung und 
Betriebsrat jetzt darauf, Warnzeichen rechtzeitig 
zu erkennen und den Beschäftigten zu helfen, 
bevor sie krank werden. „Die wichtigste Schnitt­
stelle sind dabei die Führungskräfte“, sagt Meiss­
ner. „Sie sehen ihre Kollegen jeden Tag. Ihnen 
fallen Veränderungen als Ersten auf.“ Etwa wenn 
sich ein Mitarbeiter immer mehr zurückzieht 
oder plötzlich Wutanfälle bekommt, auch wenn 
er früher ganz ausgeglichen war. Auch Konzen­
trationsschwierigkeiten, eine allzu penible Eigen­
kontrolle oder überlange Arbeitszeiten können 
erste Anzeichen sein. In einem ersten Gespräch 
zeigen die Führungskräfte, dass sie sich Sorgen 
um den Kollegen machen und bieten Hilfe an. 
Das können kleine Änderungen im Arbeitsablauf 
sein, die den Stress reduzieren, oder ein Gespräch 
mit der Sozialberatung oder dem Werksarzt.

Dort können den Beschäftigten konkrete 
Angebote gemacht werden. Etwa ein einwöchi­
ges Anti-Stress-Seminar in einer speziellen Kli­
nik oder ein Präventionsurlaub in Zusammen­
arbeit mit der Betriebskrankenkasse. Dort 
werden Entspannungstechniken vermittelt und 
es wird praktisch gezeigt, wie sich Stress abbau­
en lässt – etwa durch Sport. Die Beschäftigten 
besuchen diese Angebote in ihrer Freizeit, das 
Unternehmen übernimmt großteils die Kosten. 
Bei akuten Fällen hat Bosch zudem mit einer 
Klinik vereinbart, dass Mitarbeiter mit nur ein 
oder zwei Wochen Wartezeit zu einer Kurzin­
terventionswoche kommen können. Zudem 
hilft die Sozialberatung auch bei der Suche nach 
einem geeigneten Therapeuten, der schnell wei­
terhelfen kann. „Die Wartezeiten bei Psychothe­
rapeuten liegen ja oft bei sechs Monaten“, sagt 

Lange. „Wenn jemand depressiv ist, fehlt ihm in 
der Regel einfach die Energie für viele erfolglo­
se Anrufe. Da können wir helfen.“

Die Betriebsvereinbarung geht aber deutlich 
weiter. Sie will nicht nur den Mitarbeitern helfen, 
mit dem Stress besser fertig zu werden, sie will 
auch Veränderungen im Unternehmen anstoßen, 
um den Stress da, wo er krank macht, zu reduzie­
ren. So können die Beschäftigten Vorschläge 
machen, wie sich die Fehlbelastungen reduzieren 
lassen. Zudem stellt die Vereinbarung klar, dass 
stark belastete Führungskräfte angemessen un­
terstützt werden. So soll verhindert werden, dass 
durch Überforderung ein Klima entsteht, das 
Beschäftigte zu sehr belastet. Daneben setzt die 
Vereinbarung auf die übrigen Bausteine des Ge­
sundheitsmanagements bei Bosch: die ganzheit­
liche Gefährdungsbeurteilung, in die die 

Werksarzt Meissner schult Mitarbeiter in Nürnberg. 
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psychischen Belastungen eingebunden sind, 
sowie die Verhältnis-Prävention, die auf ein Ar­
beitsumfeld setzt, das die Gesundheit der Beschäf­
tigten erhält. 

Auch hier berichten die Beteiligten von ers­
ten Erfolgen. Bereits kleine Auffälligkeiten bei 
den Antworten der Beschäftigten in der Gefähr­
dungsbeurteilung hätten dazu geführt, dass sich 
Führungskräfte bei der Sozialberatung meldeten. 

„Sie wollten direkt über Angebote zur Prävention 
sprechen“, sagt Lang. „Da ist eine ganz neue Sen­
sibilität für das Thema entstanden. Mir zeigt das, 
dass wir auf dem richtigen Weg sind.“

Dazu gehören auch die veränderten Regeln 
für die Schichtübergabe. In der Gefährdungsbe­
urteilung hatte sich gezeigt, dass dabei das Fehlen 
von Informationen zu Stress führt. Also wurde 
der Geltungsbereich der entsprechenden Be­
triebsvereinbarung ausgeweitet, die bislang nur 
für die Produktion galt. Damit ist nun auch für 
Logistik, Service und Werkschutz klar geregelt, 
was bei der Übergabe der Schicht kommuniziert 
und wie viel Zeit dafür eingeplant werden muss. 

Ausgezeichnet mit dem Betriebsräte-Preis 2016
Doch für den Betriebsrat war es ein langer Weg, 
das Thema aus der Tabuzone zu holen. „Vor über 
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Betriebsratsvorsitzender Ludwig Neusinger auf dem Deutschen Betriebsrätetag 2016 in Bonn

15 Jahren haben wir das Thema schon auf unsere 
Tagesordnung gesetzt“, sagt Betriebsratsvorsitzen­
der Neusinger. Doch anfangs sei es sehr schwierig 
gewesen, mit der Geschäftsführung über das The­
ma zu sprechen. Schließlich kann Stress auch 
positiv sein und zur Produktivität beitragen. Da­
von sind die Automobilzulieferer sicher nicht 
ausgenommen.

Doch das beständige Bohren der Arbeitneh­
mervertreter führte schließlich zum Erfolg. „Als 
die ganzheitliche Gefährdungsbeurteilung ge­
setzlich verbindlich wurde, hatten wir einen 
Hebel“, sagt Neusinger. „Wir haben gesagt: Wir 
regeln das Thema nur, wenn es parallel auch eine 
Betriebsvereinbarung zur psychischen Gesund­
heit gibt.“ Entsprechend wurden dann beide The­
men verhandelt. Neusinger führte dabei die 
Verhandlungskommission der Arbeitnehmerver­
treter an. Im vergangenen Herbst durfte er des­
halb nach Bonn reisen, um den „Sonderpreis für 
gute Arbeit“ des Deutschen BetriebsräteTages 
2016 entgegenzunehmen. „Im alten Plenarsaal 
des Bundestages reden zu dürfen, das war eine 
große Ehre und ganz schön aufregend“, sagt Neu­
singer heute.

Doch der größte Lohn für all die Mühen sind 
die direkten Rückmeldungen von den Beschäf­
tigten. Vor ein paar Monaten habe ein Mitarbei­
ter ganz aufgelöst in seinem Büro gesessen. Neu­
singer verwies ihn entsprechend der Vereinbarung 
weiter. Der Beschäftigte fand Hilfe und kam zwei 
Wochen später zurück, um sich zu bedanken. 

„Diese Vereinbarung steht nicht nur auf dem Pa­
pier, sie wird auch gelebt“, sagt Neusinger.

Neben der eigentlichen Betriebsvereinba­
rung gibt es für die Führungskräfte einen um­
fangreichen Handlungsleitfaden. Auf 20 Seiten 
gibt er den Führungskräften einen klar struktu­
rierten Prozess an die Hand. Darin ist nicht nur 
der genaue Ablauf der Gespräche geregelt, es gibt 
auch klare Hinweise, wie der Vorgesetzte mit 
seinen Mitarbeitern sprechen soll. In der Einfüh­
rung sind zudem zahlreiche Warnzeichen ge­
nannt, und der Leitfaden macht unmissverständ­
lich deutlich: Eine psychische Erkrankung ist 
kein Makel, es kann jeden treffen.

Neusinger ist dieser Punkt besonders wichtig. 
Er wünscht sich, dass psychische Erkrankungen 
genauso behandelt werden wie physische Krank­
heiten: „Nur dann können wir den Menschen 
wirklich helfen.“ 
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Was die Gefährdungsanalyse  
erzählen kann
Wissenschaft Elke Ahlers, die Leiterin des Referats „Qualität der Arbeit“ im  
WSI der Hans-Böckler-Stiftung, hat Antworten auf häufig gestellte Fragen zum 
betrieblichen Umgang mit Stress und anderen psychischen Belastungsfaktoren.

Die Fragen formulierte Andreas Bullik.

Wie hat sich das Thema psychische Belastungen über 

die letzten Jahre entwickelt?
Betriebsräte beobachten einen Anstieg der psychischen Belastun­

gen in den Belegschaften. Das zeigen die Betriebsrätebefragungen, 

die das WSI seit 15 Jahren durchführt, ganz klar. In vielen Betrieben 

hat dieser Anstieg mittlerweile zu Verhandlungen mit dem Arbeit­

geber geführt. Mit wechselndem Erfolg.

Wie können die Betriebsräte das Thema auf die Tagesord­
nung setzen?
In der jüngsten WSI-Befragung nannten die Betriebsräte die „Begrenzung 
der Arbeitsintensität“ und die „Anpassung der Personalbemessung an den 
tatsächlichen Arbeitsbedarf“ als die wichtigsten zukünftigen Themen. Sie 
machen also in erster Linie die unzureichende Personalausstattung und 
die hohe Arbeitsintensität für die krank machenden Arbeitsbedingungen 
verantwortlich. Positiv ist gewiss, dass psychische Belastungen als Problem 
diskutiert werden und damit als Handlungsfeld Einzug in die Betriebe 
gefunden haben. Positiv ist, dass mehr und mehr Betriebe Maßnahmen 
der betrieblichen Gesundheitsförderung anbieten. Mit mäßigem Erfolg. 
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Welche Instrumente können helfen, die 

Probleme in den Griff zu bekommen?

Nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes gelten Gefähr­

dungsbeurteilungen als gutes und geeignetes Mit­

tel zur Reduktion von psychischen Belastungen. 

Dieses gesetzlich seit 2013 vorgeschriebene Instru­

mentarium wird jedoch nur von einem Bruchteil 

der Betriebe eingesetzt: Nur in knapp einem Vier­

tel aller Betriebe sind in den Gefährdungsbeurtei­

lungen auch psychische Belastungen erfragt wor­

den – und das, obwohl die Arbeitgeber dazu 

verpflichtet sind. Diese Ziffer ist vor dem Hinter­

grund der akuten Probleme ein Trauerspiel.

Elke Ahlers beschäftigt sich wissen­
schaftlich mit dem Wandel der Arbeit 
und psychischen Arbeitsbelastungen.

Können Gefährdungsbeur­
teilungen effizienter werden?
Grundsätzlich sind psychische Belastun­
gen im betrieblichen Arbeits- und Ge­
sundheitsschutz schwierig zu fassen, 
weil sie bei jedem unterschiedlich auf­
treten und unterschiedlich belastend 
wirken. Die Beschäftigten sehen oft 
selbst den Zusammenhang zwischen 
der belastenden Arbeitsorganisation 
und dem Einfluss auf ihre Gesundheit 
nicht. In unserer Leistungsgesellschaft 
ist Überlastung zusätzlich mit einem 
Tabu versehen. Den Betriebsräten fällt 
es deshalb oft schwer, Handlungsansät­
ze zu finden: Es gibt zwar mittlerweile 
vielfältige Handlungshilfen und jede 
Menge theoretisches Wissen über 
psychosoziale Belastungsfaktoren. Doch 
die Fülle überfordert auch. Ein klarer 
Fall von Umsetzungsdilemma.

Betriebsräte und Beschäftigte sind oft verunsichert: Geht es 

um psychische Belastungen oder psychische Erkrankungen?

Im Arbeitsschutz geht es um die krank machenden Faktoren am Arbeitsplatz, 

die Körper oder Psyche belasten können – also um die psychische Belastung. 

Es geht nicht um psychische Erkrankungen. Dies auseinanderzuhalten ist 

wichtig. Dabei ist klar, dass Arbeitsbelastungen wie permanenter Leistungs­

druck oder wenig soziale Unterstützung durch Vorgesetzte und Kollegen auch 

zu psychischen Erkrankungen führen können. Genauso können psychischen 

Belastungen auch zu körperlichen Erkrankungen führen. Dauerhafter Stress 

kann das Immunsystem schwächen und anfälliger für Erkältungskrankheiten 

machen. Belastende Verhältnisse am Arbeitsplatz können sich auch auf Er­

krankungen des Muskel-Skelett-Systems auswirken. Ärzte gehen heute davon 

aus, dass viele Rückenleiden einen psychischen Ursprung haben.
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Was passiert, wenn der Arbeitgeber der gesetzlichen 

Verpflichtung nicht nachkommt?
Es bleibt für Unternehmen meist folgenlos, keine Gefährdungs­

beurteilung durchzuführen oder die Analyse der psychischen 

Arbeitsbelastungen einfach wegzulassen. Weil Arbeitsschutzbe­

hörden personell eher unterbesetzt und oft hinsichtlich psycho­

sozialer Risiken nicht hinreichend geschult sind, wird wenig 

kontrolliert. Erforderlich wären deutlich mehr Personal, aber 

auch Schulungen, um das Personal der Aufsichtsbehörden für 

die komplexen Zusammenhänge zwischen Arbeitsbedingungen 

und psychosozialen Risiken zu sensibilisieren.
Leider hat der Arbeits- und Gesundheitsschutz für viele auch 

den Charakter einer eher bürokratischen Hürde und Zusatzauf­

gabe. Das betriebliche Gesundheitsmanagement müsste viel stär­

ker in das eigentliche Management des Unternehmens eingebun­

den werden. Momentan hat es eher einen Bypass-Charakter, über 

den Gefährdungsbeurteilungen als zusätzliche, unternehmens­

fremde und damit überflüssige Aufgabe angesehen werden. Wich­

tig wäre es, über Gefährdungsbeurteilungen einen kontinuierli­

chen betrieblichen Prozess in Gang zu setzen, gesundheitliche 

Arbeitsbelastungen aufzudecken und sukzessive gemeinsam mit 

den Beschäftigten nach Lösungen zu suchen, um diese Belastun­

gen zu reduzieren.

Was sind die besonderen Belastungs­

faktoren bei mobiler Arbeit?

Grundsätzlich gilt: Die Digitalisierung der Arbeits­

welt wird deutlich gestiegene Anforderungen an 

Flexibilität mit sich bringen. Gerade im kunden­

orientierten Dienstleistungsbereich sind dabei 

Arbeitsort und Arbeitszeit immer schlechter zu 

definieren, und es wird für Beschäftigte schwieri­

ger, Grenzen zu setzen. Damit kann es immer häu­

figer zu einer Überlagerung von Berufs- und Pri­

vatleben kommen – mit allen sozialen und 

gesundheitlichen Konsequenzen.

Wo kann angesetzt werden, damit krank machende Faktoren früher erkannt und ihnen entgegengewirkt werden kann?Die Partizipationskultur im Betrieb ist wichtig: Die Beschäftigten sollen sich offensiv in Fragen der Arbeitsgestaltung einbringen. Dazu müsste zunächst für die Zusammenhänge zwischen der Arbeitsorganisation und der Leistungssteuerung sowie den erlebten Arbeitsbelastungen sensibili­siert werden. Dieser Schritt ist notwendig, um die Sachzwanglogik in Bezug auf die Arbeitsverdichtung und den hohen Termin- und Zeitdruck zu durchbrechen und die Arbeitsbedingungen als gestaltbar wahrzunehmen. Mit dieser Aufgabe dürfen Betriebsräte und Beschäftigte nicht alleingelas­sen werden: Es bedarf flankierender tariflicher und politischer Maßnahmen, um auch mit Blick auf die digitale Arbeitswelt humane arbeitsschutzrecht­liche Rahmenkonditionen zu definieren.

Welche Maßnahmen der  
betrieblichen Gesundheits­
förderung gibt es?
Die Unternehmen fokussieren bis­
her auf verhaltensorientierte Maß­
nahmen: Stressbewältigungskurse, 
Yoga oder Wirbelsäulengymnastik. 
Die mindestens genauso wichtigen 
verhältnisorientierten Maßnahmen – 
wie eine nötige Aufstockung des 
Personals oder Vermeidung von 
Störungen, die die Beschäftigten als 
belastend empfinden – werden da­
gegen kaum angegangen. 
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infografik Worüber Betroffene oft schweigen: Wenn die Seele leidet, leidet sie meist lange. Psychische 
Erkrankungen führen daher oft zu vielen Krankheitstagen. Prävention kann enorm helfen, damit die Men-
schen gar nicht erst krank oder schnell wieder gesund werden – das lohnt sich auch für die Unternehmen. 

Von Andreas Kraft

Zahlen aus der Tabuzone

Bei den psychischen Erkrankungen verteilen sich die 
Krankheitstage pro 100 DAK-Versicherte auf folgende 
Einzeldiagnosen:

Quelle: DAK, 2017

17,7
Angststörungen

15,3
Somatoforme 

Störungen*

* psychosomatische Beschwerden

Quelle: DAK, 2017

Wegen psychischer Erkrankungen kamen auf 100 DAK-
Versicherte im Jahr so viele Arbeitsunfähigkeitstage:

76,7

130,2

heute

Krank

246,2

1997 2007 2016

Psychische Erkrankungen verursachen die längsten Ausfallzeiten, 
Krankheiten des Atmungssystems die meisten Fälle.

Quelle: AOK-Fehlzeitenreport 2016

 Tage je Fall       Fälle pro 10 000 Versicherte

646

33,37Psychische 
Erkrankungen

(Seele)

168 
32,12Neubil­

dungen 
(Krebs)

314
18,93Kreislauf­

erkrankungen 
(Herz) 

2030

17,1Muskel-Skelett-
Erkrankungen 

(Rücken) 

113

11,32Schwangerschaft, 
Geburt und  

Wochenbett 

3016
6,23

Krankheiten des
Atmungssystems 

(u.a. grippale Infekte)

1299
5,88Krankheiten des

Verdauungssystems
(Magen-Darm)114,3
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22,1Neurotische 
Störungen
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Die Befragten nennen als Stressursache … 

Quelle: TK, Oktober 2016

46% 43% 33% 30% 28% 

… die 
Arbeit

… hohe  
Ansprüche 
an sich 
selbst

… zu viele  
Verpflich­
tungen in 
der Freizeit

… die  
Teilnahme  
am Straßen­
verkehr 

… die 
ständige 
Erreich­
barkeit

Quelle: BAUA, 2017

Produktionsausfälle

Psychische Erkrankungen präventiv 
zu bekämpfen hilft nicht nur den  
Beschäftigten, sondern auch den 
Unternehmen. 

Das zeigt ein Blick auf zwei Kenn­
zahlen. Zum einen sind das die 
Lohnkosten der krankgeschrie­
benen Beschäftigten (Produktions­
ausfälle), zum anderen der Ausfall 
an Produktivität, weil Beschäftigte 
fehlen (Ausfall an Bruttowert­
schöpfung). 2015 lagen sie bei: 

Ausfall an Bruttowertschöpfung

gesamt 
64 Mrd. 
Euro

gesamt 
113 Mrd. 

Euro

Psychische 
Erkrankungen

Psychische 
Erkrankungen

9,5 Mrd. 16,8 Mrd.

Als Ursache für Stress an der Arbeit nennen von den Beschäftigten … 

Quelle: TK, Oktober 2016

… zu viel Arbeit 

… Termindruck und Hetze 

… Unterbrechungen und Störungen 

… mangelnde Anerkennung 

… Informationsüberflutung 

… ungenaue Anweisungen 

… ungerechte Bezahlung 

… Lärm, Temperatur oder  
Beleuchtung 

… zu wenig Handlungsspielraum 

… schlechte Stimmung im Team 

… Vereinbarkeit von Beruf  
und Familie

… Probleme mit dem Vorgesetzten

64 %
59 %

52 %
39%
39 %
38 %
37%

34 %

30 %
28 %

26 %

20 %

Chronischer Stress kann psychische Erkrankungen auslösen. 
Bei einer Studie der Techniker Krankenkasse (TK) zeigte sich 
auch dieser Zusammenhang in den Antworten der Befragten. 

Von den Gesunden bezeichnet sich 
jeder Fünfte als häufig gestresst. 

Von den Befragten, die ihre Gesund­
heit als schlecht oder weniger gut 
bezeichnen, fühlt sich jeder Dritte 
häufig gestresst.

 
Von denen, die in den vergangenen 
drei Jahren psychisch erkrankt wa­
ren, ist jeder Zweite häufig gestresst.

Quelle: TK, Oktober 2016
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Erlaubt, aber nervig: Ein Bürger 
filmt Fahrzeuge der Polizei mit dem 
Smartphone (in Köln).

A
ls Polizeibeamte im Jahr 2014 in Rüssels­
heim zwei Kampfhunde erschossen, weil 
sie Passanten gebissen hatten und nicht 
eingefangen werden konnten, war der 

Teufel los. Ein verwackeltes Handyvideo des Ein­
satzes, auf dem deutlich die Schüsse zu hören 
waren, kursierte im Netz. Zwar kam Monate 

später die Staatsanwaltschaft zu dem Ergebnis, 
dass die Situation anders nicht mehr beherrsch­
bar gewesen war. Doch bis dahin hatte sich ein 
beispielloser Shitstorm über die Polizei und die 
Beamten ergossen.

Der Internetsender GASSI TV berichtete ge­
nauso wie überregionale Zeitungen über den 

„Hundemörder“
BRANCHENREPORT Der psychische Druck, den Polizisten aushalten müssen, ist enorm. Dazu tragen auch die 
sozialen Medien bei. Doch vorbeugende Maßnahmen gegen psychische Erkrankungen bleiben die Ausnahme.

Von Carmen Molitor, Journalistin in Köln
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Polizist Björn Neureuter: Gefragt ist ein Online-Krisenmanagement.

Vorfall. Dies löste eine Flut von Hasskommenta­
ren, Anzeigen und Protesten aus. Auf der Websi­
te www.petition24.com war die Rede von den 

„Hundemördern“, ein Gast kommentierte: „Am 
Ende geht es um zwei Lebewesen, die ein schla­
gendes Herz, Gefühle und eine Seele haben oder 
hatten. Es ist eben nichts anderes, als einen 
Mensch zu töten.“ Für die Beamten, die an dem 
Einsatz beteiligt waren, war das eine erhebliche 
Belastung. Sie standen als schießwütige Hunde­
killer da. Da half es wenig, dass die Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) erklärte: „Kein Polizist er­
schießt gerne ein Tier – im Gegenteil.“ 

Dass Polizisten bei ihrer Arbeit von Bürgern 
gefilmt werden, gehört heute zum Alltag. Es ist 
längst ein neuer Stressfaktor geworden – neben 
Gewalt gegen Polizeibeamte, Personalmangel 
oder Arbeitsverdichtung. Björn Neureuter, Leiter 
der Polizeiinspektion Andernach und Vorsitzen­
der des GdP-Bundesfachausschusses Schutzpoli­
zei, sagt, die Auswirkungen spürten Beamte, die 
in den Filmen zu erkennen seien, bis ins Privat­
leben hinein. „So etwas kann krank machen“, sagt 
der Gewerkschafter. „Man muss deshalb den 
Blickwinkel im Arbeitsschutz weiter fassen.“ 

Neureuter fordert auch ein schnelleres und 
gezielteres Online-Krisenmanagement der Vor­
gesetzten: „Als Polizist schaut man in so einer 
Situation genau darauf, wie sich der Vorgesetzte, 
der Polizeipräsident und die Politik äußern“, sagt 
er. Er fordert, die Polizei müsse auf Facebook, 
Twitter und Co. präsent sein, Stellung beziehen 
und ein gezieltes Monitoring einführen, damit 
sie überhaupt zeitnah erfahre, wenn sich ein Shit­
storm zusammenbraut. Wichtig sei, dass man 
Filme und wüste Beschimpfungen im Netz nicht 
einfach ignoriert – wie es derzeit noch häufig 
geschehe. 

Wie es besser geht
Nicht nur an schnellen Interventionsmöglichkei­
ten in den digitalen Medien fehlt es der Polizei. 
Auch auf eine Prävention für psychische Erkran­
kungen und professionelle Gefährdungsbeurtei­
lungen warten die Beamten bislang fast überall 
vergebens. Eine zuverlässige Beurteilung der 
psychischen Gefahren im Job, die das Arbeits­
schutzgesetz fordert, gibt es nicht. Eine Dienst­
vereinbarung, wie es sie in Rheinland-Pfalz gibt, 
erscheint da als eine rühmliche Ausnahme. Hier 

hat Bernd Becker, Hauptpersonalrat Polizei im 
Mainzer Innenministerium und Mitglied der 
Bundeskommission für Arbeits­
schutz der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP), in zähen Ver­
handlungen ein verbindliches 
Gesundheitsmanagement bei 
der Polizei des Landes imple­
mentiert. Eine Pionierarbeit, 
die ihm 2010 den Deutschen 
Personalrätepreis in Bronze ein­
brachte.

Jahrelang hatte Becker für das 
Projekt kämpfen müssen – seit 
2003. Das eingesetzte Verfahren, 
die „salutogenetische subjektive 
Arbeitsplatzanalyse“, untersucht 
neben den Bedingungen im Be­
trieb auch die privaten Hintergrün­
de und setzt beides in Verbindung. 
Im Jahr 2009 kam heraus, dass 36 
Prozent der Befragten an Schlafstö­
rungen litten und 45 Prozent über 
Abgeschlagenheit klagten. 27 Pro­
zent klagten über Reizbarkeit. Jeder 
Fünfte fühlte sich nach belastenden 
Einsätzen nicht ausreichend betreut. 
Solche Erhebungen sind ein ers­
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Youtube-Video des 
Einsatzes in Rüssels-

heim am 23. Sep-
tember 2014: Man 

hört Schüsse, dann 
sind die Hunde tot.
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ter Schritt und sollten eigentlich überall 
Standard sein. Doch für ein belastbares Monito­
ring braucht man auch neue Qualifikationen. 

„Unsere Fachkräfte für Arbeitssicherheit kommen 
alle aus der technischen Ecke und können wun­
derbar beurteilen, ob es eine technische Gefähr­
dung gibt“, erklärt Becker. „Von denselben Men­
schen zu erwarten, dass sie abschätzen können, 
welche psychischen Belastungen im Polizeidienst 
bestehen – das kann nicht funktionieren.“ Auch 
die meisten Betriebsärzte seien für diese Beurtei­
lung schlicht nicht ausgebildet.“ Hier hat Becker 
einiges verbessern können: „Wir haben heute ein 
landesweites Netz von Gesundheitsbeauftragten 
in den Behörden und Einrichtungen“, sagt er. 

„Die kümmern sich um die Symptome. Die viel 
spannendere Frage ist aber, wie wir zu Arbeits­
verhältnissen kommen, die möglichst wenige 
Leute krank machen.“ 

Chronisch unterbesetzt
Der Druck kommt nicht nur von außen. Gewerk­
schafter Becker hält ihn sogar zum großen Teil 
für hausgemacht: „Der Druck wächst mit der 
Arbeitsverdichtung“, erklärt er. „Je öfter die Kol­
legen belastenden Situationen ausgesetzt sind, 
desto höher wird auch der psychische Druck und 
umso seltener gibt es die Gelegenheit, sich zu 
erholen und das Erlebte zu verarbeiten.“ Auch 

die jährlichen Beurteilungsrunden hat Bernd 
Becker als andauernde Stressfaktoren ausge­
macht. „Mit einem Beurteilungssystem, mit dem 
wir jedes Jahr mehr Frustrierte als Geförderte 
hinterlassen, läuft etwas schief“, argumentiert er. 

„Die Behörde beurteilt 100 Prozent der Bewerber, 
um einen Bruchteil davon befördern zu können.“ 
Dazu kämen noch strenge Zielvorgaben: „Häufig 
kann man die geforderten Ziele gar nicht errei­
chen, weil schlicht die Zeit dafür fehlt.“ 

Der Gewerkschafter fürchtet, dass bald über­
haupt nur noch zählbare Leistungen wie Anzei­
gen oder Verwarnungen etwas wert sind: „Die 
Kollegin, die erfolgreich mit Familienstreitigkei­
ten umgehen kann, hat bei ihrer Beurteilung 
nichts davon. Ebenso wenig wie der erfahrene 
Kollege, der Ansprechpartner von allen jungen 
Kollegen in der Dienstgruppe ist, weil er für alles 
eine Lösung hat.“ Becker hat noch weitere Ziele: 
die Einrichtung eines „Institutes für Gesundheit 
und Arbeitssicherheit in der Polizei“ und die 
Neuausrichtung der Wechselschichten nach Ge­
sundheitsgesichtspunkten. 

Einen kleinen, aber etwas bitteren Erfolg gibt 
es für ihn und seine Kollegen schon. Derzeit sind 
alle Zielvereinbarungsprozesse in Rheinland-Pfalz 
ausgesetzt, weil die Einsatzbelastung so hoch ge­
worden ist. „Der Arbeitgeber spürt wohl, dass das 
nicht der richtige Weg ist“, vermutet Becker. 

Bernd Becker, Hauptpersonalrat Polizei im Mainzer Innenministerium

„Die Gesundheitsbeauftragten kümmern sich um 
die Symptome. Die viel spannendere Frage ist  
aber, wie wir zu Arbeitsverhältnissen kommen, die 
möglichst wenige Leute krank machen.“
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Wenn der Betrieb  
zum Arzt muss

PORTRÄT Wenn Betriebsärzte wie Michael Suchodoll Unternehmen ausleuchten, wird  
sichtbar, wie es um Führungskultur und Kommunikationsfähigkeit bestellt ist. Der Gesetzgeber 

hat ihnen dafür die „Gefährdungsbeurteilung“ an die Hand gegeben.

Von Andreas Molitor, Journalist in Berlin – Fotos Jürgen Seidel

A
ls Betriebsarzt hat Michael Suchodoll oft 
mit durchaus bodenständigen Leuten zu 
tun, die das direkte Wort schätzen. Auch 
selbst redet der Aachener Mediziner gern 

Klartext. Wenn er allerdings beschreibt, was sich 
jüngst in einem Unternehmen zugetragen hat, 
das er arbeitsmedizinisch betreut, ein großer In­

dustriebetrieb in der Nähe von Düsseldorf mit 
fast 2000 Beschäftigten, ringt er um diplomati­
sche Wortwahl. Der kürzlich berufene neue Ge­
schäftsführer, berichtet er, hat das Unternehmen 
offenbar mit einer auf Angstmache basierenden 
Führungskultur infiziert. „Der brüllt auf dem 
Flur die Mitarbeiter zusammen“, erzählt 
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Suchodoll, „und zwar absichtlich so laut, dass 
man es bis ins letzte Büro hört.“ Und was machen 
die Führungskräfte auf der nächsten Hierarchie­
ebene? „Die fangen auch an zu brüllen. Irgend­
wann geht das runter bis zum Schichtführer, der 
auf einmal die Arbeiter in der Produktionshalle 
anschreit.“ Hinzu komme die ständige Unsicher­
heit über die Zukunft des Werkes. Seit Jahren 
steht immer wieder Personalabbau auf der Tages­
ordnung. „Die Leute gehen auf dem Zahnfleisch“, 
urteilt Suchodoll, „sie sind verschlissen, sehen 
keine Perspektive, müssen ständig powern, ohne 
dass ihnen jemand Wertschätzung entgegen­
bringt.“ 

Dem Betriebsarzt war klar, „dass man da mal 
dringend genauer reinschauen muss, bevor das 
völlig kippt“. Per Fragebogen erhob er die psychi­
sche Belastung in einigen Bereichen der Produk­
tion. Die Ergebnisse bewegten sich fast durchweg 
im tiefroten Bereich. Es bestand dringender 
Handlungsbedarf. „Aber anschließend ist da 
nichts passiert“, erzählt Suchodoll immer noch 
fassungslos. Keine einzige Maßnahme sei einge­
leitet worden. „Für die Geschäftsführung war die 
Befragung eine reine Alibiveranstaltung.“

Prävention hat Vorrang
Der 54-jährige Facharzt für Arbeitsmedizin und 
Allgemeinmedizin betreut mit einem siebenköp­
figen Ärzteteam rund 330 Unternehmen, vom 
Drei-Mann-Büro bis zur Niederlassung des Scho­
koladenfabrikanten Lindt mit 2700 Beschäftigten. 
Suchodoll ist ein Betriebsarzt, der die Arbeitgeber 
nicht nur auf das gesetzlich vorgeschriebene 
Pflichtprogramm einschwört. Beharrlich wirbt 
er für ein systematisches betriebliches Gesund­
heitsmanagement mit maßgerecht geschnürten 
Präventionsprogrammen für alle Mitarbeiter, 
vom Topmanagement bis zum Mitarbeiter in 
Fabrikhalle, Büro und Labor. Dank solcher Vor­
sorgepakete konnte er schon etliche schwere 
Erkrankungen im Frühstadium erkennen. Sucho­
doll hat auch schon mal bei der Müllabfuhr hos­
pitiert, weil er am eigenen Leib erfahren wollte, 
was so ein Knochenjob schon nach wenigen Ta­
gen mit dem Körper anrichtet.

Seit nunmehr drei Jahren ist der Mediziner 
auch als eine Art psychologischer Belastungs-TÜV 
unterwegs. Das Arbeitsschutzgesetz verpflichtet 
mittlerweile jeden Arbeitgeber, die seelische Be­
lastung in seinem Unternehmen evaluieren zu 

lassen. Die Zusammenhänge sind offensichtlich: 
Ist der Chef ein Despot, die Kommunikation ge­
stört, schleppt die Firma sich von einer Restruk­
turierung zur nächsten, werden Konflikte ständig 
unter den Teppich gekehrt und ist das Arbeit­
spensum eigentlich nie zu bewältigen, mündet 
das häufig in Dauerstress und Burn-out; langfris­
tig können auch schwerste seelische Erkrankun­
gen wie Depressionen eine Folge sein. 

Michael Suchodoll vergleicht die Gefähr­
dungsbeurteilung, so der Fachbegriff für die per 
Fragebogen, Beobachtungsinterviews oder Work­
shops durchgeführte Erhebung, gern mit einer 
Herzkatheteruntersuchung, mit der man in den 
letzten Winkel des Organs schauen kann. Aus 
den Daten sehe man relativ genau, wie es in ei­
nem Unternehmen aussieht und wie es um Füh­
rungskultur und Kommunikationsfähigkeit be­
stellt ist. Seine Erfahrung aus mehr als 100 
durchgeführten Gefährdungsanalysen aus den 
vergangenen drei Jahren: „Die Unternehmen, die 
offen sind und eine Befragung oder einen Work­
shop als Impuls für ihre Organisationsentwick­
lung begreifen, liegen fast durchgängig im grü­
nen Bereich. Die Firmen dagegen, bei denen wir 

Psychologinnen Regine Vieweg, 
Maria Rühl: Mit dem methodischen 
Handwerkszeug bestens vertraut
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viel Rot vermuten, sperren sich oder machen eine 
Alibiveranstaltung draus.“

Die Aufsichtsbehörde – in Aachen ist es die 
Bezirksregierung – drückt jetzt aufs Tempo. 
Sämtliche Unternehmen müssen sich dem Belas­
tungscheck unterziehen. Suchodolls ohnehin 
florierender Praxis hat das einen zusätzlichen 
Boom beschert. Viele seiner Kollegen befassen 
sich nicht mit der psychischen Belastung im Be­
trieb; sie bleiben lieber beim Sehtest. Suchodoll 
hat mehrere Fortbildungsveranstaltungen absol­
viert und außerdem zwei Psychologinnen einge­
stellt, die mit dem für die Gefährdungsanalyse 
nötigen methodischen Handwerkszeug bestens 
vertraut sind.

Offenkundigen Zusammenhängen auf der Spur
Maria Rühl, eine der beiden Psychologinnen, er­
kennt aus den bisher betreuten Fällen eine Art 
Muster. In der Produktion, sagt sie, fänden sich 
tendenziell mehr kritische Werte als in den Büros 
oder in Forschung und Entwicklung. „Vor allem 
Geringqualifizierte, die kaum Jobalternativen 
haben, leiden unter fehlendem Entscheidungs­
spielraum, unter hoher Arbeitsintensität mit 
stetig schnellerer Taktung der Abläufe und gerin­
ger Wertschätzung.“

Am nächsten Tag moderiert sie einen Work­
shop in einem Aachener Produktionsbetrieb. Die 
Ergebnisse einer vorangegangenen Onlinebefra­
gung passen ins Bild: In der Produktion steht das 
Unternehmen in puncto Entscheidungsspiel­
raum, Entwicklungsmöglichkeiten und Arbeits­
pensum hart an der Grenze von Gelb zu Rot. 
Maria Rühl will jetzt in einer Abteilung die kri­
tischen Punkte detaillierter analysieren und he­
rausfinden, welche konkreten Probleme am Ar­
beitsplatz sich beispielsweise hinter dem eher 
abstrakten Befund „Fehlende Entwicklungsmög­
lichkeiten“ verbergen. 

Der gut dreistündige Workshop, bei dem die 
Produktionsmitarbeiter unter sich sind, also 
ohne Vorgesetzte, offenbart vor allem ein gravie­
rendes Kommunikationsproblem. „Die Zusam­
menarbeit zwischen den Abteilungen ist grotten­
schlecht“, heißt es, „die Vorgesetzten sind nicht 
konfliktfähig und gehen in Deckung.“ „Wenn 
man etwas kritisiert, gilt man schnell als Stören­
fried.“ Es herrsche ein „unzufriedenes Grundrau­
schen“, konstatieren die Mitarbeiter, darunter 
etliche Zeitarbeiter, ein „Klima der Angst“. Frus­

tration habe sich aber auch breitgemacht, weil 
das Unternehmen den Mitarbeitern in der Pro­
duktion keinerlei Chance auf Weiterbildung 
bietet. Einmal Arbeitsbiene, immer Arbeitsbiene.

Der Workshop verharrt allerdings nicht bei 
der Problembeschreibung. Die Psychologin lässt 
die Mitarbeiter Lösungsvorschläge für die diag­
nostizierte Misere erarbeiten; jeder bekommt 
drei rote Klebepunkte und kann sie nach seinen 
Präferenzen auf die an der Tafel angehefteten 
Maßnahmenvorschläge verteilen. Den größten 
Zuspruch finden regelmäßige Mitarbeitergesprä­
che, Weiterbildungsangebote sowie Teambil­
dungsevents. Bei der abschließenden Diskussi­
onsrunde ist auch die Betriebsratsvorsitzende 
dabei. „Wir werden eure Lösungsvorschläge mit 
der Unternehmensleitung diskutieren“, sagt sie – 
und erntet neben beifälligem Nicken auch einige 
sehr skeptische Blicke.

Problem erkannt, aber oft noch lange nicht 
gebannt
Der Umgang mit den erarbeiteten Maßnahmen – 
für Michael Suchodoll ist das ein heikles Thema, 
das ihn regelmäßig umtreibt. Da passiere oft zu 
wenig, meint er. Auch die Aufsichtsbehörde hake 
bislang viel zu selten nach und sei oft „schon mit 
einer Excel-Tabelle zufrieden“. 

Nur ein Beispiel fällt ihm ein, wo die Behör­
de intervenierte. „Da hat der Vorgesetzte am 
Schreibtisch selbst angekreuzt, ob seine Mitarbei­
ter Stress bei der Arbeit haben.“ Keiner hatte 
Probleme. Die Umsetzung scheitert vor 

Michael suchodoll, Arbeitsmediziner und Betriebsarzt in Aachen

„Für eine Alibiveranstaltung 
sollte sich ein Betriebsarzt 
nicht missbrauchen lassen.“
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Sie haben in den vergangenen Jahren Dutzende 

von Seminaren für Betriebsräte zum Thema psy­

chische Belastung am Arbeitsplatz durchgeführt. 

Mit welchem Ziel?

Nach der Novellierung des Arbeitsschutzge­
setzes vor vier Jahren war die Verunsicherung 
nicht nur bei den Arbeitgebern, sondern auch 
bei den Betriebsräten sehr groß. Viele dachten, 
die Mitarbeiter würden jetzt auf die Couch 
gebeten und therapiert. Andere befürchteten 
die Weitergabe von Daten aus den Befragun­
gen an Vorgesetzte. Vielen war nicht klar, dass 
bei einer Gefährdungsbeurteilung nicht die 
psychischen Probleme des einzelnen Mitar­
beiters im Fokus stehen, sondern die Analyse 
der Organisationsbedingungen. Das Arbeits­
schutzgesetz sieht vor, dass das gesamte Un­
ternehmen sich so verändern soll, dass psychi­
sche Belastungen vermieden oder minimiert 
werden. Das ist ein Prozess, der nicht mehr 
aufhört.

Was vermitteln Sie in Ihren Seminaren?

Ich erkläre, was physiologisch abläuft, was 
psychische Belastung überhaupt ist und war­
um sie auf Dauer beispielsweise zu Burn-out 
oder zu Depressionen führen kann. Es geht 
aber auch darum, die Dimension des Prob­
lems einmal vor Augen zu führen. Immerhin 

INTERVIEW Die Berliner Arbeitsmedizinerin und Mediatorin 
Marianne Engelhardt-Schagen schult Betriebsräte zum Um-
gang mit Gefährdungsbeurteilungen. Sie ist Altstipendiatin 
der Stiftung.

sind mittlerweile 44 Prozent aller Frühren­
tenzugänge durch psychische Erkrankungen 
bedingt. Nicht zuletzt stelle ich die verschie­
denen Methoden vor, die sich für eine Gefähr­
dungsbeurteilung anbieten, also Fragebogen, 
Workshop und Beobachtungsinterview. Ich 
lasse die Teilnehmer auch selbst mal einen 
oder zwei Fragebögen ausfüllen, damit sie das 
Vorgehen nicht nur aus der Theorie kennen. 
Und ich warne dringend davor, einen eigenen 
Fragebogen zu stricken, sondern empfehle, 
auf gut evaluierte Verfahren zurückzugreifen.

Welche Erfahrungen haben Sie selbst bei Work­

shops gemacht?

Ich habe immer wieder erlebt, welches Enga­
gement Mitarbeiter zeigen und was für super­
gute Ideen sie entwickeln, wenn man sie an 
der Erarbeitung von Lösungsvorschlägen 
beteiligt. Das ist ein tolles Beispiel für Empo­
werment. Es zeigt den Mitarbeitern, dass ihre 
Ideen wichtig und gefragt sind. Ich verstehe 
Unternehmensleitungen nicht, die diesen 
Weg scheuen und versuchen, sich vor der Ge­
fährdungsbeurteilung zu drücken. Es ist doch 
geradezu fahrlässig, eine solche Ressource 
nicht zu nutzen.

Die Fragen stellte Andreas Molitor.

„Supergute Ideen“

„Im Fokus der Gefähr-
dungsbeurteilung 
stehen die Organisa
tionsbedingungen in 
den Unternehmen.“

Marianne Engelhardt-Schagen ist Fachärztin 
für Arbeitsmedizin/Umweltmedizin und Be­
triebsärztin an der Universität der Künste 
(UdK) in Berlin. Bis Ende 2016 hat sie regel­
mäßig für das DGB-Bildungswerk Bayern  
Seminare für Betriebsräte zum Thema ange­
boten und den Arbeitskreis beim BMAS  
geleitet, der die erste Broschüre zum Thema 
herausgegeben hat: „Psychische Gesundheit 
im Betrieb“. Ende 2016 ist die fünfte Auflage 
erschienen: bit.ly/bmas-psych-gesundheit
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allem bei Maßnahmen, die ins Geld gehen. 
„Mehr Personal“ ist ein nahezu chancenloser Klas­
siker. Und, nun ja, bei der Diagnose „Angst vor 
Jobverlust“ sei die Maßnahme noch nie eine Job­
garantie gewesen, sagt Suchodoll. Aber, immer­
hin, der Personalchef einer von ihm evaluierten 
Bank beteuerte nach dem Belastungscheck: „So­
bald wir wissen, welche Filialen geschlossen wer­
den, werden wir das so früh wie möglich kom­
munizieren, damit jeder Mitarbeiter weiß, ob es 
ihn trifft oder nicht.“ Oft passiert erst etwas, wenn 
der Leidensdruck keinen Ausweg mehr lässt. In 
einem Fall, im öffentlichen Dienst, waren fast alle 
Ergebnisse grün, nur eine Abteilung steckte im 
Tiefroten. „Ach, das Problem schiebe ich seit Jah­
ren vor mir her, aber jetzt haben Sie es mir ja 
noch mal bescheinigt“, beichtete der Chef. Das 
Problem war die Abteilungsleiterin, die fachlich 
überfordert war, kein System in die Arbeitsabläu­
fe bekam, ihre Mitarbeiter drangsalierte und 
immer wieder die Notbremse „Urlaubssperre“ 
zog – was in einen Krankenstand von bis zu 17 
Prozent mündete. Nach einem genauen Blick auf 
die Auswertung der Gefährdungsbeurteilung 
trennte man sich von der Abteilungsleiterin. Der 
Krankenstand hat sich seitdem halbiert.

Geringeren Widerstand erleben Suchodoll 
und sein Team bei kleinen Maßnahmen, die ein­
fach und fast kostenneutral umsetzbar sind. 

„Manchmal hilft es ja schon, wenn sich der Vor­
gesetzte hin und wieder mal in der Produktions­
halle blicken lässt und ansprechbar ist“, sagt  
Maria Rühl. Schließlich zähle mangelnde Wert­
schätzung zu den Hauptursachen für psychische 
Belastung bei der Arbeit. „Wir kriegen nie ein 
Lob, werden immer nur angeraunzt, wenn etwas 
schiefläuft.“ Derartiges hört sie häufig. Natürlich 
gebe es Sachzwänge. Wenn beispielsweise ein 
Kunde am Samstagnachmittag einen Autokran 
haben will, müssen Mitarbeiter des Kranverleihs 
wohl oder übel antreten. „Aber der Abteilungs­
leiter oder der Vorarbeiter könnte sich montags 
drauf bei den Mitarbeitern ausdrücklich für den 
Wochenendeinsatz bedanken – und großzügigen 
Freizeitausgleich anbieten.“

Oberstes Gebot: Anonymität und Datenschutz
Die Betriebsräte, so vorhanden, erlebt Suchodoll 
nicht selten als Impulsgeber. „Wir hatten etliche 
Fälle, in denen der Betriebsrat den Arbeitgeber 
gedrängt hat, in Sachen psychische Belastung 

endlich was zu tun“, erzählt er. „Die Arbeitneh­
mervertreter wollen wissen, welches die Schmerz­
punkte im Betrieb sind.“ Und geben ihm mitun­
ter wichtige Hinweise. In einem Unternehmen 
signalisierte eine Mitarbeiterbefragung beim 
Thema Mobbing keine Hinweise auf eine gravie­
rende Belastung. Der entsprechende Auswer­
tungsbalken war grün. Dann kam ein Betriebsrat 
auf Suchodoll zu. „Wir haben hier einen Kollegen, 
der mir gegenüber schon von Suizid gesprochen 
hat, weil er sich so massiv gemobbt fühlt“, hieß 
es. Suchodoll schaute in die Rohdaten und stell­
te fest, dass die meisten Fragebögen zwar ein 
Mobbing verneinten, zwei Bögen aber ganz 
schlecht ausgefallen waren. Bei der großen An­
zahl der Befragten waren sie statistisch nicht ins 
Gewicht gefallen.

Manchmal allerdings treten Betriebsräte bei 
der Gefährdungsbeurteilung auch kräftig auf die 
Bremse. Nach Suchodolls Erfahrung vor allem, 
weil sie Bedenken hinsichtlich der Anonymität 
und des Datenschutzes haben. Sie befürchten, 
dass Vorgesetzte erfahren, welcher Mitarbeiter 
sich im Workshop kritisch geäußert hat. Oder 
dass ihre Chefs anhand der Fragebögen einzelne 
Mitarbeiter mit psychischen Problemen identifi­
zieren können – um sie bei der nächsten Per­
sonalabbaurunde ganz nach oben auf die Entlas­
sungsliste zu setzen. Für Suchodoll ist Anony- 
mität deshalb oberstes Gebot. „Nur wenn die 
gewährleistet ist, bekommt man ehrliche Ant­
worten. Selbst ich kann aus den Fragebögen nicht 
erkennen, welcher Mitarbeiter sie ausgefüllt hat. 
Und was im Workshop gesagt wurde, bleibt 
selbstverständlich in diesem Raum.“

Eine Frage der Glaubwürdigkeit
Dem Geschäftsführer jenes Unternehmens, das 
sich trotz eindeutiger Diagnose hartnäckig gegen 
jegliche Maßnahme sperrt, hat Suchodoll übri­
gens kürzlich erklärt, dass er sich einen anderen 
Betriebsarzt suchen muss. „Ich habe immer wie­
der auf ihn eingeredet“, sagt er, „aber wenn je­
mand so völlig auf Blockade schaltet und die 
psychische Belastung nur erheben lässt, damit die 
Aufsichtsbehörde Ruhe gibt, will ich nicht als 
Feigenblatt herhalten. Für eine Alibiveranstal­
tung sollte sich ein Betriebsarzt nicht missbrau­
chen lassen.“ 

Der Betriebsarzt ist eine in 
Deutschland durch das  
Arbeitssicherheitsgesetz vor­
geschriebene Stelle im Unter­
nehmen. Aufgabe der Be­
triebsärzte ist die Förderung 
und Erhaltung der Gesundheit 
sowie der Arbeits- und Be­
schäftigungsfähigkeit der Mit­
arbeiter. 

Großunternehmen unterhalten 
meist eigene betriebsärztliche 
Abteilungen. Die dort tätigen, 
beim Unternehmen fest ange­
stellten Ärzte nennt man auch 
Werksärzte. Alle anderen  
Unternehmen sind verpflichtet, 
einen externen Arzt zu bestel­
len, der die betriebsärztliche 
Versorgung wahrnimmt.

 
Ein Betriebsarzt muss neben 
einem abgeschlossenen Me­
dizinstudium eine fünfjährige 
Weiterbildung zum Facharzt 
für Arbeitsmedizin (Arbeits­
mediziner) nachweisen können.
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Es scheint, als ob bald, wie bei Ihrem 
Vorgänger Robert Oswald, die vier 
wichtigsten Mandate in Sachen Mit­

bestimmung wieder in einer Hand liegen: Sie sind 
Vorsitzender des Betriebsrats der BASF SE in Lud­
wigshafen, des Konzernbetriebsrats und stellver­
tretender Vorsitzender des Aufsichtsrats. Die Chan­
cen stehen gut, dass Sie auch den Vorsitz im 
Eurobetriebsrat übernehmen. Wie sind Sie zum 
Kandidaten für die Nachfolge geworden?
Ich war neun Jahre freigestellter Betriebsrat und 
habe in dieser Zeit im Personal- und im Entgelt­
ausschuss, im Wirtschafts- und im Betriebsaus­
schuss mitgearbeitet. Und das nicht nur als ein­
faches Mitglied, sondern ich war immer 
maßgeblich dabei, wenn verhandelt wurde. Das 
hat die älteren Kollegen wohl überzeugt, dass 
man mir auch darüber hinaus etwas zutrauen 
kann. Sie haben mich gefragt, ob ich mir vorstel­
len kann, das Amt des Betriebsratsvorsitzenden 
mit allem Drum und Dran zu übernehmen.

Wann war das?
Das Gespräch hat vor etwa vier Jahren stattge­
funden. Das hieß natürlich nicht, dass ich tat­
sächlich auch Betriebsratsvorsitzender werden 
würde. Es ging darum, den Übergang sukzessive 
bis zum Ausscheiden von Robert Oswald von 
langer Hand zu gestalten. Das ist uns sehr gut 
gelungen.

Wer hat sich das Konzept für diesen Übergangs­
prozess in Etappen über ein Jahr ausgedacht?
Was mich betrifft, haben da insbesondere die 
Kollegen aus dem Aufsichtsrat, Ralf Bastian, 
Wolfgang Daniel und Robert Oswald, auf diese 
langfristige Personalplanung hingewirkt. Aber 
es ging ja nicht nur um die Positionen, die ich in 
der Nachfolge von Oswald besetzt habe. Wir ha­
ben auch einen Generationswechsel auf wichti­
gen Positionen in allen führenden Ausschüssen 
erlebt. Für sie alle hatten wir Übergangsszenarien 
von ein bis drei Jahren gemacht.

Ein langfristig geplanter 
Wechsel vollzieht sich in den 
Spitzenämtern der Mitbestim­
mung der BASF SE in Lud­
wigshafen. Nachdem der all­
seits bekannte langjährige 
Betriebsratsvorsitzende Robert 
Oswald seinen Abschied an­
gekündigt hatte, wurde vom 
Betriebsrat mit Unterstützung 
der IG BCE der Plan entworfen, 
Sinischa Horvat, 41, stufen­
weise als dessen Nachfolger 
in vier Spitzenämtern aufzu­
bauen.

„Ich scheue keine  
Verantwortung“
INTERVIEW Mit Sinischa Horvat übernimmt eine jüngere Generation alle wichtigen 
Mitbestimmungsfunktionen bei der BASF. Der weltgrößte Chemiekonzern verändert 
sich gerade stark – die Kultur der Beteiligung bleibt.

Mit Sinischa Horvat sprachen Carmen Molitor und Cornelia Girndt in Ludwigshafen – Fotos Wolfgang Roloff
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Worin sehen Sie die Vorteile, wenn alle Spit­
zenmandate in einer Hand liegen?
In der Gewichtung, die ich als Betriebsratsvorsit­
zender des größten BASF-Standorts Ludwigsha­
fen mitbringe. So lassen sich in den verschiede­
nen Gremien die Themen besser aussteuern und 
im Interesse der Arbeitnehmer auf allen Ebenen 
Einfluss nehmen.

Sie sind 20 Jahre jünger als Ihr Vorgänger. Werden 
Sie manche Dinge grundsätzlich anders machen?
Das ist überhaupt nicht mein Thema. Der Be­
triebsrat der BASF ist immer ein Gemein­
schaftsprojekt gewesen. Genauso wie die Stand­
ortvereinbarungen, die wir immer wieder auf den 
Weg gebracht haben. So wird es auch in der Zu­
kunft sein. Ich leiste meinen Beitrag dazu, indem 
ich das steuere. Vielleicht ist ein Grund, warum 
ich das Amt jetzt innehabe, dass ich keine Ver­
antwortung scheue. Für mich ist maßgeblich 
gewesen: Ich will Verantwortung übernehmen. 
Das sage ich meinen Kolleginnen und Kollegen, 
das sage ich den 36 000 Mitarbeitern der BASF 
in Ludwigshafen, das sage ich auch bei unbeque­
men Vereinbarungen, die wir treffen mussten. 
Ich will mit den Mitteln der Mitbestimmung 
Rahmenbedingungen auf den Weg bringen, die 
die Arbeitsbedingungen verbessern oder mindes­
tens erhalten.

Vor Kurzem hat die BASF erstmals 170 kaufmänni­
sche Azubis nicht übernommen. Ein Novum. Wie 
übernimmt man da Verantwortung?

Indem man mit dem Unternehmen regelt: Die 
jungen Menschen werden erst mal befristet über­
nommen. Und wir werden im Hintergrund alles 
dafür tun, damit eine Entfristung stattfindet.

In welcher Situation übernehmen Sie die Spitzen­
positionen der BASF, die vielen als „Kraftzentrum 
der deutschen Mitbestimmung“ gilt? Der Konzern 
scheint nach einem vergleichsweise schwierigen 
Jahr 2016 inzwischen wieder gut dazustehen. 
Ja, die Geschäftszahlen sind gut. Aber die Lage 
ist insgesamt geprägt durch massive Veränderun­
gen in der Chemie. Gerade bei uns am Standort. 
Die BASF verändert ständig ihr Portfolio. Das hat 
eine hohe Dynamik angenommen. Menschen 
beklagen, dass ihnen das zu schnell geht und sie 
sich mehr Stabilität und Perspektiven wünschen. 
Als Betriebsrat haben wir diese Veränderungen 
in den letzten zwei, drei Jahre massiv mitbegleitet 
und eine diesmal hart erkämpfte Standortverein­
barung ausgehandelt.

Diese brachte Ihnen 2016 den Deutschen Betriebs­
räte-Preis in Gold ein und legt fest, dass es am 
Standort Ludwigshafen bis 2020 keine betriebsbe­
dingten Kündigungen gibt. Außerdem sichert sie 
Investitionen von zehn Milliarden Euro – inklusive 
der Gelder für die Forschung.
Das ist eine wertvolle Vereinbarung, wie man 
jetzt sieht, denn dadurch herrscht wieder ein 
bisschen mehr Zuverlässigkeit hier am Standort. 
Wenn es Umstrukturierungen gibt, wissen die 
Beschäftigten: Ich falle nicht ins Bodenlose, für 
mich geht es morgen an einer anderen Arbeits­
stelle innerhalb der BASF weiter. 

Welchen Anteil hat die Digitalisierung an dem Ver­
änderungsdruck? Kann sie zu einer Gefahr für Jobs 
bei der BASF werden?
Nur da, wo wir standardisierte Prozesse haben. 
Im kaufmännischen Bereich haben wir es massiv 
erlebt. Da hat die Digitalisierung in den letzten 
zwei Jahren ganz rasant Arbeitsplätze gekostet. 
Es fielen 170 Stellen weg, aber die betroffenen 
Mitarbeiter werden innerhalb der BASF SE auf 
anderen Arbeitsplätzen weiterbeschäftigt. Im 
Produktionsbereich, also in unseren klassischen 
Einheiten vor Ort, in den Anlagen und in den 
technischen Bereichen erleben wir das im Mo­
ment aber noch nicht. Auch nicht in der For­
schung. Deswegen bin ich – im Gegensatz zu den 

„Wie Jobs schaffen in Zeiten der 
Digitalisierung? Darüber müssen 
wir uns Gedanken machen!“
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Kollegen in der Automobilindustrie – nicht so 
besorgt, was das Thema Roboter angeht. Die ha­
ben wir an den Anlagen überhaupt nicht. Aller­
dings werden wir, wenn Tablets und Smart­
phones stärker Einzug halten, auch in der 
Produktion riesige Veränderungen bekommen.

Das klingt nach einem großen Fortbildungsbedarf.
In unsere Ausbildung halten gerade Themen wie 
Augmented Reality und Smart Grid Einzug. Aber 
wir haben in Ludwigshafen ein Durchschnittsal­
ter von 47 Jahren. Es gibt also einen erheblichen 
Anteil von älteren Mitarbeitern, die wir bei diesen 
Themen auch mitnehmen müssen – mit Chan­
gemanagement-Methoden, Weiterbildungen 
und Qualifizierungen. Dazu müssen wir neue 
Betriebsvereinbarungen machen. Vor drei Jahren 
hätten wir nicht gedacht, dass unsere Systeme 
sich so schnell wandeln. Dass auf einmal für Mit­
arbeiter im kaufmännischen Bereich die Arbeits­
grundlage weg ist. Sie sind alle gesichert. Aber 
sie müssen alle komplett etwas Neues beginnen. 
Das wird wahrscheinlich eine schwierige Kiste 
für die Älteren.

Was können Betriebsrat und Mitbestimmung tun, 
um den digitalen Wandel gut zu gestalten?
Ich rate, alles direkt vor Ort eng zu begleiten und 
in jedem einzelnen Betrieb und Bereich eigene 
Vereinbarungen zu treffen. Eine Elfenbeinturm­
vereinbarung, die für alle irgendwo eine Gültig­
keit hat, bringt uns nicht weiter. Wir haben in 
unserer Standortvereinbarung festgehalten, dass 
wir uns das ansehen. Digitalisierung ist ein Be­
standteil des Projekts „Zukunftsbild Werk Lud­
wigshafen“, das unser Werksleiter auf den Weg 
gebracht hat. Dort haben wir vereinbart, dass 
jegliche Neuerung mit uns, den Arbeitnehmer­
vertretern, besprochen wird. Wir reden mit. Bei­
spielsweise über Weiterbildung und über Ent­
geltbestandteile, falls sich die Aufgaben und 
Rollen der Mitarbeiter verändern. Oder wenn 
Arbeitsplätze wegfallen.

Ihre Hoffnung ist, dass durch die Digitalisierung 
bei BASF nur vergleichsweise wenige Jobs weg­
fallen?
Bei uns gehen dadurch vermutlich nicht viele 
Arbeitsplätze verloren. Aber ich möchte vom 
Unternehmen, dass es das Geld aus diesen Ein­
spareffekten wieder in die Schaffung von 

Spitzenmann mit Migrationshintergrund und Ambitionen

Schon als Jugendlicher war Sinischa Horvat, Jahrgang 1976, der Typ „Klassen­
sprecher“: einer, an den man sich vertrauensvoll wendet, wenn man Probleme 
hat, und von dem man weiß, dass er sich kümmern und Verantwortung über­
nehmen wird. „Das ist mir wohl in die Wiege gelegt“, sagt er lächelnd. Horvats 
Vater war mit 18 Jahren als Gastarbeiter aus Kroatien nach Pirmasens gekom­
men und hatte hier Horvats spätere Mutter kennengelernt. Außer den jährli­
chen Urlauben in Jugoslawien verband den jungen Sinischa nur wenig mit der 
Heimat seines Vaters. Er wuchs behütet in dem verschlafenen Dorf Ludwigs­
winkel auf und zog, als er mit 17 die Ausbildung als Prozessleitelektroniker bei 
BASF begann, sofort nach Ludwigshafen. Für ihn damals ein Schritt in die 

„vermeintlich große Stadt“, wie er heute schmunzelnd sagt. Horvat blieb der 
BASF seit seinem Ausbildungsbeginn 1993 treu. Er trat zeitgleich in die IG BCE 
ein und engagierte sich in der Jugend- und Auszubildendenvertretung, deren 
Vorsitzender er schon bald wurde. Das habe seinen Horizont erweitert und ihm 
neue Perspektiven eröffnet, berichtet der 41-Jährige. Er entschloss sich, be­
rufsbegleitend ein BWL-Studium an der Verwaltungs- und Wirtschaftsakade­
mie in Mannheim zu absolvieren. Eine besonders fordernde Zeit: Da hat er sei­
ne Belastbarkeit mehr als unter Beweis gestellt. Parallel dazu engagierte er sich 
auch ehrenamtlich im Hauptvorstand der IG BCE. Seit 2007 ist Horvat freige­
stelltes Betriebsratsmitglied. Der Fan des 1. FC Köln entspannt sich gerne beim 
Fußballgucken oder im Fitnessstudio. Auch die Familie biete ihm den nötigen 
Ausgleich zur stressigen Betriebsratsarbeit, sagt Horvat. Er ist verheiratet und 
hat einen 13-jährigen Sohn. 
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neuen Arbeitsplätzen investiert. Das muss 
das Selbstverständnis werden. Ich werbe dafür, 
dass man sich mehr Gedanken darüber macht, 
wie man in Zeiten der Digitalisierung neue Jobs 
schafft.

Im Oktober 2016 geschah auf dem Werksgelände 
in Ludwigshafen der schwerste Chemie-Unfall seit 
20 Jahren, bei dem vier Menschen, drei Werksfeu­
erwehrleute und ein Matrose einer Reederei, star­
ben. Es wurden Stimmen laut, dass manche Anla­
gen schon längst hätten erneuert werden müssen. 
Aus Sicht des Betriebsrats eine berechtigte Kritik?
Nein. Wir hatten keinen massiven Investitions­
stau. Wahrscheinlich ist der Unfall auf mensch­
liches Versagen zurückzuführen. Die Staatsan­
waltschaft ermittelt noch, aber mit alledem, was 
jetzt auf dem Tisch liegt, könnte das der Fall sein. 
Jedenfalls haben wir bei allen unseren Standort­
vereinbarungen seit Ende der 90er Jahre immer 
auch Investitionen vereinbart und lagen damit 
immer weit über den Abschreibungen. Das ist 
ein Indiz dafür, dass ein Unternehmen gesund 
aufgestellt ist, was seinen eigenen Wiederherstel­
lungswert angeht. Trotzdem haben wir nach dem 
Unfall einen Prozess angeschoben, mit dem wir 
die Sicherheitsarbeit mit unseren Kontraktoren 
und Fremdfirmenarbeitern verbessern wollen.

Ein umfassendes Veränderungsprojekt, 2016 ange­
schoben vom Werksleiter, heißt „Zukunftsbild 
Werk Ludwigshafen“. Dabei sollen 14 „Hebel“ – 
von Arbeitssicherheit über Digitalisierung bis hin 
zu Gebäudemanagementstrategien – bewegt wer­
den, um den Standort zukunftsfähig zu machen, 
unterlegt von Behauptungen, der Standort bringe 
nicht mehr das, was man von ihm erwarte. Inwie­
fern ist der Betriebsrat dabei mit im Boot?
Bevor das Unternehmen mit dem Modernisie­
rungsprojekt begonnen hat, hat der Betriebsrat 
eine Grundsatzprozessvereinbarung auf den Weg 
gebracht, wie die Beteiligungsaspekte zu gewähr­
leisten sind. Dafür wollten wir den Rahmen ab­
stecken bei diesem so umfangreichen Projekt. 
Und damit haben wir ganz tolle Erfahrungen 
gemacht, denn so haben wir von Anfang an eine 
Riesentransparenz über das Projekt bekommen. 
Wir sind bei allem eingebunden.

Robert Oswald hat in einem Interview für das Ma­
gazin Mitbestimmung mit Blick auf sein Ausschei­

den gesagt: Sein Wunsch sei, „dass das Bestand 
hat, was wir getan haben, um den Laden zusam­
men- und erfolgreich zu halten“. Wird das zu schaf­
fen sein?
Das wird und muss zu schaffen sein. Weil es das 
ist, was uns stark gemacht hat, um aus Ludwigs­
hafen heraus in den inzwischen 152 Jahren BASF 
zu agieren. Das gibt uns Stabilität und Zukunfts­
perspektive. So können wir Dinge auf den Weg 
bringen und mit dem Management immer wie­
der neu darüber streiten.

Aber auch die BASF macht Outsourcing, nicht so 
rigide wie andere in der Branche, aber eben doch. 
Ausgegliedert wurde die Logistik und die BASF-
Gastronomie, immer mit einem IG-BCE-Tarif, aber 
eben unter dem alten Niveau. Ging das nicht auch 
anders?
Wir haben das immerhin nicht komplett an Drit­
te vergeben: Sowohl die Logistik als auch die 
Gastronomie sind immer noch Töchter der BASF. 
Alle ehemaligen BASF-Mitarbeiter, die in der 
Gastronomie oder in der Logistik arbeiten, blei­
ben Mitarbeiter in der BASF SE. 

Die sozialen Standards der altgedienten BASF-
Mitarbeiter sind aber bessere als die der neu hin­
zukommenden Mitarbeiter in diesen Töchtern?
Genau. Das macht es schon wieder schwierig. 
Aber wir haben immerhin unsere eigenen Mitar­
beiter gesichert. Das war auch so ein Stück weit 
ein Kompromiss.

Wie viel ist Konflikt, wie viel ist Dialog im Umgang 
mit dem Arbeitgeber? Es gibt ja jetzt mit Michael 
Heinz einen neuen Arbeitsdirektor …
Die Personaler sind alle sehr zugänglich im Mo­
ment. Als wir die jüngste Standortvereinbarung 
verhandelt haben, waren auf der Arbeitgebersei­
te viele Akteure frisch im Amt. Ihnen haben wir 
unser Vorgehen und unsere Kultur der Mitbe­
stimmung erklären müssen. Für mich ist genau 
das das Wichtige, dass man sich zusammensetzt 
und sich gegenseitig die jeweiligen Perspektiven 
und Beweggründe erklärt. Robert Oswald hat 
immer gesagt: „Gute Kompromisse zeichnet aus, 
dass man einen Konsens findet und jeder am 
Ende mit erhobenem Haupt aus der Tür gehen 
kann – das gilt für beide Seiten.“ Das werden wir 
auch in der Zukunft hinbekommen, da bin ich 
zuversichtlich. 

BASF, der größte Chemie­
konzern der Welt, beschäftigt 
weltweit knapp 

114 000 Mitarbeiter 
und ist in mehr als  

80 Ländern vertreten.

Der Verbundstandort 
Ludwigshafen ist mit 

110 Produktionsbetrieben 
das größte zusammenhängen­
de Chemieareal der Welt. Hier 
arbeiteten 2016 insgesamt 

39 000 Mitarbeiter, 
davon gehörten 

35 000 zur BASF SE. 

67 Prozent der Beschäftigten 
in Ludwigshafen sind  

40 Jahre und älter. 

837 Auszubildende haben 
2016 bei BASF in Deutschland 
eine Ausbildung begonnen. 
Weltweit hat BASF  

3120 Azubis. 
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Plötzlich Start-up
Von Andreas Kraft

UNTERNEHMEN Der US-Elektroauto-Pionier Tesla hat den deutschen Zulieferer  
Grohmann übernommen. Die IG Metall will Gespräche – für sichere, gut bezahlte Jobs.

E
inen Jahresgewinn konnte Tesla noch nie 
ausweisen – in 13 Jahren nicht. Trotzdem 
beläuft sich der Börsenwert des Unterneh­
mens auf mittlerweile 50 Milliarden Dol­

lar. Tesla ist vor Ford und General Motors inzwi­
schen der wertvollste Autobauer der USA. Und 
Firmenchef Elon Musk will noch weiter: In we­
nigen Jahren könne Tesla so viel wert sein wie 
Apple. Mit dem Computergiganten teilt Tesla 
nicht nur den Firmensitz in Palo Alto im kalifor­
nischen Silicon Valley, sondern auch die Firmen­
kultur. Es geht in der offiziellen Sprache beider 

Unternehmen nicht darum, hohe Profite zu er­
zielen, sondern die Welt zu verändern. Angeblich.

Für Teslas Firmenhistorie dürften die kom­
menden Monate entscheidend werden. Im Juli 
soll die Produktion des neuen Modells 3 anlau­
fen – ein Elektroauto mit 345 Kilometern Reich­
weite und fünf Sitzplätzen.Tesla will damit erst­
mals in den Massenmarkt vorstoßen. Das neue 
Modell soll rund 35.000 US-Dollar kosten, weni­
ger als jemals ein Tesla gekostet hat. Ende des 
Jahres sollen die ersten Wagen ausgeliefert wer­
den. Nur wenn das Modell ein Erfolg wird, 

Grohmann hat seinen Sitz und 
mehrere Standorte im Industrie-
gebiet Dausfelder Höhe in Prüm 
in der Eifel.
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könnte das Unternehmen, das schon mehr­
fach kurz vor dem Konkurs stand, die rosige Zu­
kunft haben, von der Firmenchef Elon Musk 
träumt.

Der Gründer ist gegangen
Die Beschäftigten beim 1963 gegründeten Ma­
schinenbauer Grohmann in Prüm in der Eifel, der 
jetzt zum Tesla-Imperium gehört, plagen derweil 
ganz andere Sorgen. Im Herbst 2016 hat der ame­
rikanische Elektroautobauer den „Hidden Cham­
pion“ übernommen, der vor allem Maschinen zur 
Herstellung von Chips, Sensoren und Batterien 
produziert. Grohmann entwickelte sich, wie die 
IG Metall schreibt, „von einem Premium-Zulie­
ferer der Automobilindustrie über Nacht zu ei­
nem Konkurrenten“. Das Know-how der Groh­
mann-Beschäftigten soll nun allein Teslas 
ehrgeizigem Plan für eine hoch automatisierte 
Fertigung dienen. Dabei hatte Grohmann bisher 
auch andere wichtige Kunden: Daimler, BMW 
und VW. Doch deren Aufträge will Firmenchef 
Musk nun anscheinend nicht mehr erfüllen, es 
geht allein um die Tesla-Vision. Im Zuge dieser 
Auseinandersetzung ist Firmengründer Klaus 
Grohmann Ende März als Geschäftsführer aus 

dem Unternehmen ausgeschieden. Auch die Be­
schäftigten um den Betriebsratsvorsitzenden Uwe 
Herzig sehen die neue Strategie für den Mittel­
ständler kritisch. Falls das Modell 3 nicht den 
erhofften Erfolg hat und Tesla – und damit auch 
Grohmann – in die Gewinnzone hievt, hat es sich 
das Unternehmen mit den bisherigen Großkun­
den verscherzt. Sie müssen sich schon jetzt ande­
re Lieferanten suchen. Neue Chancen für das 
Unternehmen stehen also nicht geringen Risiken 
gegenüber. Die IG Metall fordert daher einen Ta­
rifvertrag für Grohmann. Darin sollen nach dem 
Willen der Gewerkschaft nicht nur die Löhne an 
die Branche angepasst werden, es soll auch eine 
Beschäftigungsgarantie geben.

Die Gewerkschaft will Tarif statt Aktien
Tesla gibt sich kompromissbereit und hat bereits 
individuelle Lösungen, Gehaltserhöhungen und 
Aktienpakte für die Beschäftigten angeboten. 
Doch kommen diese Versprechen bei der IG Me­
tall nicht allzu gut an. „Wir wollen eine klare 
tarifliche Lösung, die rechtssicher und nachhaltig 
ist“, sagt Christian Z. Schmitz, der Erste Bevoll­
mächtigte der IG Metall in Trier. „Eine Einmal­
zahlung ist schnell gezahlt, aber nur eine Tarif­

Tesla Model 3

Mitglieder der IG Metall demonstrieren vor dem 
Werk von Tesla Grohmann Automation in Prüm 
für einen Tarifvertrag.Fo
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sollen. Musk preist die Fabrik schon jetzt als das 
größte Gebäude der Welt. Dabei kann er damit 
nur prahlen, weil sie sich nur in der Fläche streckt, 
aber nicht in die Höhe.

Für Grohmann sind Musks Ankündigungen 
ähnlich großspurig. 1000 Ingenieure wolle er in 
den kommenden Jahren neu anstellen, verkün­
dete er bei der Firmenübernahme im November, 
und damit die Zahl der Beschäftigten mehr als 
verdoppeln. Dabei sind laut der IG Metall schon 
jetzt gut 300 Stellen unbesetzt. Musk setzt auch 
bei der Motivation der Beschäftigten gern darauf, 
dass man bei Tesla ja die Welt verändern könne. 
Doch ohne Tarifverträge wird er die benötigten 
Arbeitskräfte wohl kaum nach Prüm locken 
können. Schließlich suchen auch die anderen 
Autobauer derzeit händeringend gut qualifizier­
te Ingenieure. Und Luxemburg, wo attraktive 
Löhne gezahlt werden, ist auch nicht weit von 
Prüm. Bis zur Grenze sind es gerade einmal 25 
Kilometer. 

bindung ermöglicht es, beständig an der 
Lohnentwicklung teilzuhaben.“ Der zuständige 
Gewerkschaftssekretär Patrick Georg ist derzeit 
fast täglich im Betrieb, um mit den Kollegen das 
weitere Vorgehen zu diskutieren.

Zwischenzeitlich war dabei schon von Warn­
streiks die Rede. Derzeit aber setzen beide Seiten 
auf Deeskalation, um Gespräche überhaupt mög­
lich zu machen. Denn bisher gab es noch keine 
direkten Verhandlungen zwischen Tesla und der 
IG Metall, die einen eigenen Blog zum Thema 
Tesla angelegt hat. Möglicherweise liegt das auch 
daran, dass Musk die Gewerkschaften gern gene­
rell aus dem Unternehmen heraushalten möchte.

Würde er jetzt in Deutschland nachgeben, 
könnten die Kollegen in den USA Ähnliches for­
dern – das könnte seine Befürchtung sein. Dort, 
im Tahoe Reno Industrial Center im Bundesstaat 
Nevada, baut Tesla gerade die Giga-Factory, eine 
milliardenschwere Fabrik, in der künftig die Bat­
terien für die Energiewende hergestellt werden 

Im Januar hat der SWR eine 
Fernsehreportage zur Übernah­
me von Grohmann durch Tesla 
veröffentlicht, in der auch der 
Betriebsratsvorsitzende Uwe 
Herzig befragt wird: 
bit.ly/swr-grohmann-tesla

Christian Z. Schmitz, Erster Bevollmächter der 
IG Metall in Trier

„Wir wollen eine 
klare tarifliche  
Lösung, die rechts-
sicher und nach-
haltig ist.“
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D
er Asphalt der Straße ist glühend heiß. 
Zwei junge Männer schieben ihre Fahr­
räder. Eine Frau trägt einen Wassereimer 
zum einzigen WC-Container. Links und 

rechts reihen sich Lagerhäuschen an Baracken 
aus Plastik und Pressholz. Dahinter türmen sich 
Müllhaufen. Hinter dem Müll erstrecken sich 
kilometerweit grüne Felder. Auf einem freien 
Platz verkauft jemand Turnschuhe, Batterien, ei­
nen Gaskocher. Wer hier im Ghetto von Borgo 
Mezzanone untergekommen ist, braucht alles 
zum Leben. Denn er hat alles verloren – meist 
auf der Flucht über das Mittelmeer.

Der Rand Europas
Auch Aliou, 24, ist vor ein paar Monaten in einem 
überfüllten Kutter auf der Insel Lampedusa ge­
landet. Jetzt sitzt er auf einer Plastikkiste vor sei­
nem Ein-Raum-Wohnbunker und raucht. Drin­
nen hat er die Hitze nicht mehr ausgehalten. In 
der Behausung schlafen noch acht Männer, Se­
negalesen wie er. „Wir warten auf die Tomaten­
ernte“, erklärt Aliou in gebrochenem Italienisch. 
Denn hier, in den illegalen Baracken nahe der 
apulischen Stadt Foggia, beginnt die Produkti­

Bittere 
Tomaten
LEBENSMITTEL Wir Deutschen lieben sie, die italienische Küche. Doch oft kommen 
Lebensmittel auf unseren Tisch, die nicht von Dolce Vita, sondern von knallharter 
Ausbeutung erzählen. Auch viele Tomaten haben eine dunkle Vergangenheit. Ihre 
Geschichte beginnt in einem Immigranten-Ghetto im Süden Italiens.

Von Michaela Namuth, Journalistin in Rom – Fotos Gianfranco Gallucci

onskette der italienischen Tomaten, die geschält 
in Dosen oder verpackt in Plastikkörbchen auch 
in deutschen Supermärkten landen.

Das Ghetto, eine Art Township am Rande 
Europas, ist ein Reservoir von Tagelöhnern zum 
Billigstpreis. Die Bewohner – Flüchtlinge und 
Immigranten, vor allem aus dem Senegal, aus 
Nigeria, Ghana, Marokko und Afghanistan – le­
ben und arbeiten unter sklavenähnlichen Bedin­
gungen. Sie werden morgens von einem soge­
nannten Caporale, einem Mittelsmann zwischen 
Arbeitern und Landwirtschaftsunternehmern, im 
Kleinbus abgeholt und auf die Felder gekarrt. Der 
Caporale kassiert für seine „Dienstleistungen“ 
ordentlich ab. Er lässt sich die Fahrt, das Trink­
wasser und die Arbeitsutensilien teuer bezahlen, 
und er verdient an jeder Kiste Tomaten, die sein 
Trupp erntet. Den Männern bleibt am Ende eines 
zwölfstündigen Arbeitstages in der Sommerhitze 
Süditaliens ein Verdienst von 20 bis 30 Euro.

Allein in der Provinz Foggia existieren sechs 
dieser Ghettos, in manchen hausen bis zu 3000 
Menschen. In den letzten Monaten hat es verein­
zelt Proteste gegen die Lebens- und Arbeitsbe­
dingungen gegeben. Doch das System des 

20 bis 30 Euro bleiben 
den Tagelöhnern am 

Ende eines zwölf
stündigen Arbeitstages.
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sogenannten Caporalato, das in der Regel 
von lokalen Mafiaorganisationen kontrolliert 
wird, hält sich hartnäckig. „Die Einwanderer sind 
illegal und somit total erpressbar“, erklärt Mauri­
zio Carmeno von der Gewerkschaft CGIL Foggia.

Die kriminellen Netzwerke in der italieni­
schen Landwirtschaft setzen jährlich zwischen 
14 und 17,5 Milliarden Euro um, so ein Bericht 
der Branchengewerkschaft FLAI-CGIL. 430 000 
Menschen sind in das Caporalato eingebunden, 
rund 100 000 davon leben unter prekären Lebens­
bedingungen in illegalen Ghettos. Die Studie 
listet 80 Distrikte in Italien auf. Dabei geht es 
mitnichten nur um die Tomaten im tiefen Süden. 
Die Tagelöhner und Tagelöhnerinnen ernten 
auch Äpfel in Südtirol, Weintrauben im Chianti, 
Melonen in der Gegend von Mantua und Gemü­
se auf den Feldern bei Terracina-Fondi, zwischen 
Neapel und Rom.

Oft spezialisieren sich Gruppen nach Natio­
nalität. Die Erdbeeren auf den Feldern um Ca­
serta pflücken Frauen aus Osteuropa ebenso wie 
die Strauch- und Kirschtomaten in Sizilien. Für 
die Orangenernte im kalabresischen Rosarno 
hingegen werden fast ausschließlich Afrikaner 
angeheuert, die wie Aliou in Slums hausen. Ob­
wohl die meisten jung sind und Hitze und An­
strengung aushalten, brechen jedes Jahr Men­
schen tot auf den Feldern zusammen.

Bei der Ernte arbeiten und sterben aber nicht 
nur Immigranten. Im Juli 2015 fiel die damals 
49-jährige Italienerin Paola Clemente auf einem 
Rebenfeld im apulischen Andria einfach um. Ihr 
Herz hatte versagt. Sie verdiente 27 Euro am Tag. 
Der Fall ging durch die Presse, und fünf Capora­
li wanderten ins Gefängnis. „Die Medien stürzen 
sich nur auf das Thema, wenn es Tote gibt“, ärgert 
sich Gewerkschafter Carmeno.

Im Treppenhaus vor seinem Büro warten 
junge Afrikaner geduldig in der Schlange. Das 
CGIL-Gewerkschaftshaus ist ein Anlaufpunkt für 
alle, die einen provisorischen Wohnsitz, juristi­
sche Unterstützung beim Asylantrag oder einfach 
nur Infos über ihre Rechtslage brauchen. Viele 
wenden ihre Gesichter ab. Sie wollen nicht gese­
hen und nicht fotografiert werden. Keiner von 
ihnen hat eine Aufenthaltserlaubnis. „Sie wissen 
noch nicht mal, wo sie einen Antrag stellen kön­
nen“, erklärt Carmeno.

Im Mikrokosmos der Misere
Er und sein Kollege Daniele Calamita erklären 
sich bereit, mit uns in das Ghetto von Borgo Mez­
zanone zu fahren. Die Mafia und ihre Caporali 
schirmen die illegalen Baracken ab, auch mit 
Gewalt. Wir fahren los, obwohl heute kein CGIL-
Kontaktmann im Lager ist. Es geht vorbei an 
Weinreben, Getreidefeldern und Olivenhainen. 
In der roten Erde Apuliens gedeiht alles.

Der Ort liegt rund zehn Kilometer von Fog­
gia entfernt. Wir machen halt auf dem Kirchplatz. 
Dort wartet Azmi Jarjawi von der Landwirt­
schaftsgewerkschaft FLAI-CGIL Bari. Er ist Jor­
danier mit palästinensischen Wurzeln. Für ihn 
ist Ausgrenzung das große Thema. „Es ist wichtig, 
dass wir hier draußen was machen. Die Leute auf 
dem Dorf fühlen sich genauso abgehängt vom 
Staat wie die im Ghetto“, sagt er. Während der 
Ernte fährt die FLAI-CGIL mit Campern zu den 
Tagelöhnern auf die Felder. Im Ghetto ist die 
Kontaktaufnahme schwieriger.

Die Baracken liegen außerhalb des Ortes auf 
dem Gelände des verlassenen Militärflughafens. 
Wir fahren an verfallenen Bauernhöfen vorbei, 
vor denen dunkelhäutige Männer sitzen. Manch­
mal steht ein Transporter oder Minibus daneben. 

„Das heißt, dass hier ein Caporale wohnt“, erklären 
unsere Begleiter. Die Caporali der unteren Hie­
rarchie sind heute meistens keine Italiener mehr. 
Die mafiosen Organisationen beauftragen Afri­
kaner mit dem Transport der Arbeitstruppen und 
dem Verkauf von Lebensmitteln, Arbeitshand­
schuhen und Handys zu überteuerten Preisen. 

Wir fahren auf der ehemaligen Flugpiste lang­
sam in das Ghetto, halten vor einem Müllberg, 
steigen aus und bleiben neben dem Auto stehen. 
Der Müll gärt und stinkt in der Mittagshitze. Ein 
paar Männer sitzen auf Obstkisten vor einer Holz­
hütte, die ein handgeschriebenes Schild als „Bar 
Nigeria“ ausweist. Es gibt auch ein Bordell und 
eine Diskothek, erzählen unsere Begleiter. Aber 
keiner weiß genau, wer die Menschen sind, die 
in diesem Mikrokosmos der Misere leben. Der 
Staat schaut zu. Wenn er aufräumen würde, müss­
te er sich um sie alle kümmern.

Die Männer vor der Bar beobachten uns miss­
trauisch. Dann kommt Aliou, der junge Senega­
lese, langsam auf uns zu. Er ist neugierig, fragt, 
wer wir sind. Die Tomatenernte ist wichtig, 

Die Tomatenernte in der Provinz 
Foggia wird weitgehend von der 

Mafia kontrolliert.

Ghettobewohner Aliou schickt  
einen Großteil seines Verdienstes 

zur Familie in den Senegal. 

Barracken säumen die Flugbahn 
des stillgelegten Militärflughafens 

in Borgo Mezzanone bei Foggia. 

CGIL-Gewerkschaftshaus in Foggia: 
Anlaufstelle für Ratsuchende und 

Verzweifelte.
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Auch die DGB-Gewerk­
schaften sind engagiert: 
Die NGG veranstaltete im 
Mai eine Konferenz zum 
Thema Gute Arbeit. Gutes 
Essen. Dabei stand auch 
die Frage nach einer inter­
nationalen Lebensmittel­
politik auf dem Programm. 
Eine Dokumentation wird 
vorbereitet.

sagt er, einen Teil des Geldes schickt er nach 
Hause. Morgens früh um vier kommt der Capo­
rale. Die Arbeit auf dem Feld endet abends um 
sechs. Für eine Kiste Tomaten, die 300 Kilo wiegt, 
bekommt Aliou drei Euro fünfzig.

Auch die beiden Männer mit dem Fahrrad 
bleiben stehen. Einer erzählt auf Französisch, dass 
sein Asylantrag zweimal abgelehnt wurde. Er will 
mit einem Anwalt sprechen. Maurizio Carmeno 
gibt ihm seine Telefonnummer. Der Mann ist 
ebenfalls Senegalese und war bis vor Kurzem im 
offiziellen Auffanglager, ein paar Meter weiter 
auf der anderen Seite des Feldes, untergebracht. 
Im Centro di Accoglienza per Richiedenti Asilo, 
kurz CARA, leben vor allem Frauen und Kinder. 
Die Männer, deren Antrag abgelehnt wurde, flie­
gen raus und landen direkt auf der anderen Seite 
im illegalen Ghetto. Dieses nährt sich – wie die 
anderen Slums – vom immensen Immigranten­
fluss. Ihn kann die Mafia missbrauchen, weil sich 
in Italien und Europa sonst niemand kümmert. 
Sogar einige der offiziellen Auffanglager, wie das 
größte Lager Europas im kalabresischen Isola di 
Capo Rizzuto mit aktuell rund 1500 Immigran­

ten, sind offensichtlich in Mafia-Hand. Im Mai 
wurden dort 68 Personen verhaftet.

Sechs Cent für ein Kilo Tomaten
„Die Auflösung der Ghettos, wo sich die Capora­
li ihre Sklaventrupps zusammenstellen, wäre ein 
entscheidender Schlag gegen die Mafia“, erklärt 
Daniele Calamita. Aber dann müssten die Insti­
tutionen reagieren: menschenwürdige Unter­
künfte schaffen, beispielsweise in verlassenen 
Bauernhöfen, den Transport auf die Felder orga­
nisieren und Finanzmittel zur Verfügung stellen.

Das Caporalato erzeugt nicht nur Armut und 
moderne Sklaverei, sondern auch hohe Verluste 
an Steuereinnahmen und Arbeitsplätzen. Trotz 
fortschreitender Automatisierung ist die italieni­
sche Landwirtschaft auf eine große Zahl von 
Saison- und Wanderarbeitern angewiesen. 2013 
betrug der offizielle Umsatz der Branche 43 Mil­
liarden Euro. Das illegale Geschäftsvolumen, un­
ter anderem Caporalato und Schwarzmarkt, wird 
aktuell in einem Bericht des Forschungsinstituts 
Eurispes auf 21,8 Milliarden Euro beziffert. Unter 
dem Druck dieser Daten hat die Regierung im 

Die Ghetto-Kirche war ein Lagerschuppen.Außer den CGIL-Gewerkschaftern Azmi Jarjawi (l.), Maurizio Carmeno (r.) und Pastor Charles Ojieaga aus  
Nigeria kümmert sich nur die Mafia um die illegalen Migranten in Borgo Mezzanone.
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vergangenen Jahr ein wichtiges Gesetz erlassen, 
das erstmals auch die Landwirtschaftsunterneh­
mer unter Strafe stellt, die sich der illegalen Ar­
beitsbeschaffung bedienen.

Die Crux des Problems ist aber nicht die ita­
lienische Justiz, sondern die Produktions- und 
Lieferkette, die längst über nationale Grenzen 
hinausgeht und von keinem Gesetz kontrolliert 
wird. „Wie ist es möglich, dass die Landwirte 
sechs bis acht Cent für ein Kilo Tomaten bekom­
men und der Verbraucher im Supermarkt dafür 
zwei Euro bezahlt? Wer verdient daran so viel?“, 
fragt Gewerkschafter Calamita. Er hat ausgerech­
net, dass die Tomatenanbauer 235 Millionen 
Euro Mehreinnahmen hätten, wenn die Handels­
ketten nur zwei Cent pro Kilo mehr bezahlen 
würden. „Damit könnte man menschenwürdige 
Unterkünfte und Arbeitsbedingungen schaffen, 
und das Caporalato würde sich von selbst erledi­
gen“, so Calamita.

Meist beginnt der Druck auf die Landwirte 
und somit auf die Feldarbeiter damit, dass die 
Zulieferer der Handelsketten die Preise schon 
vor der Ernte diktieren. Dies gilt vor allem für 
die Industrie der Tomatendosen, die die Discoun­
terketten beliefern und in der Region Kampanien 
zum großen Teil von der Camorra kontrolliert 
werden. Auch zwischen den Supermarktketten 
tobt der Preiskrieg. 

Immerhin haben Handelsriesen wie Coop in 
Italien und Rewe in Deutschland und Österreich 
erkannt, dass sich immer mehr Verbraucher für 
die Herkunft der Waren interessieren. Sie haben 
begonnen, Lieferketten zu kontrollieren und so­
ziale Standards einzufordern – auch bei Tomaten. 
Bislang sind diese Kontrollen freiwillig. Es gibt 
kein europäisches Gesetz, das Transparenz ein­
fordert. Die Tatsache, dass die Mafia in Mailand 
mehrere Lidl-Filialen führte, lässt erahnen, wie 
weit ihre Macht entlang der Handelsketten reicht.

Die freiwilligen Lieferkontrollen von Coop 
und Rewe seien ein wichtiger Schritt, findet Bern­
hard Franke, verantwortlich für den Bereich 
Handel bei ver.di Baden-Württemberg. „Konzer­
ne wie Rewe wollen aus der Kritik herauskom­
men. Deshalb können sie sich reines Wortgeklin­
gel nicht leisten“, sagt er. Für ver.di ist das Thema 
seit vielen Jahren aktuell. Die Gewerkschaft en­
gagiert sich in dem internationalen Projekt Ex­

Chains, das den Austausch mit Arbeiterinnen der 
Nähfabriken in Bangladesch, China und anderen 
Ländern sucht.

„Diese Erfahrungen tragen die Betriebsräte in 
ihre Geschäfte hinein“, so Franke. Zudem ist 
ver.di wie auch die NGG und weitere 24 Organi­
sationen an dem Bündnis Supermarkt-Initiative 
beteiligt, das sich zum Ziel gesetzt hat, die Markt­
macht der Handelsketten transparent zu machen. 
Dabei ging es zuletzt um Bananen und brasilia­
nische Orangensaftkonzerne. Die Tomaten aus 
Italien waren bislang kein Thema.

Gottes Segen. Und Informationen
Im Ghetto bereiten sich Aliou und die anderen 
auf die Ernte vor. Ein Mann fegt ein Lagerhäus­
chen aus, auf dem „Christ Church“ geschrieben 
steht. Charles Ojieaga ist Pastor, aus Nigeria. 

„Hier gibt es keine Hoffnung, keine Medikamen­
te und keine Ausweispapiere, nur Frustration. 
Deshalb hat mich Gott hierhergerufen“, sagt er 
und lässt uns eintreten. Im Inneren stehen zwar 
mehr Mülltüten als Kirchenbänke herum, aber 
nebenan steht schon ein Betongerüst, das einmal 
die neue Kirche werden soll. Pastor Ojieaga 
möchte sein Haus auch für die Gewerkschafter 
öffnen, für eine wöchentliche Beratungsstelle, so 
sein Angebot an unsere Begleiter. Sie könnten 
kommen, um den Menschen das zu geben, was 
sie – fast – noch dringender bräuchten als den 
Segen Gottes: Informationen, um der Misere im 
Ghetto zu entrinnen. 

Maurizio Carmeno, CGIL Foggia

„Die Einwanderer sind illegal 
und somit total erpressbar.“

In Apulien existieren Initiativen 
wie Capo Free – Ghetto Off, die 
Gewerkschaften, Produzenten, 
Verbraucher- und Hilfsorgani­
sation an einen Tisch bringen. 
Es gibt auch private Unterneh­
men wie Funky Tomatoe, in  
denen junge Landwirte ge­
meinsam mit afrikanischen 
Einwanderern Tomaten anbau­
en und weiterverarbeiten. Ihre 
Produkte gehören zu den we­
nigen, die absolut „caporalato 
free“ sind.
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Die WSI-Reports behandeln aktuelle Themen 
aus den Bereichen Arbeitsmarkt, Sozialpolitik,  
Verteilung und Tarifpolitik. Alle WSI-Reports  

finden sich hier: http://bit.ly/wsi-reports

Wie sieht die Wirklichkeit in mitbestimmten Betrieben 
aus? Neueste Erkenntnisse dazu im WSI-Report.

Report
WSI-Betriebsrätebefragung
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Sie haben sich intensiv mit der Wirt­
schaftsgeschichte beschäftigt, insbe­
sondere mit den großen Crashs 1929 

und 2008. Kann sich die Geschichte wiederholen, 
stecken wir in einer neuen Großen Depression?
Nein, die Geschichte wiederholt sich nicht, je­
denfalls nicht mechanisch. Aber es gibt Parallelen 
zwischen damals und heute: die Austeritätspoli­
tik, den Goldstandard, der uns an den Euro erin­
nert, oder den Aufstieg der politischen Extreme. 
Dennoch sind dies nicht die 30er Jahre, die Din­
ge müssen sich im 21. Jahrhundert nicht genauso 
entwickeln wie damals.

Haben wir aus der Geschichte gelernt?
Ja, wir haben Lehren aus der Geschichte gezo­
gen – im Guten wie im Schlechten. Zu den guten 
Lehren gehört, dass die Zentralbanken diesmal 
rechtzeitig auf die Krise reagiert haben. So wurde 
der ganz große Crash verhindert. Zu den schlech­
ten Seiten zählt, dass das Finanzsystem heute 
anfälliger ist als damals. Die Schattenbanken, die 
Hedgefonds – all das wurde zu lange vernachläs­
sigt. So konnte es 2008 zur Finanzkrise kommen.

Europa hat viel länger gebraucht, um sich von die­
ser Krise zu erholen. Stehen die Amerikaner heute 
besser da als die Europäer?
Nein. Sonst hätte es wohl kaum den Wahlsieg 
von Donald Trump gegeben. Wir Amerikaner 
haben trotz des höheren Wachstums massive 
Probleme – bei der sozialen Sicherung, im Ge­
sundheitssystem, in den Bildungseinrichtungen. 
Die US-Regierung hilft den Menschen 

„Mitbestimmung ist Teil der 
deutschen Erfolgsgeschichte“

Interview Der amerikanische Wirtschaftshistoriker Barry Eichengreen über die Folgen 
der globalen Finanzkrise, Trumps Wahlerfolg und die Lehren für Europa.

Das Gespräch führte Eric Bonse – Fotos Horst Wagner
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nicht, sie lässt der Wirtschaft freien Lauf. Das 
nennen wir dann Fortschritt – oder schöpferische 
Zerstörung. Europa bremst diese schöpferische 
Zerstörung und hat deshalb ein schwächeres 
Wachstum, aber auch weniger Ungleichheit. 
Auch die politische Verarmung ist nicht so groß.

Wirklich? Bei den Wahlen in Österreich, den Nie­
derlanden und Frankreich haben Populisten große 
Erfolge eingefahren. Und dann ist da der Brexit.
Der Brexit ist ein großes Problem für Großbri­
tannien, nicht für Europa. Ich sehe auf die Briten 
einigen Ärger zukommen, nicht hingegen auf die 
Eurozone. Was die Wahlen betrifft: In Europa 
wird ständig irgendwo gewählt – im Herbst 
kommt Deutschland, nächstes Jahr ist Italien 
dran. Die damit verbundene Unsicherheit ist 

nichts Neues, sie bleibt uns erhalten. Dennoch 
sind von den letzten Wahlen auch gute Signale 
ausgegangen. Die politischen Institutionen in 
Frankreich haben sich bewährt, die Populisten 
haben nicht gesiegt.

Gleichwohl erleben wir überall im Westen wach­
senden Widerstand gegen die Globalisierung und 
einen Aufstieg der Populisten. 
Richtig, es gibt diesen Trend. Er äußert sich in 
der wachsenden Unzufriedenheit mit den etab­
lierten Parteien. Genährt wird sie durch die zu­
nehmende wirtschaftliche Ungleichheit und 
Unsicherheit sowie durch den wohl weit verbrei­
teten Eindruck, dass Dinge, die schieflaufen, nicht 

beim Namen genannt werden. Doch diese Un­
zufriedenheit ist kein Schicksal. Ob sie in Europa 
überwunden werden kann, wird davon abhängen, 
wie die deutsche und die französische Regierung 
die Probleme angehen – und ob sie es schaffen, 
die Menschen zurückzugewinnen, die sich als 
Verlierer fühlen.

Haben wir dafür ausreichend Ressourcen? Es heißt 
oft, es sei kein Geld da, wir müssten im Wettbewerb 
mit China bestehen und könnten es uns nicht leis­
ten, höhere Löhne zu zahlen oder den Sozialstaat 
auszubauen. 
Wie viele Ressourcen wir einsetzen, hängt vom 
gesellschaftlichen Konsens und vom politischen 
Willen ab. Für ein bedingungsloses Grundein­
kommen, wie es in der Schweiz zur Wahl gestellt 
wurde, mögen die Mittel vielleicht nicht reichen. 
Aber es ist bestimmt genug Geld da für Berufs­
bildung und Weiterbildung – also das, was man 
braucht, um die Arbeit produktiver und damit 
auch wettbewerbsfähig zu machen. Allerdings 
können wir die Probleme nicht über Nacht lösen. 
Es hat Jahrzehnte gedauert, bis das Problem der 
Ungleichheit entstand. Das wird sich nicht kurz­
fristig beseitigen lassen. Und hier liegt natürlich 
auch die Gefahr für die Politik. In den USA sehen 
Sie, was passiert, wenn die Verlierer gesellschaft­
licher Entwicklungen die Geduld verlieren.

Wie beurteilen Sie die Wirtschaftspolitik von  
Präsident Trump? Hat er überhaupt eine?
Bisher hat er nur ein paar Stichworte – zum  
Handel oder zur Steuerpolitik. Aber eine wirt­
schaftspolitische Doktrin kann ich nicht erken­
nen. Es gibt wohl nur einen harten Kern: Was 
gut für das amerikanische Business ist, das ist gut 
für Amerika.

Er reitet harte Attacken gegen Deutschland.
Ja, aber Trump hat auch eine Lernkurve. Die 
deutschen Politiker können dem amerikanischen 
Präsidenten noch einiges beibringen. Kanzlerin 
Merkel hat damit ja schon begonnen. Außerdem 
kann die deutsche Wirtschaft mit der US-Wirt­
schaft sprechen – auf die hört Trump nämlich. 
Last but not least kann Deutschland seinen Han­
del diversifizieren und konstruktiv mit der Kritik 
umgehen – indem es in die Infrastruktur und in 
die Bildung investiert. Dies würde die Gefahr 
eines Handelskriegs verringern.

„In den USA sehen Sie, was 
passiert, wenn die Verlierer 
gesellschaftlicher Entwick-
lungen die Geduld verlieren.“
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Und was kann Europa tun? Brauchen wir neue 
Regeln, um neue Krisen zu verhindern und den 
Wohlstand gerechter zu verteilen?
Reformbedarf sehe ich vor allem für die Eurozo­
ne. Vier Reformen sind besonders dringend: Der 
Euro braucht erstens eine normale Zentralbank, 
die als „lender of last resort“, als Kreditgeber der 
letzten Zuflucht, gegen Schocks vorgehen kann. 
Hier hat es schon Fortschritte gegeben. Zweitens 
muss die Bankenunion vollendet werden, auch 
hier gibt es einige Fortschritte. Die Verantwor­
tung für die Budgetpolitik muss drittens wieder 
an die Nationalstaaten zurückgegeben werden. 
Das kann nicht in Brüssel geregelt werden. Man 
hat ja schon einiges ausprobiert, nichts hat funk­
tioniert. Und viertens müssen, last but not least, 
die Schuldenberge abgebaut werden. Das kann, 
etwa in Griechenland, auch bedeuten, nicht trag­
fähige Schulden umzustrukturieren.

Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble würde 
Ihnen in vielen Punkten widersprechen. Glauben 
Sie, dass er seine Meinung nach der Bundestags­
wahl ändert?
Es bleibt abzuwarten, ob Deutschland einem 
solchen Reformpaket zustimmen wird, wie ich 
es gerade skizziert habe. Deutschland würde da­

Am Rande des Europäischen 
Gesprächs in Brüssel sprachen 
wir mit dem amerikanischen 
Wirtschaftshistoriker Barry  
Eichengreen, der dort die  
Key-Note hielt zum Thema 

„Chancen und Hindernisse für 
Wohlstand für alle“. Eichen­
green ist Professor für Wirt­
schaft und Politikwissen­
schaften an der University of 
California, Berkeley, und gilt 
als renommierter Analytiker 
der Weltwirtschaft. Er war  
unter anderem für den Inter­
nationalen Währungsfonds in 
Washington tätig. Sein Buch 
über die großen Crashs 1929 
und 2008 gilt als Standard­
werk über die Wirtschaftskri­
sen, die die Welt erschüttert 
haben. Fotos, Videos und  
Vorträge vom Europäischen 
Gespräch 2017 unter  
www.boeckler.de/veranstal-
tung_107366.htm

Barry Eichengreen (r.) in Brüssel im Gespräch mit IMK-Direktor Gustav Horn

bei auf jeden Fall zwei wichtige Dinge gewinnen: 
Erstens könnte es die Restzweifel am Überleben 
des Euro beseitigen – all der Lärm um Grexit und 
Frexit wäre vorbei. Und zweitens müsste sich 
Deutschland nicht länger in die griechische Bud­
getpolitik einmischen. Das könnte den deutschen 
Wählern und Politikern durchaus gefallen.

Beim Europäischen Gespräch in Brüssel haben Sie 
sich sehr positiv über die deutsche Gewerkschafts­
bewegung und die Mitbestimmung geäußert. Aus 
dem Mund eines amerikanischen Wirtschaftspro­
fessors hört man das selten.
Mag sein. Aber ich denke, dass die Gewerkschaf­
ten ihren Anteil am deutschen Wirtschaftswun­
der haben. Deutschland ist überaus erfolgreich, 
und das liegt auch an der Mitbestimmung. Um 
die Früchte des Wachstums gerecht zu verteilen, 
brauchen Sie einige Voraussetzungen, und die 
Mitbestimmung gehört für mich dazu. Sie ist 
nicht ideal, wenn Sie nur die Profite maximieren 
wollen. Aber sie hilft, die Zusammenarbeit zwi­
schen Arbeit und Kapital zu verstetigen. 
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WSI-TARIFTAGUNG Bei der WSI-Tariftagung 2017 diskutierten Wissenschaftler und prominente Tarif-
politiker über Tariferosion, Verteilungsfragen und mehr. Eine der größten Baustellen ist der Niedrig-
lohnsektor. Nur 25 Prozent der Beschäftigten im untersten Fünftel der Lohnskala sind tarifgebunden. 

Tarifsystem braucht politische Stützen

D
rei Herausforderungen für die Tarifpo­
litik machte Anke Hassel, wissenschaft­
liche Direktorin des WSI, in ihrer Eröff­

nungsrede aus: den andauernden Sinkflug der 
Tarifbindung, die fortschreitende Flexibilisie­
rung und die Fragmentierung von Wert­
schöpfungsketten. Nur noch 45 Prozent der 
Beschäftigten und nur 15 Prozent der Betrie­
be unterliegen heute noch Tarifverträgen. 
Aber auch wo „Tarifvertrag“ draufsteht, ist 
längst nicht mehr klar, was eigentlich drin ist. 
Zahlreiche Öffnungsklauseln haben das Sys­
tem aufgeweicht: „Wenn es immer mehr Ab­
weichungen gibt“, fragte Hassel, „was ist dann 
eigentlich noch der Standard?“ Und schließ­
lich hätten Veränderungen in der Unterneh­
mens- und Betriebsorganisation wie Outsour­
cing, Subunternehmertum, Werkverträge und 
Leiharbeit die Tarifbindung in den letzten 
Jahren nachhaltig unterminiert.

Über „Tarifpolitik als Verteilungskon­
flikt“ sprach der scheidende Leiter des WSI-
Tarifarchivs, Reinhard Bispinck: „Die Vertei­
lungsfrage ist zurück auf der großen 
politischen Agenda.“ Das hätten selbst „Insti­
tutionen entdeckt, von denen man das noch 
vor kurzer Zeit nicht erwartet hätte“, so das 
Weltwirtschaftsforum, die OECD oder der 
IWF. Skeptisch äußerte sich Bispinck in Bezug 
auf eine allzu euphorische Sicht auf die an­
geblich brummende deutsche „Lohnmaschi­
ne“: Zwar steige die Lohnquote seit 2008 
wieder an. „Betrachtet man die Entwicklung 
aber mittel- und langfristig – etwa seit den 
1990er oder gar 70er Jahren – sieht das ganz 
anders aus.“ Tatsächlich bestehe immer noch 
jede Menge Nachholbedarf. 

Eine der größten Baustellen bleibt laut 
Bispinck der mangelnde tarifliche Schutz im 

Niedriglohnsektor. Nur 25 Prozent der Be­
schäftigten im untersten Fünftel der Lohnskala 
sind tarifgebunden. Unklar sei, wo die Reise 
hingeht: Gelingt es, eine Tarifstruktur deutlich 
oberhalb des gesetzlichen Mindestlohns zu 
etablieren? Oder wird die Tarifentwicklung im 
Niedriglohnsektor im Wesentlichen nur den 
Empfehlungen der Mindestlohnkommission 
folgen? 

Der Wohlstand der Bundesrepublik 
wachse, zugleich gehe die Verteilungsschere 
weiter auseinander, bestätigte Stefan Körzell 
vom DGB-Bundesvorstand. Das Ausufern des 
Niedriglohnsektors sei „in der Vergangenheit 
politisch forciert worden“, gleichwohl habe es 
unter der Großen Koalition mehr oder weni­
ger erfolgreiche Versuche des Gegensteuerns 
gegeben. Die Bilanz sei durchwachsen. Wäh­
rend etwa die Einführung des gesetzlichen 

böckler-Tagung
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Reinhard Bispinck,  
Andrea Kocsis, Thorsten 
Schulten, Stefan Körzell 
(v.l.): Wissenschaft trifft 
Praxis.

WSI-Tariftagung:  
Durchwachsene tarif 
politische Bilanz der 

großen Koalition.
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Mindestlohns „ein Meilenstein“ gewesen sei, 
habe sich „die Reform der Allgemeinverbind­
lichkeitserklärung in der praktischen Umset­
zung nicht als effektiv“ erwiesen. Zentrale 
Forderungen für die nächste Etappe seien ein 
Verbandsklagerecht für Gewerkschaften bei 
Tarifverstößen und eine umfassende und ver­
bindliche Tariftreuepflicht bei öffentlichen 
Ausschreibungen.

Wissenschaftliche Anregungen für 
gewerkschaftliche Tarifpolitiker 
Das Konzept, jeden wissenschaftlichen Vor­
trag durch einen Tarifpraktiker aus den Ge­
werkschaften kommentieren zu lassen, zog 
sich durch die gesamte Konferenz. Und mach­
te deutlich, wie sehr das WSI und mit ihm 
kooperierende Institute für wirklichkeitsnahe 
und impulsgebende Wissenschaft stehen. Was 
die Tarifpolitik von der Industriesoziologie 
lernen kann – darüber sprach Reinhard Bahn­
müller vom Forschungsinstitut für Arbeit, 
Technik und Kultur der Uni Tübingen. Neben 
einer „Beschreibung der Verlaufsformen“ der 
Erosion des Tarifsystems habe diese in der 
Vergangenheit immer wieder auch auf 
„Chancen gewerkschaftlicher Erneuerung“ 

hingewiesen – ohne dabei immer Gehör zu 
finden. „Nervt weiter, das ist notwendig“, kom­
mentierte der baden-württembergische IG-
Metall-Bezirksleiter Roman Zitzelsberger. Die 
Industriesoziologie sei ein „unverzichtbarer 
Diskussionspartner“.

Die Beziehung von tariflicher und staatli­
cher Sozialpolitik war das Thema von Ger­
hard Bäcker vom IAQ Duisburg-Essen. In 
Zeiten der „Entstaatlichung sozialer Siche­
rung“, die de facto ein Rückbau sei, sei diese 
Beziehung von tariflicher und staatlicher So­
zialpolitik notwendig ein Spannungsverhält­
nis. Deutlich werde dies etwa beim geplanten 
„Betriebsrentenstärkungsgesetz“: Waren Be­
triebsrenten früher als zusätzliches Element 
der Altersversorgung gedacht, sollen sie heu­
te zunehmend das allgemein sinkende Niveau 
der gesetzlichen Altersrente kompensieren. 
Doch dies können sie gar nicht leisten, mach­
te Bäcker klar: weil tarifliche Sozialpolitik 
weder flächendeckend sein könne und weil 
sie auch keinen gesellschaftlichen Solidaraus­
gleich kennt. 

Wenig verwunderlich ist, dass das Kon­
fliktpotenzial fortschreitender sozialer Spal­
tung zu einer Zunahme von Arbeitskämpfen 

führt. Dabei seien heute eher kleine, kurze 
und wiederholte Streiks typisch, zeigte WSI-
Arbeitskampfexperte Heiner Dribbusch auf. 
Oft seien die Streiks defensiv, zäh und von 
großen politischen Weichenstellungen ausge­
löst, wie etwa von den Privatisierungen der 
öffentlichen Daseinsvorsorge im Gesund­
heitswesen. Forderungen nach Einschrän­
kung des Streikrechts, wie sie vor allem von 
konservativer Seite immer wieder vorgebracht 
werden, erteilte die stellvertretende ver.di-
Bundesvorsitzende Andrea Kocsis eine klare 
Absage. Es sei erstaunlich, „was in dieser De­
batte plötzlich alles zur öffentlichen Daseins­
vorsorge zählen soll“, so die ver.di-Vize.

Das Tarifsystem braucht politische Stüt­
zen, so das Fazit der abschließenden Podiums­
diskussion. Während die gegenwärtige Koali­
tion etwa mit dem Mindestlohngesetz eine 
solche geschaffen habe, sei sie in anderen 
Bereichen gescheitert. So habe etwa die Linie 
der freiwilligen Selbstverpflichtungen zur 
Eindämmung des Werkvertragsmissbrauchs 
in der Fleischindustrie überhaupt nicht wei­
tergeholfen, betonte Claus-Harald Güster, 
stellvertretender Vorsitzender der Gewerk­
schaft Nahrung-Genuss-Gaststätten. 

Ähnlich ambivalent sieht Reinhard 
Bispinck die tarifpolitische Bilanz der Großen 
Koalition. So kann die Politik durch Allge­
meinverbindlicherklärungen oder Tarif­
treuevorschriften bei öffentlichen Vergaben 
das Tarifsystem durchaus stützen. Ungeeignet 
für eine Stärkung der Tarifbindung seien je­
doch tarifdispositive Regelungen; mit diesen 
könnten Unternehmen gesetzliche Mindest­
standards, etwa bei Leiharbeit oder bei der 
Arbeitszeit, per Tarifvertrag und Betriebsver­
einbarung unterlaufen. 

Von Jörn Boewe, Journalist in Berlin

Dokumentation der WSI-Tariftagung 2017 
mit Fotos und Vorträgen unter  
www.boeckler.de/veranstaltung_107443.htm
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re:publica Nach der Premiere 2016 war die Hans-Böckler-Stiftung auch dieses Jahr wieder auf der 
re:publica vertreten. Sowohl am eigenen Stand wie auch auf drei Sessions drehte sich alles um die  
Arbeit und die Mitbestimmung der Zukunft.

A
us dem beschaulichen Klassentreffen 
für Blogger ist längst Europas größte 
Internetkonferenz geworden, auf der 

sich Teilnehmer aus mehr als 40 Ländern über 
die Zukunft der digitalen Gesellschaft austau­
schen. Weil es wohl kaum einen passenderen 
Ort gibt, um mit der jungen digitalen Elite 
von morgen über die Folgen von Digitalisie­
rung, Arbeit 4.0 und deren Auswirkungen für 
die Zukunft der Mitbestimmung zu diskutie­
ren, zieht es seit 2016 auch die Hans-Böckler-
Stiftung auf die Netzkonferenz. Auf der dies­
jährigen re:publica, die vom 8. bis 10. Mai im 
ehemaligen Postbahnhof in Berlin-Kreuzberg 
stattfand, war die Stiftung mit einem Infor­
mationsstand sowie mit gut besuchten eige­
nen Veranstaltungen aktiv. 

„Wir wollen hier mit jungen Menschen 
ins Gespräch über prekäre Arbeitsbedingun­
gen in diesem Bereich kommen, etwa in Start-
ups und beim Crowdworking, und ihnen 
zeigen, wie wichtig die Mitbestimmung ist, 
um diese Bedingungen zu verbessern“, so Nor­
bert Kluge, Leiter der Abteilung Mitbestim­
mungsförderung der Stiftung. Dass die Ar­
beitsbedingungen auch bei den jungen 
Digitalen ein Thema sind, zeigte die Böckler-
Veranstaltung über Arbeiten in der Cloud, 
bei der sich mehr als 200 Zuhörer in den Saal 
drängten. Auf dem Podium diskutierten der 
Wirtschaftsinformatiker Jan Marco Leimeis­
ter, der mit Unterstützung der Hans-Böckler-
Stiftung jüngst eine Studie über „Arbeiten in 
der Wolke“ vorgelegt hat sowie Mitglied der 
von der Stiftung ins Leben gerufenen Kom­
mission Arbeit der Zukunft ist, Veronika Mir­
schel, Bereichsleiterin Selbstständige in der 
ver.di-Hauptverwaltung, und Streetspotr-
Mitgründerin Dorothea Utzt über Nutzen 

und Risiken der Plattformökonomie. Leimeis­
ter räumte dabei mit dem Klischee auf, dass 
die digitale Transformation nur schlecht aus­
gebildete Mitarbeiter den Job kosten könnte. 
„Die Tätigkeiten in der Crowd werden immer 
komplexer“, sagte Leimeister – und damit stei­
ge auch der Verdrängungswettbewerb.

Einem ganz anderen Aspekt widmete sich 
die ebenfalls sehr gut besuchte zweite Böckler-
Veranstaltung, bei der es um die Chancen von 
Frauen bei der Digitalisierung der Arbeitswelt 
ging. Hier kam es zu kontroversen Diskussi­
onen auf dem Podium und mit dem überwie­
gend weiblichen Publikum. Die These des 
Zukunftsforschers Ulrich Reinhardt, dass 
zukünftig auch trotz Digitalisierung die rol­
lenspezifischen Berufsbilder erhalten bleiben 
werden, stieß auf erheblichen Widerspruch. 
Valentina Kerst, ebenfalls Mitglied der Kom­
mission Arbeit der Zukunft und Geschäfts­

Mitbestimmung im digitalen Wandel

führerin einer strategischen Internetberatung, 
zeichnete ein deutlich positiveres Bild und 
sprach „von extremen Veränderungen“ in den 
vergangenen fünf Jahren. Danach streben im­
mer mehr Frauen auch in klassische Männer­
domänen der Digitalwirtschaft, etwa bei der 
Softwareprogrammierung, oder sie gründen 
verstärkt Start-ups. 13 Prozent aller Start-up-
Unternehmen seien inzwischen von Frauen 
gegründet, so Kerst. Viel wichtiger als diese 
Zahl sei aber, dass „Frauen viel seltener mit 
ihren Unternehmen scheitern und ihr Unter­
nehmen viel nachhaltiger führen“, so die Be­
raterin. 

Von Guntram Doelfs, Journalist in Berlin 

Internetkonferenz
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Angeregte Gespräche am Böckler-Stand auf der re:publica in Berlin.

Alle Informationen (Videos, Fotos und  
zusätzliche Links zu den Sessions) unter 
http://bit.ly/republica-2017
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Wer wählt rechts?
DVPW-JAHRESTAGUNG IN DER STIFTUNG

„Die gängige und eingängige Erzählung von den Modernisierungsverlie­
rern zur Erklärung rechter Parteien kann für Deutschland nicht bestätigt 
werden“, resümierte der Bremer Politikprofessor Philip Manow zum Ende 
der Jahrestagung 2017, zu der sich die Sektion „Politische Ökonomie“ der 
Deutschen Vereinigung für Politikwissenschaften (DVPW) Ende März 
in der Stiftung getroffen hatte. In Kooperation mit dem WSI hatten sich 
die Politikwissenschaftler einem aktuell drängenden Thema, den Ursa­
chen, Erscheinungsformen und Implikationen des Populismus, gestellt. 

Doch mit einer anderen, überzeugenderen Erzählung, die auch den 
empirischen Befunden Rechnung trägt, wollten die Politökonomen 
(noch) nicht aufwarten. Präsentiert wurden Ergebnisse aus aktuellen 
Untersuchungen. So identifizierten Achim Goerres (Universität Duisburg-
Essen) und Dennis Spies (Universität Köln) bei AfD-Sympathisanten 
größere Abstiegsängste als bei Wählern mit Sympathien für die etablier­
ten Parteien. „Die soziale Schichtzugehörigkeit spielte dabei keine Rolle“, 
so Goerres. Hingegen registrierten Lea Elsässer und Armin Schäfer von 
der Universität Osnabrück eine deutliche „Repräsentationslücke im po­
litischen System“, bezogen auf die Unterschichten. 

Quelle: Facebook

Facebook-Freunde hatte die Hans-Böckler-
Stiftung zum Redaktionsschluss. Allein im 
Jahr 2016 ist die Zahl um 43 Prozent gegen­
über dem Vorjahr gestiegen.

Philip Manow, Professor für Politikwissenschaft an der Uni Bremen

„Die Erzählung von den Modernisierungs
verlierern zur Erklärung rechter Parteien kann 
für Deutschland nicht bestätigt werden.“

Rente ist ein wichtiges Thema, aber in der Schule nicht sehr 
beliebt. Eine neue Unterrichtseinheit von Böckler Schule 
für Schüler ab der 11. Klasse versucht, das Thema dennoch 
ansprechend aufzubereiten – mit starken Bildern und mit 
Erlebnisberichten von Menschen, die im Alter arbeiten 
müssen, mit Infografiken und politischen Vorschlägen, über 

die in der Klasse disku­
tiert werden soll. „Wir 
wollen die Schülerinnen 
und Schüler für die Ge­
fahr der Altersarmut sen­
sibilisieren“, sagt Anke 
Thiel, die für Böckler 
Schule zuständig ist. 

www.boeckler.de/pdf/
schule_ue_rente_2017.
pdf

Neue Unterrichts­
einheit „Rente“

BÖCKLER SCHULE
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Politikwissenschaftler Schäfer, Elsässer, Bieling (v.l.)

49Mitbestimmung  | N r. 3  |  Juni 2017

aus der stiftung



Sozial oder ökologisch bewegte Kritiker haben 
über Jahre die fatalen Folgen einer politisch nicht 
regulierten Globalisierung betont. Doch selbst 
die Wirtschaftskrise von 2008 hat keinen politi­
schen Richtungswechsel mit sich gebracht. Da­
mit Dinge in Bewegung kamen, waren ein Brexit, 
ein Donald Trump sowie Rekordresultate für 
Rechtspopulisten in Europa nötig. Plötzlich in­
teressiert sich sogar der IWF für die Schattensei­
ten des Freihandels und die Verlierer der Globa­
lisierung. Um nicht in die Defensive zu geraten, 
versuchen ultraliberale Spin-Doktoren nun, alle 
Kritiker der neoliberalen Globalisierung als ver­
kappte Gesinnungsgenossen des Rechtspopulis­
mus darzustellen. Davon sollten sich sozial ge­
sinnte Menschen keinesfalls irritieren lassen. Nur 
weil die Rechtspopulisten Bestandteile einer 
richtigen Analyse geklaut haben, wird dieselbe 
nicht falsch. Außerdem unterscheiden sich die 
Antworten, Stichworte Sozialunion, europäische 
Investitionsoffensive und Koordination der EU-
Wirtschaftspolitik inklusive Eurobonds. Teile 
davon ließen sich mit Emmanuel Macron wohl 
verwirklichen, doch dessen größter Konterpart 
ist aktuell nicht der Rechtspopulismus, sondern 
die deutsche Presse. 

Ist Kritik an der Globalisierung 
mittlerweile rechtspopulis­
tisch?

EINE FRAGE, Nikolaus Kowall

Nikolaus Kowall leitet die Geschäftsstelle des 
Forschungsinstituts für gesellschaftliche Weiter­
entwicklung (FGW) in Düsseldorf. Er referierte 
im April in der Stiftung zum Thema „Rechtspo­
pulismus und soziale Frage“.
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Reinhard Bispinck in Rente
WSI

Im Englischen nennt man sie pragmatisch „collective bargaining research“, im 
Deutschen hat die „Tarifvertragsforschung“ keinen richtigen Namen. Hat sie 
nicht? Doch: Sie heißt Reinhard Bispinck. 38 Jahre lang war er wissenschaftlich 
am WSI tätig, 28 Jahre lang leitete er das WSI-Tarifarchiv.

Das wurde unter seiner Leitung zu einer „Fundgrube für alle, egal ob sie nun 
Neoliberale sind oder was auch immer“, sagte Hagen Lesch vom IW Köln in 
einer der zahlreichen Dankesreden dieses Abends – ein Lob, umso geradliniger, 
als es aus dem politischen Lager von Bispincks Kontrahenten kommt. „Reinhards 
Besonnenheit, Beharrlichkeit und Humor fast britischen Standards“ hob Andy 
Watts vom IMK hervor, seine „besondere Beziehung zu Italien, Antonio Gramsci 
und dem PCI“ Salvo Leonardi von der CGIL. 

Beeindruckender noch als seine wissenschaftlichen Verdienste ist nur die 
Wucht, mit der ihn seine Abteilung feiert. Wissenschaftliche und nicht-wissen­
schaftliche Mitarbeiter, Leute die vermutlich nicht alle Tage in der Hip-Hop-
Szene unterwegs sind, verabschiedeten sich mit einem Rap, den sie eigens auf 
ihren Chef zugeschrieben und als Musikvideo festgehalten hatten. Und, nein, es 
war nicht peinlich, sondern witzig, originell und zu Tränen rührend.

„Seine Mitarbeiter würden ihm blind in 
jede Schlacht folgen“, sagte WSI-Direkto­
rin Anke Hassel. „Seine Stärke kam aus 
der vorbehaltlosen Solidarität mit den 
Kollegen“, seine prägendste Charaktereigenschaft sei „Loyali­
tät gegenüber Mitarbeitern und Vorgesetzten“. In vielen kontroversen Debatten 
am Institut habe am Ende „Reinhards Stimme entschieden, manchmal auch nur 
ein Kopfnicken oder ein Lächeln“, so Hassel. „Er ist nicht ersetzbar für uns und 
wird eine große Lücke hinterlassen.“ 

Von Jörn Boewe

Unter dem Titel „Tarifpolitik als Gesellschaftspolitik“ erschien im VSA-Verlag 
eine Festschrift für Reinhard Bispinck. Herausgeber: Thorsten Schulten, u.a..

WSI-Direktorin Hassel verabschiedet Reinhard 
Bispinck; in den frühen 80er Jahren
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Bis zu 70 Schriften erscheinen allein in der Abteilung Forschungsförderung pro 
Jahr. Publiziert werden die Ergebnisse der geförderten wissenschaftlichen Pro­
jekte – fast alle nicht mehr gedruckt, sondern nur digital. „So können wir schnel­
ler veröffentlichen“, sagt Michael Kühlen, Leiter des Referats Publikationen in 
der Forschungsförderung. Ein weiterer Vorteil: Alle digitalen Veröffentlichungen 
sind kostenlos auf der Website herunterladbar. 

„Unsere eigentliche Arbeit, wie professionelles Aufbereiten und Setzen der 
Inhalte, hat sich aber nicht geändert“, bestätigt seine Kollegin Rosemarie Pulfrich. 
Gerade durch die Mischung aus handwerklicher und inhaltlicher Arbeit seien 
die Aufgaben immer wieder neu und spannend. Dass auch noch einige klassische 
Bücher erscheinen, freut beide. Für eine gedruckte Fassung entscheide man sich, 
wenn damit eine breitere Öffentlichkeit angesprochen werden könne. 

Forschungsförderung, Referat Publikationen
Michael Kühlen, Telefon: 02 11/77 78-643, michael-kuehlen@boeckler.de
Rosemarie Pulfrich, Telefon: 02 11/77 78-119, rosi-pulfrich@boeckler.de

Digitale Büchermacher

Wir – Die Hans-Böckler-Stiftung

STUDIENFÖRDERUNG
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Neues Promotionskolleg

Promotionskolleg „Gute Arbeit“ am WZB

www.wzb.eu/gute-arbeit

„Gute Arbeit“ ist ein Begriff, den bisher vor allem 
die Gewerkschaften und bestimmte Parteien für 
sich entdeckt hatten. In der Wissenschaft wurden, 
wie es auf der Website des Wissenschaftszent­
rums Berlin für Sozialforschung (WZB) heißt, 
nur „bestimmte Aspekte“ des Begriffes unter­
sucht, „häufig ohne den Versuch, die vorhande­
nen Ergebnisse zueinander in Verbindung zu 
setzen“. Diese Lücke soll ein neues Promotions­
kolleg schließen, das die Hans-Böckler-Stiftung 
und das WZB gemeinsam tragen.

Unter dem Namen „Gute Arbeit. Ansätze zur 
Gestaltung der Arbeitswelt von morgen“ promo­
vieren hier sieben Frauen und ein Mann, womit 
die Kapazität von acht Plätzen erschöpft ist. Das 
Kolleg steht unter der Leitung von Jutta Allmen­
dinger. Das Thema ist in fünf Unterthemen ge­
gliedert, die sich mit digitaler Ökonomie, Migra­
tion, Lebensqualität, Einkommen und der 
Gestaltung von Arbeitsbedingungen befassen – 
immer mit dem Fokus auf „guter Arbeit“, Diese 
fünf Unterthemen werden durch die unter­
schiedlichen Abteilungen am WZB unterstützt, 
sodass das Kolleg auch innerhalb des WZB eine 
Art Brückenfunktion einnimmt. Interdisziplinä­
re Forschung ist der Anspruch. Carina Sprungk, 
Juniorprofessorin für Politikwissenschaft mit 
dem Schwerpunkt europäische Integration, hat 
die wissenschaftliche Koordination des Kollegs 
übernommen und wird selbst zum Thema 

„‚Gute Arbeit‘ in der Wissenschaft: ein europäi­
scher Vergleich“ forschen. 
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Altstipendiaten der Stiftung

Von Guntram Doelfs – Foto Stephan Pramme
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Arne Schneider arbeitet im Auswärtigen Amt in Berlin. Er möchte gern Diplomat werden. 
Neben einer guten Ausbildung braucht man die Fähigkeit, sensibel mit Worten umzugehen.

Experte für gute Beziehungen

V
iel Zeit zum Eingewöhnen bekam 
Arne Schneider nicht. Als der junge 
Politik- und Verwaltungswissen­

schaftler im Juli 2016 seinen Job im Aus­
wärtigen Amt antrat, brannte in der Berli­
ner Diplomatie gerade mal wieder die Luft. 
Während die Griechenland- und die Euro­
krise noch immer am Köcheln waren, hatte 
im Herbst 2015 auch noch der Treck von 
Flüchtlingen auf dem Landweg nach Euro­
pa eingesetzt. Für so viele Brandherde 
brauchte das Amt dringend weiteres Perso­
nal. So kam der 27-Jährige an seiner ersten 
richtigen Arbeitsstelle nach dem Studien­
abschluss gleich zu einem Spitzenjob und 
durfte sofort loslegen. „Man hat mich gleich 
ins kalte Wasser geworfen. Das ist das Schö­
ne hier: Es wird viel erwartet, aber es wird 
einem gleich viel zugetraut“, erzählt er.

Im Referat EU-Außenbeziehungen ist 
Schneider nun im Unterreferat Migration 
tätig und beackert geografisch den Bereich 
Westbalkan, Serbien und Griechenland. Er 
kümmert sich um Fragen, wie die Ankunft 
von Flüchtlingen in Griechenland gema­
nagt und deren Umverteilung in Europa 
geregelt werden soll. Auch die Reform des 
gemeinsamen europäischen Asylsystems 
zählt zu seinem Aufgabenbereich. Das 
klingt imposant, doch wie sieht seine Arbeit 
konkret aus? „Zu meinem Brot-und-Butter-
Geschäft zählt unter anderem die Erstellung 
von Gesprächsunterlagen und Sachstands­
berichten für Bundesminister, den Bundes­
präsidenten oder auch die Kanzlerin“, schil­

dert Schneider. Ebenso beantwortet er für 
das Amt Anfragen von Bürgern oder Kleine 
Anfragen von Bundestagsabgeordneten 
zum Thema Flucht und Migration. 

Wie fühlt es sich für den gebürtigen 
Frankfurter an, so nah am Puls der aktuellen 
Außenpolitik zu sein? „Es ist eine ziemlich 
ehrenvolle und abwechslungsreiche Auf­
gabe. Zugleich lernt man schnell, Respekt 

liest sich beeindruckend: Masterabschluss 
in europäischer Politik- und Verwaltungs­
wissenschaft am College of Europe im bel­
gischen Brügge, der Kaderschmiede der 
Europäischen Union. Während des Studi­
ums und kurz danach Auslandsaufenthalte 
in Quebec, Wien sowie ein Jahr in Paris, 
darunter ein halbes Jahr am Institut d’Études 
Politiques de Paris. Komplettiert wird die 
Liste durch zahlreiche Praktika. 

Möglich machte dies vor allem die Un­
terstützung durch die Hans-Böckler-Stif­
tung, wofür Schneider bis heute dankbar 
ist. Als er anfing, zu studieren, hätte er nie 
geglaubt, eine Chance auf ein Stipendium 
bei der Stiftung zu haben. „Ich hatte da ei­
nen Elitebegriff im Kopf – und fühlte mich 
selbst eigentlich nicht dazugehörig“, so der 
Sohn eines Industriekaufmanns. Die Hans-
Böckler-Stiftung habe ihm diese Angst aber 
schnell genommen. 

Schneiders Stelle ist zunächst bis 2018 
befristet. Er möchte aber unbedingt im Aus­
wärtigen Amt bleiben und ein richtiger 
Diplomat werden. Derzeit ist der angestell­
te Referent das nicht, denn Diplomaten 
durchlaufen als Beamte eine eigenständige 
Ausbildung. Als Diplomat müsste er regel­
mäßig im Ausland arbeiten und nach we­
nigen Jahren weiterziehen. Familienfreund­
lich ist das nicht, die Scheidungsquote 
unter Mitarbeitern des Auswärtigen Amtes 
ist sehr hoch. Abhalten wird das Arne 
Schneider aber nicht. Dazu macht ihm der 
Job zu viel Spaß. 

und Demut vor dieser Tätigkeit zu haben, 
denn man muss sehr sensibel mit dem Wort 
umgehen“, sagt der Referent. Am Anfang 
war seine Lernkurve steil. Etwa bei der Fra­
ge, wem man was wie sagt. Aufpassen, Wor­
te mit Bedacht wählen oder besser schwei­
gen – alles Kerntugenden für seine Arbeit. 

Ohne eine exzellente Ausbildung hätte 
Schneider es wahrscheinlich nicht hierher 
geschafft. Seine Qualifizierungslaufbahn 

Schneider als Praktikant im französischen 
Parlament (2014) 
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Arne Schneider im „Weltsaal“: 
Der geschichtsträchtige Raum 
ist der größte Festsaal des Aus-
wärtigen Amtes.
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Abschlussforum
„Arbeit der Zukunft“

Die Arbeitswelt wandelt sich drama­
tisch und wird sich in den kommen­
den Jahrzehnten weiter fundamental 
verändern. Die von der Hans-Böckler-
Stiftung 2015 initiierte 32-köpfige in­
terdisziplinäre Kommission Arbeit der 
Zukunft hat unter der Leitung des 
DGB-Vorsitzenden Reiner Hoffmann 
und der Kasseler Soziologin Kerstin 
Jürgens in den vergangenen zwei Jah­
ren die auslösenden Faktoren dieser 
Veränderungen untersucht, ihre Aus­
wirkungen analysiert, Herausforde­
rungen identifiziert und Denkanstöße 
formuliert. Nun stellt sie ihren Ab­
schlussbericht vor und lädt ein, in ver­
schiedenen Themenrunden mit re­
nommierten Vertreterinnen und 
Vertretern aus Wissenschaft, Politik 
und Gewerkschaften darüber zu dis­
kutieren. 

Journalistische Sommerschule
Stipendiaten, die ihre Zukunft im Journa­
lismus sehen, wird diese mehrtätige Text­
werkstatt angeboten. Am letzten Tag ist 
die Teilnahme am Treffen des 
Altstipendiaten-Netzwerkes Medien ge­
plant, auf dem die Publizistin Mely Kiyak 
über Hate Speech-Reden spricht.

Veranstaltung vom 4. bis 9. September  
in Düsseldorf

Nadine Raupach, Hans-Böckler-Stiftung
Telefon: 0211/77 78 276

 nadine-raupach@boeckler.de

Arbeitszeit auf dem Prüfstand
Aus wissenschaftlicher und politischer 
Perspektive diskutieren Referenten und 
Plenum die Eckpunkte für eine arbeit­
nehmerorientierte Arbeitszeitgestaltung 
im Kontext Arbeit 4.0. Im Mittelpunkt 
stehen die sozialen und gesundheitlichen 
Auswirkungen von Arbeitszeit und die 
bereits bestehenden Möglichkeiten ge­
setzlicher und tariflicher Regulierungen.

Veranstaltung am 12. Juli in Düsseldorf

Jennifer Büsen, Hans-Böckler-Stiftung 
Telefon: 02 11/77 78-111

 jennifer-buesen@boeckler.de

Veranstaltung vom 27. bis 28. Juni  
in Berlin

Sarah Roeger, Hans-Böckler-Stiftung
Telefon: 02 11/77 78-105

 sarah-roeger@boeckler.de

Fachgespräch Arbeitsrecht
Die Veranstaltung „Gut aufgestellt ins 
Wahljahr“ wird sich auf zwei Themen 
konzentrieren: auf die arbeits- und sozial­
rechtlichen Inhalte der Wahlprogramme 
der Parteien sowie auf die aktuelle 
Rechtsprechung, um betriebliche Inter­
essenvertreter für die Betriebsratswahlen 
2018 fit zu machen. 

Veranstaltung am 7. September in Düssel­
dorf

Katharina Jakoby, Hans-Böckler-Stiftung
Telefon: 0211/77 78 124

 katharina-jakoby@boeckler.de

Mitbestimmung für Europa
Die Hans-Böckler-Stiftung veranstaltet in 
Kooperation mit der Arbeitskammer des 
Saarlandes ein Zukunftssymposium, um 
einen – positiven – Blick auf das soziale 
Europa der Zukunft zu richten. Welche 
Bausteine gibt es? Was kann die Arbeit­
nehmerschaft individuell und kollektiv für 
Europa tun?

Veranstaltung vom 13. bis 15. September 
in Friedrichsthal/Saarland

Michael Stollt, Hans-Böckler-Stiftung 
Telefon: 02 11/77 78-640

 michael-stollt@boeckler.de

events  termine, die sie sich merken sollten
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Veranstaltung vom 29. bis 30. Juni in Berlin

Eva Jacobs, Hans-Böckler-Stiftung 
Telefon: 02 11/77 78-118

 eva-jacobs@boeckler.de

Konferenz für Aufsichtsräte
Zukunft und Gerechtigkeit sind die Themenschwer­
punkte der Aufsichtsräte-Konferenz. Ziel ist, die  
Sicherung und den Ausbau der Arbeitnehmer­
mitbestimmungsrechte im nächsten Regierungs­
programm festzuschreiben. Bundesarbeitsministe­
rin Andrea Nahles wird über die Bedeutung von 
Mitbestimmung für sozialen Zusammenhalt und 
Demokratie sprechen. Die Position der Parteien im 
Bundestag erläutert der Politikwissenschaftler Karl-
Rudolf Korte. 

Die Kommissionvorsitzenden Jürgens (r.) 
und Hoffmann
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zur sache  darüber sollten wir reden

G
eneralanwalt Henrik Saugmandsgaard 
Øe begründete am 4. Mai seinen Schluss­
antrag. Demnach ist das 76er-Mitbestim­

mungsgesetz und damit das Recht der Arbeit­
nehmer in Deutschland, im Aufsichtsrat 
mitbestimmen zu können, mit EU-Recht 
vereinbar. Der Generalanwalt sieht keine Dis­
kriminierung ausländischer Arbeitnehmer 
und auch keine Einschränkung der Freizügig­
keit. Sein Schlussantrag bereitet die Entschei­
dung der EuGH-Richter vor. Folgen sie die­
sem Plädoyer, wird der 4. Mai als ein guter Tag 
für die Arbeitnehmer in Deutschland und der 
EU in die Geschichte eingehen. Dann können 
Arbeitnehmer in allen Aufsichtsräten mit 
ausländischen Tochterfirmen aufatmen. Sie 
können sicher sein, dass ihnen die Legitima­
tion als gewählte Arbeitnehmervertreter im 
mitbestimmten Aufsichtsrat nicht abgespro­
chen wird.

Hintergrund dieses europarechtlichen 
Verfahrens ist die Klage eines Aktionärs der 
TUI AG. Der sieht durch das deutsche Mitbe­
stimmungsgesetz im EU-Ausland tätige Kon­
zernbeschäftigte diskriminiert, weil sie nicht 
an Wahlen zum Aufsichtsrat der TUI AG 
teilnehmen können – weder aktiv noch passiv. 
Hier geht es also um ein Diskriminierungs­
verbot. Weiterhin sieht er die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer eingeschränkt, behauptet, 

sie könnten sich gehindert fühlen, in ein an­
deres EU-Land umzuziehen, weil sie dadurch 
ihr Mitbestimmungsrecht verlieren würden, 
das nur in Deutschland gilt. 

Hier sehen wir einen durchsichtigen Ver­
such, mit juristischer Spitzfindigkeit die deut­
sche Unternehmensverfassung großer mitbe­
stimmter Unternehmen auszuhebeln. Es war 
der Vertreter des Großherzogtums Luxem­
burg, der in der öffentlichen Anhörung zum 
TUI-Fall Ende Januar beim EuGH deutlich 
machte, dass es dem Kleinaktionär und An­
tragsteller um die Abschaffung der Mitbestim­
mung geht und nicht um die Europäisierung. 
Bemerkenswert ist auch, dass dieses Verfahren 
am EuGH nicht nur die deutsche Bundesre­
gierung interessiert. Vielmehr nutzten viele 
Regierungen, wie die von Frankreich, den 
Niederlanden, Österreich und Luxemburg, 
die Gelegenheit, den beteiligten EuGH-Rich­
tern klarzumachen: Es gibt durchaus auf na­
tionaler Ebene Sachverhalte von allgemeinem 
öffentlichen Interesse, die eine Einschrän­
kung europäischer Grundfreiheiten begrün­
den könnten. Darauf hat der Generalanwalt 
in seinen Begründungen erkennbar Bezug 
genommen.

Und er geht weiter, indem er feststellt: Die 
Mitbestimmung würde sogar eine Einschrän­
kung der europäischen Arbeitnehmerfreizü­

gigkeit rechtfertigen. Weil sie „ein wesentli­
cher Bestandteil des deutschen Arbeitsmarktes 
und – allgemeiner – der deutschen Sozialord­
nung ist“. Hier könnte der EuGH Rechtsge­
schichte in Europa schreiben. Man darf ge­
spannt sein, ob die Richter diesem Pfad des 
Generalanwalts folgen.

Nun ist damit aber die generelle Bedro­
hung der Mitbestimmung in Deutschland 
nicht vom Tisch. Der Auftrag an die nächste 
Bundesregierung lautet: gesetzliche Schlupf­
löcher schließen. Keinem Unternehmen mit 
operativer Basis in Deutschland soll es mög­
lich sein, die europäische Niederlassungsfrei­
heit zu nutzen, um durch einen Rechtsform­
wechsel aus der Mitbestimmung auszusteigen. 
Und kein Arbeitnehmer darf seine nationalen 
Mitbestimmungsrechte verlieren, wenn der 
Sitz des Unternehmens in ein anderes EU-
Land mit weniger oder keinen Mitbestim­
mungsrechten verlegt wird. Das europäische 
Gesellschaftsrecht muss so fortentwickelt 
werden, dass es obligatorisch und systema­
tisch Mitbestimmungsrechte vorsieht. 

Norbert Kluge leitet die Abteilung Mitbe­
stimmungsförderung in der Hans-Böckler-
Stiftung. Ein Interview mit Kluge zu diesem 
Thema finden Sie unter 
http://bit.ly/2s3eEJ4

„Ein durchsichtiger Versuch, die Un-
ternehmensverfassung auszuhebeln“
Norbert Kluge über die Vereinbarkeit der deutschen Aufsichtsratsmitbestimmung mit EU-RechtFo
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alter der sogenannten „digitalen Transformation“ deutlich: Es 
geht nicht um Innovation versus Effizienz, um systematische 
Planung versus agile Methoden, Selbststeuerung versus Hie­
rarchie. Die Kunst der Führung besteht vielmehr im „Und“: 
gegensätzliche Perspektiven einnehmen zu können und situ­
ationsangemessene Antworten zu finden.

Müller bleibt nicht akademisch, sondern ist immer an­
schaulich durch viele Praxisbeispiele. So wird anhand der Un­
ternehmen BASF und Hoechst die strategische Option „Kon­
zentration auf ein Kerngeschäft“ an klassischen Beispielen 
illustriert. Die strategische Alternative „Diversifizierung und 
Konglomerat“ wird sehr aktuell am Holdingkonzept von Al­
phabet/Google erläutert.

Der Autor hat einen klaren Blick auf die wachsende Be­
deutung von Konzepten, die die Mitarbeiter in die Gestaltung 
beschleunigter Veränderungsprozesse einbeziehen. Dazu liefert 
er konkrete Anschauungsbeispiele zur gezielten Einflussnahme 
und Intervention der Arbeitnehmervertreter bei der Umset­
zung von strategischen Entscheidungen. Auch deshalb lohnt 
sich die Lektüre gerade für Betriebs- und Aufsichtsräte. 

Das Buch gibt klare Orientierung durch einen aktuellen, 
theoretisch fundierten und gleichzeitig praxistauglichen Über­
blick zum Thema Unternehmensführung. Der Autor versagt 
sich dabei der verbreiteten Neigung zur Übertreibung. Sehr 
hilfreich in turbulenten Zeiten.

Von Christof Balkenhol, München

Fazit

DAS BUCH IST AKTUELL, theoretisch 
fundiert und praxistauglich.

Als Hans-Erich Müller im Jahr 
2010 die erste Auflage seiner „Un­
ternehmensführung: Strategien – 
Konzepte – Praxisbeispiele“ veröf­
fentlicht hatte, war das iPhone drei 
Jahre auf dem Markt. Karstadt 
hoffte nach der Insolvenz des Ar­
candor-Konzerns auf einen zwei­
ten Frühling unter dem neuen 
Eigentümer Nikolas Berggruen. 
Der Modehändler Zalando steckte 

noch in den Kinderschuhen. Amazon erwirtschaftete in 
Deutschland bereits fünf Milliarden Euro Umsatz. 

Heute ist Zalando ein börsennotiertes Unternehmen mit 
3,6 Milliarden Euro Umsatz und über 10 000 Mitarbeitern. 
Amazon hat seinen Umsatz in Deutschland auf über 15 Milli­
arden Euro mehr als verdreifacht. Karstadt und Kaufhof haben 
neue Eigentümer und suchen dringend nach Strategien, die 
den Warenhäusern das Überleben sichern.

Digitale Technologien verändern nicht nur den Handel. 
Sie verändern alle Arbeits- und Lebensverhältnisse so grund­
legend, dass inzwischen von einer digitalen Revolution die 
Rede ist. Hans-Erich Müller – er ist Professor für Unterneh­
mensführung und Organisation – gelingt es in der jüngst ver­
öffentlichten dritten Auflage seines Buches, diese erheblichen 
Veränderungen der Rahmenbedingungen für die Unterneh­
men in seine Überlegungen zur strategischen Ausrichtung, zur 
Gestaltung der Organisation und zu den Management- und 
Führungssystemen zu integrieren.

Er hält an einer klaren Struktur fest und setzt sich mit 
gängigen Managementtheorien, etwa von Michael Porter, Knut 
Bleicher und Henry Mintzberg, auseinander. Er bleibt seiner 
Grundüberzeugung treu und wirbt für einen integrierten Ma­
nagementansatz. Statt radikaler Vereinfachung setzt er auf die 
Fähigkeit, unterschiedliche Perspektiven einzunehmen und 
die daraus erwachsenden Spannungen und Widersprüche nicht 
zu ignorieren. Die Stärke dieses Ansatzes wird gerade im Zeit­

Hans-Erich Müller: Unternehmensführung. Strategie –  
Management – Praxis. Oldenbourg, De Gruyter 2017 
(3. Aufl.). 412 Seiten, 29,95 Euro

Starkes Strategiebuch

gelesen  Unternehmensführung

wissen Hans-Erich Müllers Buch zur Unternehmensführung erklärt Managementmethoden  
und Konzernstrategien im Zeitalter der digitalen Transformation.
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Arbeitskonflikte sind, so die These dieses 
Buches, heute individualisierter und all­
täglicher als noch in den 80er Jahren. Im 
Fordismus seien die Konflikte um Arbeit 
in der Regel kanalisiert, institutionalisiert 
und von „normierten Konfliktarenen ab­
sorbiert“ worden, während sich heute „die 
Streitgegenstände von Arbeitskonflikten 
immer weiter zurück in den Alltag zu 
verlagern“ scheinen. Der Autor spricht 
von „überbordenden Konfliktpotenzia­

len“, deren häufiges Hintergrundmotiv der „Verschleiß von Arbeits- 
und Lebenskraft“ durch Rationalisierungsmaßnahmen und Flexibili­
tätsanforderungen sei. Die Konflikte manifestieren sich in Form von 
Kritik und Widersetzung. Kritik kann als Widerspruch, Protesthaltung, 
auch als persönlicher Streit in Arbeitszusammenhängen auftreten. 
Widersetzung äußert sich in Leistungszurückhaltung, in krankheits­
bedingten Fehlzeiten, freilich auch – wie in einem der drei untersuch­
ten Betriebe – in Initiativen zur Betriebsratsgründung.

Für sein von der Hans-Böckler-Stiftung gefördertes Forschungs­
projekt an der Uni Kassel lieferten dem Autor Experteninterviews in 
drei Betrieben das empirische Material. Befragt wurden 28 arbeitspo­
litische Akteure (Geschäfts- und Personalleiter, Betriebsräte und Ge­
werkschaftsvertreter sowie Verantwortliche des betrieblichen Gesund­
heitswesens) und 73 in der Produktion Beschäftigte. Gefragt wurden 
Erstere zu Belastungen, denen die Beschäftigten ausgesetzt sind, sowie 
nach Initiativen, die deren Arbeits- und Lebenskraft erhalten sollen. 
Die Gruppe der Beschäftigten wurde nach ihren Belastungs- und Frus­
trationserfahrungen und ihrem Konflikthandeln gefragt. Doch davon 
gewinnt der Leser leider nur ein schemenhaftes Bild. 

Trotz des reichhaltigen Materials ist eine bedauernswerte Lücke 
zu beklagen: Die Konfliktformen werden zwar identifiziert und be­
nannt, es fehlen jedoch Schilderungen von konkreten Konfliktverläu­
fen. Wenn es sich schon um „verborgene“ Konflikte handelt, dürfte 
dem Leser eine anschauliche Rekonstruktion der „massiven Alltags­
konflikte“ nicht vorenthalten bleiben. Die 390-seitige Studie besteht 
zur Hälfte aus theoretischen Erörterungen und zur anderen Hälfte 
aus der Auswertung der empirischen Untersuchung. Der „kopflastige“ 
theoretische Teil ist wohl darauf zurückzuführen, dass es sich um eine 
soziologische Doktorarbeit handelt. Folgt ein Autor den universitären 
Anforderungen, geht dies häufig zulasten der Lesbarkeit. Den Konflikt 
zwischen beiden Ansprüchen hat leider der Leser auszubaden. 
� Von Walther Müller-Jentsch, Düsseldorf

Mathias Heiden: Arbeitskonflikte. Verborgene Auseinandersetzungen 
um Arbeit, Überlastung und Prekarität. Berlin, edition sigma 2014. 
391 Seiten

Konfliktträchtiger Arbeitsalltag Drei Fragen an  JÖRG MEYER

Der Journalist hat mit Gewerkschafterinnen über Arbeit und  
Feminismus gesprochen.

Zwölf Interviews zu Feminismus und Arbeit, geführt von einem 
Mann. Warum?
Gegenfrage: Warum nicht? Bei mir hat ein Pressetermin zur 
Lohngerechtigkeitsinitiative der NGG mit der Vorsitzenden 
Michaela Rosenberger die Idee ausgelöst. Ich hatte mit zahl­
reichen Gewerkschaftsredakteuren gerechnet. Die kamen 
aber nicht. Wer kam, waren ihre Kolleginnen für Gender-
Themen. Alles gestandene Journalistinnen, dennoch dach­
te ich: Denken die Jungs, Lohngerechtigkeit ist ein Frau­
enthema – und deswegen unwichtig?
 
Alle Gesprächspartnerinnen haben eine feministische Pers­
pektive. Wie ist diese entstanden?
Die meisten führte die Realität an ihren Arbeitsplätzen 
dorthin, häufig in den 70er Jahren. Sie erlebten, wie Kolle­
ginnen weniger verdienten oder nach der Geburt eines 
Kindes nicht auf ihre alte Stelle oder in die Vollzeit zurück­
kehren konnten. Das brachte sie oft dazu, weitere Frauen 
anzusprechen – um so gemeinsam etwas zu erreichen. Ohne 
diese Strategie wären die Gewerkschaften nicht da, wo sie 
heute sind. Denn dort sind Frauen inzwischen ja auch auf 
den Führungsebenen durchaus gut vertreten.
 
Was hat Sie in den Gesprächen am meisten überrascht?
Statt überrascht würde ich sagen: erschüttert. Es hat mich 
erschüttert, wie wenig sich bei der unterschiedlichen Ent­
lohnung nach Geschlecht und der Bewertung von angebli­
chen Frauen- und Männerberufen getan hat. Monika Brandl 
von ver.di bringt das so auf den Punkt: „Es kommt immer 
mal wieder in einem anderen Kleidchen daher, das Problem 
aber bleibt das gleiche. 

Die Fragen stellte Jeannette Goddar.
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Schon Friedrich Nietzsche war der Ansicht, es kenn­
zeichne die Deutschen, dass bei ihnen die Frage „Was 
ist deutsch?“ niemals aussterbe. Im Zentralorgan 
deutscher Leitkultur, der Bild am Sonntag, hat In­
nenminister Thomas de Maizière in einem Zehn-
Punkte-Katalog Antworten versucht: Wir sagen 
unseren Namen. Wir geben uns zur Begrüßung die 
Hand und vor allem: „Wir sind nicht Burka.“ Polit­
satire? Rechtspopulismus light? Sicherlich beides. 
Wer erfahren möchte, wie wir Deutschen zu dem 
wurden, was wir sind, bekommt umfassende Ant­

worten in Dieter Borchmeyers neuem Buch „Was ist Deutsch?“ Der Begriff des 
Deutschseins – so der emeritierte Heidelberger Germanist – unterliegt dem 
permanenten Wandel und bringt ständig neue Identitäten hervor. 

Dieter Borchmeyer: Was ist deutsch? Die Suche einer Nation nach sich selbst. 
Berlin, Rowohlt 2017. 1055 Seiten, 39,95 Euro

quergelesen

Von Helmut Ortner 

Die Arbeitnehmerbeteiligung in den 100 größten 
börsennotierten Unternehmen in der EU untersu­
chen WSI-Direktorin Anke Hassel und Nicole Hel­
merich von der Hertie School of Governance in 
Berlin in diesem Report in englischer Sprache. In 
den 100 Unternehmen arbeiten rund 17 Millionen 
Arbeitnehmer – überwiegend in Deutschland, Frank­
reich und Großbritannien. Die Autorinnen zeigen, 
dass sich verschiedene Formen der Beteiligung ge­
genseitig bedingen und ergänzen. Außerdem schei­
nen Arbeitnehmervertreter im Führungsorgan und 

Tarifbindung die Grundsätze der Unternehmensführung zu verbessern. Die 
Unternehmen mit starker Arbeitnehmerbeteiligung haben im Schnitt eine hö­
here Marktkapitalisierung und höhere Umsätze – dies rührt wohl auch daher, 
dass die deutschen Unternehmen im Sample besonders groß sind.  

Anke Hassel/Nicole Helmerich: Workers‘ voice in the 100 largest European  
companies. Reihe: MBF Report, Nr. 31, Düsseldorf 2017, 9 Seiten. Kostenloser 
Download unter www.boeckler.de, Veröffentlichungen, MBF Report

Workers’ Voice

Sie wollen mehr Publikationen aus der Hans-Böckler-Stiftung?

 �Besuchen Sie www.boeckler.de (Veröffentlichungen).

Vom „Überlebensglück“ 
handelt der erste Teil 
der Autobiografie Oskar 
Negts, in deren Mittel­
punkt seine Geschichte 
als Flüchtling und Ver­
triebener steht. Der So­
zialwissenschaftler, der 
1930 im ostpreußischen 
Kapkeim als Sohn einer 
Bauernfamilie geboren 

wurde, wählt dazu eine für das Genre ungewöhnli­
che Methode, die über die Verknüpfung von Ein­
zelereignissen hinaus in einer dichten Erzählung 
mündet. Negt verbindet Beschreibungen des Erleb­
ten und der Zeit- und Gesellschaftsverhältnisse mit 
sozialphilosophischen Reflexionen. Diese Reflexio­
nen kreisen, wie könnte es bei einem an Kant, Freud, 
Marx und Adorno geschulten Soziologen anders sein, 
um die Begriffe Aufklärung, Bindung und Emanzi­
pation. Er schildert, wie wichtig das Umfeld und die 
Familie sind, damit ein Kind jenes Vertrauen entwi­
ckeln kann, das es braucht, um sich zu orientieren 
und das weitere Leben zu meistern.

Nicht der Krieg, sondern die durch den Krieg 
notwendige Flucht wurde für Negt zum Wende­
punkt: „Es war der 25. Januar 1945. An diesem Tag 
endete meine Kindheit.“ Nur mit Mühe und dank 
hilfsbereiter Menschen gelang es ihm und zwei 
Schwestern, Königsberg zu erreichen und die „To­
tenstadt“, in der die eisige Kälte es nicht mehr zuließ, 
die Leichen zu begraben, Richtung Dänemark zu 
verlassen. Das mehrjährige Fluchttrauma, das sein 
Leben auseinanderriss, verknüpft Negt mit dem 
Flüchtlingselend, „das heute andere Menschen be­
trifft, aber ähnliche Hilflosigkeit ausdrückt wie da­
mals, als Hunderttausende sich in Häfen zusammen­
drängten, um über die Ostsee zu fliehen“. Darin liegt 
die Originalität von Negts lesenswertem Buch. Ge­
spannt erwarten wir die Fortsetzung der Autobio­
grafie, die Oskar Negt plant. Denn sie verspricht nach 
diesem persönlichen Einstieg auch Aufschluss über 
die politische Geschichte der Bundesrepublik. 
� Von Jens Becker, Düsseldorf

Oskar Negt: Überlebensglück. Eine autobiografische 
Spurensuche. Göttingen, Steidl Verlag 2016. 320 
Seiten, 24 Euro

Oskar Negts Ostpreußen
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D
en alten Krimi zu oft gelesen/Rohe Spa­
ghetti zu viel gekaut/Zu lange geschla­
fen, zu oft gebadet/Und vor allem zu viel 

Fernsehen geschaut“. So beginnt der Song 
„Langeweile“, eine Folkrocknummer mit Kla­
vier, Banjo und Slidegitarre, 1988 von der 
Berliner Rockband Pankow veröffentlicht. 
Der Song baut sich langsam auf: „Zu viele 
Frauen nur angesehen/Zu viel nur mit mir 
rumgespielt/Zu viel gesoffen, zu viel geredet/
Zu viele Nächte, wo nichts passiert“.

Als die dritte Strophe beginnt, setzt end­
lich die volle Band ein. Der Text, der im Pri­
vaten begonnen hatte, wird nun politisch: 
„Dasselbe Land zu lange geseh’n/Dieselbe 
Sprache zu lange gehört/Zu lange gewartet, 
zu lange gehofft/Zu lange die alten Männer 
verehrt“. Das Musikpublikum der DDR ist 
geübt darin, leise angedeutete Kritik zwischen 
den Zeilen herauszulesen. „Zu lange die alten 
Männer verehrt“ – das ist ungewohnt explizit.

Die Band hatte seit ihrer Gründung im­
mer wieder ungeschönte Texte geschrieben. 
1981 hatten die Musiker eine Art Rockoper 
über den jungen Lehrling Paul Panke kom­
poniert, der so gar nicht in das sozialistische 
Ideal passte. Miesepetrig fügt er sich in seinen 

Das politische Lied

 �Das Lied hören/ansehen:  
bit.ly/pankow-langeweile

Soundtrack der Wendezeit

Dasselbe Land zu lange geseh’n
Dieselbe Sprache zu lange gehört

Zu lange gewartet, zu lange gehofft
Zu lange die alten Männer verehrt.

Ich bin rumgerannt, zu viel rumgerannt
Zu viel rumgerannt

Und ist doch nichts passiert (…)

Pankow: „Langeweile“ (1988)

öden Arbeitsalltag, ordnet sich nur ungern 
den spießigen Chefs unter. Die Musik: unge­
künstelt und direkt. Pankow gelten als die 
Rolling Stones der DDR. Sänger André Herz­
berg, heute als Schriftsteller bekannt, ist da­
mals ein Rockstar. Erst 1989 wird das Bühnen­
stück über den Lehrling auf dem DDR-Label 
Amiga als Schallplatte veröffentlicht. Doch 
Pankow hat auch Fürsprecher unter den Kul­
turfunktionären. Die Band kann „Paul Panke“ 
über 200 Mal live aufführen.

Der Song „Langeweile“ wird im Westen 
als Sensation aufgenommen. Als Pankow den 
Song in der von Radio Bremen produzierten 
Talkshow „3 nach 9“ spielt – die Band reist im 
Rahmen des Kulturaustauschs öfter in die 
Bundesrepublik –, liest der Moderator noch 
einmal bedeutungsschwanger die heikle Text­
zeile vor. Und bohrt nach: „Jetzt wollen wir 
doch mal konkret werden: Welche alten Män­
ner haben wir zu lange verehrt?“

Die Antwort legt er Sänger Herzberg 
gleich in den Mund: „Die im Politbüro viel­
leicht?“ Herzberg ist die Vereinnahmung 
durch den Moderator unangenehm. „Mögli­
cherweise hängt man seinen alten Idealen zu 
lange nach“, erklärt er sich. „Ich hab’s geschrie­

ben, es ist meine Haltung.“ Die Band bekommt 
trotzdem Ärger. Die Stimmung in der DDR-
Führung ist aufgekratzt, der Kampf zwischen 
Freunden der Perestroika und Hardlinern in 
vollem Gange. Auf der 7. ZK-Tagung im De­
zember 1988 empört sich einer der Redner 
über die Band Pankow und den Song, mit 
dem sie sich „gegen die Männer unserer Par­
tei produzieren“. Die Folge: „Langeweile“ wird 
nicht mehr im DDR-Radio gespielt. Zumin­
dest für ein paar Monate.

Mit dem Fall der Mauer bekommt der 
Song eine neue Bedeutung. Hatte er in den 
letzten Monaten der DDR ein Unbehagen mit 
dem Stillstand auf den Punkt gebracht, so 
wird er nun zum Soundtrack der Wendezeit: 
In den Monaten nach dem Mauerfall steht er 
für eine rauschhafte Aufbruchstimmung. Die 
„alten Männer“ sind entmachtet, die DDR löst 
sich auf. Es kommt Bewegung in die Bude. 
Was auch immer die Zukunft jetzt bringt – 
langweilig wird sie erst einmal nicht. 

Von Martin Kaluza, Berlin
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durchgeklickt

gerade die wären beim Thema Steuern und Ver­
teilung aber wichtig, um zu beurteilen, ob man 
die Forderungen auch unterstützen will.

Unter der Rubrik „Hintergrund“ sind diverse 
Studien und Analysen zum Thema Reichtums­
verteilung zusammengetragen, sie stammen von 
politisch so unterschiedlichen Organisationen 
wie dem Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB), 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung und dem DIW. 

Die Homepage ist übersichtlich und klar auf­
gebaut. Der Nutzer findet sich mühelos zurecht. 
Wer mag, kann den Aufruf online unterzeichnen. 
Eine gute Idee: Termine zu Konferenzen und 
Podiumsdiskussionen können angemeldet und 
in den Kalender eingestellt werden.  

Von Gunnar Hinck. Berlin

V
or drei Jahren bildete sich das Netzwerk 

„Umfairteilen“, das nur für eine kurze Zeit 
aktiv war. Zum Wahljahr hat sich jetzt das 

Bündnis „Reichtum umverteilen“ gegründet. 
Hinter der Initiative stehen unter anderem die 
Gewerkschaften ver.di, GEW und NGG sowie die 
Sozialverbände VdK und SoVD – und damit gro­
ßenteils dieselben Organisationen wie beim Vor­
gängerbündnis. Drei DGB-Gewerkschaften sind 
dabei, die Industriegewerkschaften IG Metall und 
IG BCE machen nicht mit. 

Um den Reichtum im Land umzuverteilen, 
fordert das Bündnis eine höhere Erbschaftsteuer 
und eine Neuauflage der Vermögensteuer. In 
einfacher Sprache klingt das dann so: „Sehr rei­
che Menschen und reiche Firmen sollen mehr 
Steuern zahlen (...) Mit den Steuergeldern wird 
zum Beispiel der Bau von neuen Schulen und 
Straßen bezahlt.“ Auch für bezahlbaren Wohn­
raum setzt sich die Kampagne ein. Den Initiato­
ren geht es erkennbar weniger um neue Ideen, 
sondern um Sichtbarkeit im Wahljahr. Allerdings 
fehlt es den Vorschlägen an konkreten Zahlen – 

Fazit

typische Kampagnenseite

Geld her!

www.reichtum-umverteilen.de
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 www.youtube.com/watch?v=E8Au7-N0zOI

Peter Hartz

Er ist wieder da: Der Namensgeber der 
Hartz-Gesetze stellte im Mai sein Kon­
zept zur Weiterentwicklung der Agenda 
2010 vor. So sollen ehemalige Langzeit­
arbeitslose, sogenannte A-Trainer, aktu­
elle Arbeitslose unterstützen und bera­
ten. In den Medienberichten fehlte nicht 
der Hinweis, dass Peter Hartz inzwi­
schen als Einzelkämpfer, sozusagen als Ich-AG, unterwegs ist. Selbst 
von den Befürwortern der Agenda 2010 war keine Unterstützung zu 
hören. Und Katja Kipping von der Linkspartei bekundete streng, dass 
Hartz „seine Fehler von damals“ hätte eingestehen müssen, und 
empfahl ihm für ein paar Monate ein Leben auf Hartz IV. Die Miss­
achtung trifft den Falschen. Peter Hartz war lediglich der Technokrat 
und Experte, der dem damaligen Kanzler Gerhard Schröder die ge­
wünschten Konzepte lieferte. Die gesellschaftspolitische Dimension 
der Agenda-Reformen blieb dem damaligen VW-Personalvorstand 
fremd – gleichzeitig hat er aber, anders als manche Politiker, nie  
abwertend von „sozialen Hängematten“ und „faulen Arbeitslosen“ 
gesprochen. 

interessanter kopf

apps

blog-tipp

Einigkeit
Seit Kurzem ist die traditionsreiche Mitgliederzeitschrift 
der NGG auch per App auf dem Smartphone zu lesen. 
Durch die Seitenübersicht bekommt man einen schnellen 
Überblick, das Blättern im Heft ist leichtgängig. Fotos und 
Grafiken können separat angesehen werden, die Suchfunk­
tion klappt. Noch ist die App ein reines E-Paper des Print-
Hefts. Zusätzliche Angebote wie aktuelle Informationen 
oder Videos würden die App weiter aufwerten. 

Mama arbeitet
Die Zahl der Blogs berufstätiger Mütter ist unüberschaubar. 
Sie beschreiben die Doppelbelastung von Beruf und Fami­
lie, viele sind in alten Rollenklischees gefangen, etwa wenn 
die Bloggerinnen mehr über die besten Tipps für Kinder­
geburtstage als über sich und die gesellschaftlichen Rah­
menbedingungen des Mutterseins schreiben. Der Blog der 
Konstanzerin Christine Finke ist anders: Seit ein paar Jahren 
schreibt die dreifache alleinerziehende Mutter über die 
alltäglichen Belastungen und Ungerechtigkeiten. Über Job-
Absagen, über Erschöpfung, über Geldnot, über den Kampf 
mit Ämtern. Christine Funke scheut sich nicht, über Fragen 
zu schreiben, die anderen peinlich wären: Soll ich meinen 
Kindern ein heißes Bad erlauben, oder ist das zu teuer? Der 
Blog scheint einen Nerv getroffen zu haben: Regelmäßig 
werden die Einträge mehr als 50 Mal kommentiert. 

nachgefragt

 www.mama-arbeitet.de/

Resi
„Nordkorea hat wieder eine Kurzstreckenrakete abgefeuert.“ 
„Hast du noch was für mich zu erzählen?“ „Facebook wehrt 
sich gegen das Gesetz von Heiko Maas gegen Hate Speech 
im Internet.“ Die App bietet Nachrichten im Chat-Format. 
Im lockeren Dialog mit „Resi“ kann man sich durch tägliche 
Neuigkeiten lesen. Der Schmunzel- und Unterhaltungsfak­
tor ist hoch, Tiefschürfendes eher selten. Klischee-Minus­
punkt: Muss „News-Assistentin“ Resi eine Frau sein? 

Thomas Ramge schreibt als 
Technologie-Korrespondent 
für das Wirtschaftsmagazin 
brand eins. Er hat mehrere 
Sachbücher u. a. zur Digitali­
sierung veröffentlicht.

Ich klicke auf …

… economist.com, faz.net, 
guardian.com, nytimes.com, 
business-insider.com, politico.
com und spiegel.de.

… Simple Rules von Donald 
Sull und Kathleen Eisenhardt 
zum Thema Entscheidungs­
findung.

… am besten beim Sport: 
Basketball, Tennis und Laufen.

Ich lese gerade …

Abonniert habe ich …

Abschalten kann ich …
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… die Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung und das  
Berliner Stadtmagazin tip,  
außerdem bekomme ich als 
Autorenabo brand eins und 
The Economist.
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RÄTSEL Schon die Römer setzten Ermüdungsreden ein, um Gegner  
zu erschöpfen oder Gesetze zu verzögern. In Deutschland sind sie  
abgeschafft. In den USA gibt es das endlose Quasseln zuweilen noch. 
Von Marc von Lüpke
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Rätselfragen
Welches Alter erreichte Strom 

Thurmond, als er im Jahr 2003 

verstarb?

In welcher Stadt im US-Bun­

desstaat Arkansas mussten 

Soldaten 1957 nach Aufhebung 

der Rassentrennung gegen 

massive Proteste von Weißen 

afroamerikanischen Schülern 

den sicheren Weg in die 

Schulräume ermöglichen?

In welchem Jahr wurde die 

SPD stärkste Fraktion im 

Reichstag?

Alle richtigen Einsendungen, 

die bis zum 21. Juli 2017 bei 

uns eingehen, nehmen an  

einer Auslosung teil.

Preise
1. Preis: Gutschein der Bücher­

gilde Gutenberg, Wert 100 Euro

2.–4. Preis: Gutschein der  

Büchergilde Gutenberg, Wert 

50 Euro

Schicken Sie uns die Lösung
Redaktion Mitbestimmung 

Hans-Böckler-Straße 39 

40476 Düsseldorf 

E-Mail: redaktion@boeckler.de

Fax: 0211/7778-225 

Auflösung der
Rätselfragen 2/2017
Eyjafjallajökull

Dorsch

Althing

Den 1. Preis hat Ramon Zeller 

aus Berlin gewonnen. Je einen 

50-Euro-Gutschein erhalten 

Senem Sarcan aus Duisburg, 

Tobias Schröder aus Berlin und 

Natalie Becker aus Dietzenbach.

S
enator Strom Thurmond (rechts) ist er­
schöpft, seine Ehefrau strahlt. Er hat 24 
Stunden und 18 Minuten im US-Senat ge­

sprochen – am Stück. Mit der Marathonrede, die 
am Abend des 28. August 1957 beginnt, will der 
demokratische Politiker aus South Carolina, 
überzeugter Anhänger der Rassentrennung, den 
Civil Rights Act von Dwight D. Eisenhower ver­
hindern. Es ist ein Gesetz, das die Bürgerrechte 
der Afroamerikaner stärken und ihnen die Wahr­
nehmung des Wahlrechts erleichtern soll.

Thurmond liest die Wahlgesetze aller damals 
existierenden 48 Bundesstaaten vor, um zu bewei­
sen, dass der Civil Rights Act überflüssig sei. Aus 
der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung 
zitiert der Senator ebenso wie aus Büchern und 
aus Rezepten seiner Großmutter. Vergeblich. 
Denn nach der Zermürbungsrede verabschiedet 
der Senat das Bürgerrechtsgesetz unbeeindruckt. 
Thurmonds Ansichten sind nicht mehrheitsfähig. 
Allerdings wird er für seine Ausdauer berühmt. 
Später wechselt er zu den Republikanern.

„Filibuster“, abgeleitet vom französischen „fli­
bustier“ für Pirat, wird diese Taktik genannt, die 
sich aus der Ermüdungsrede der römischen Rhe­
torik entwickelt hat. Lediglich eine Mehrheit von 
drei Fünfteln aller Senatorenstimmen, also heute 
60, kann einen Filibuster beenden. In bestimmten 
Fällen genügt eine einfache Mehrheit. Filibuster 
ereignen sich immer wieder in der US-Geschich­
te. 1964 redet der Senator Robert Byrd 14 Stun­
den gegen ein weiteres Bürgerrechtsgesetz an, 
1992 spricht Alfonse D’Amato 15 Stunden lang: 
Er will die Streichung von Subventionen für eine 
Schreibmaschinenfabrik in seinem Bundesstaat 
New York verhindern.

In Deutschland hält 1902 der SPD-Abgeord­
nete Otto Antrick eine vergleichsweise endlose 
Rede. Rund acht Stunden spricht er, um eine 
Abstimmung über die Erhöhung der Getreide­
zölle zu verzögern. Der Grund: Die Einteilung 
der Wahlkreise bei den Reichstagswahlen be­
nachteiligt die SPD massiv, während die Konser­
vativen profitieren. Aus Protest setzt Antrick zur 
zermürbenden Dauerrede an. Allerdings ohne 
Erfolg. Heute beschränkt der Bundestag die Re­
dezeit jedes Abgeordneten, ein Filibuster ist nicht 
möglich. Im US-Senat und in mehreren Bundes­
staaten dagegen existiert er bis heute. 
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vor: Susanne Weber schreibt, 
dass es „mich gruselt, wenn ich 
an meine Rentnerinnen-Zeit den­
ke“. Maren Hahlbeck kommen­
tiert: „Seit man 18 ist, zahlt man 
ein, aber in Deutschland be­
kommt man als Frau kaum was 
raus – 900 Euro. Die Mindestrente 
in den Niederlanden liegt bei ca. 
1200. Die Abgaben auf diese ‚Mi­
ckerrenten‘ sind auch zu hoch, 
Steuerfreibeträge mittlerweile 
viel zu niedrig.“ Und Jeanette 
Leitmeyer: „Wer ein niedriges 
Gehalt bekommt, hat nichts für 
private Vorsorge übrig, diese Leu­
te trifft es doppelt, wenn der Staat 
die Verantwortung abschiebt. Die 
Reicheren können ihre Rente 
ohne Probleme aufstocken, bei 
den anderen geht es ums Überle­
ben, und die hätten es nötiger ...“ 
(bit.ly/fb-kleinrentner).

Thomas Nagel äußert sich 
zum Interview mit der Soziolo­
gin Sabine Pfeiffer und ihrer Aus­
sage, „dass Softwareentwickler 
und Algorithmen die Arbeitspro­
zesse gestalten und nicht die  
Arbeitnehmer“ (bit.ly/pfeiffer-
digitalisierung): „Als Software­
entwickler (und Betriebsrat eines 
IT-Unternehmens) kann ich da 
nur sagen: Es sind eher die Auf­
traggeber, die das verursachen 
und auch die Vorgaben machen“ 
(bit.ly/fb-sabine-pfeiffer). 

Briefe, E-Mails 
und Meinungen

Und Ihre Meinung?
Sie haben sich so richtig  
geärgert über einen Beitrag oder 
fanden eine Reportage ganz toll? 
Schreiben Sie uns!

 redaktion@boeckler.de

argumentieren immer, dass 
höhere Rentenbeiträge Jobs kos­
ten würden. Dabei haben sich 
solche Horrorszenarien schon 
beim Mindestlohn als falsch he­
rausgestellt. Während ein prozen­
tual höherer Rentenbeitrag den 
Arbeitnehmer voll trifft, muss der 
Arbeitgeber die höheren Beiträge 
nur im Rahmen des Personalkos­
tenanteils aufbringen. Das ist zu 
schaffen. Es rechtfertigt das Ge­
jammere der Arbeitgeber um 
drohende Jobverluste nicht. 

Webresonanz 

Thomas Gutsche schreibt auf 
Google Plus zum Artikel „Wa­
rum Deutschland die Sozialchar­
ta blockiert“ (bit.ly/gplus-sozial­
charta): „In der Tat: Wer andere 
Staaten wegen Menschrechtsver­
stößen kritisiert und diese auf die 
Einhaltung von Menschenrech­
ten und Grundrechten verweist, 
sollte europäische Vereinbarun­
gen auch vorbildlich im eigenen 
Rechtskreis umsetzen“ (bit.ly/
deutschland-sozialcharta).

TITELTHEMA BETRIEBSRATS-

NACHFOLGE, FEBRUAR, 1/2017

Wow, weiter so!

Arne Großmann aus Stuttgart 

schreibt zur Titelgrafik:

Ich halte gerade die neue Ausgabe 
des Magazins in den Händen! Tol­
le, perfekte, fast noch nie andern­
orts gesehene Titelgrafik mit 
Sprechblasen, die die Konflikte 
zwischen den Generationen im 
Betriebsrat symbolisieren. Wow! 
Die Gestaltung macht mir richtig 
Appetit, das Heft sofort und im 
Ganzen zu lesen! Weiter so – ich 
freue mich schon auf die nächste 
Ausgabe. 

TITELTHEMA RENTE, APRIL, 

2/2017

Ungerechtfertigtes 
Gejammere

Helmut Heit aus Bochum 

schreibt zum Titelthema:

Das Renten-Heft habe ich mit viel 
Interesse gelesen. Die Arbeitgeber 

Über das Interview mit Tanja 
Smolenski, „Wie positioniert sich 
die IG Metall vor dem Wahl­
kampf?“ (bit.ly/smolenski-inter­
view), wurde auf Facebook disku­
tiert: Björn Schüt äußert sich 
skeptisch und ist der Meinung, 
dass die IG Metall zwar ihre Posi­
tionen im Wahlkampf klarma­
chen, aber keine Partei direkt un­
terstützen sollte. Daniel Retsok 
meint, dass das Interview wohl 
kaum für die Mitglieder sprechen 
würde. Woraufhin Luitpold 
Rampeltshammer schreibt: „‚Die 
Mitglieder‘ sind eine Chimäre …“ 
(bit.ly/fb-smolenski).

Die politische Gruppierung 
und Initiative „Equal Pay plus 
10%“ teilt auf ihrer Facebook-
Seite den Beitrag „Mindestrente – 
ein Ablenkungsmanöver?“ (bit.ly/
mindestrente) und merkt dazu 
an: „Wir brauchen endlich die 
lebensfähige Grundrente, und die 
Lasten des Sozialstaates müssen 
paritätisch auf alle Schultern des 
Staates verteilt werden; eine 
Grundrente in lebensfähiger 
Höhe, in anderen europäischen 
Ländern ist das längst üblich!“ 
(bit.ly/fb-equal-pay).

Der Artikel „Was tun gegen 
den Hass?“ (bit.ly/hass-tagung) 
von Joachim F. Tornau und die 
darin zu lesende Aussage von Sa-
muel Salzborn, dass man zwar 
über Rassismus reden sollte, aber 
nicht mit Rassisten, führte auf 
Facebook zu vielen Reaktionen: 
Es gab Zustimmung – aber auch 
Kritik an dieser Einstellung: „Dis­
kurs statt Ausgrenzung oder be­
lehrendes Diktat“ oder „Leute, 
die nicht diskutieren können, 
sind arme Menschen!“ (bit.ly/fb-
salzborn-rassismus).

Auch ein Artikel im Renten-
Themenheft, „Das Sparkonto der 
Kleinrentner“ (bit.ly/kleinrent­
ner), rief einige Reaktionen her­
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Die Zukunft der Arbeit

Nr. 4 | August 2017

feedback

In der nächsten Ausgabe …

Gibt es in Ihrem Betrieb etwas, über das wir einmal berichten sollten? 
Etwas, das richtig gut läuft, oder etwas, über das Sie sich ärgern?  
Vermissen Sie ein Thema im Magazin? 

Dann schreiben Sie uns oder rufen Sie uns an.

Wir wollen die Denkanstöße der Böckler-Kommission „Arbeit der Zu­
kunft“ in den Mittelpunkt unseres Heftes zur Bundestagswahl stellen. 
Die Kommission hat in den vergangenen zwei Jahren die Megatrends 
der Arbeit – Globalisierung, technischer sowie demografischer Wan­
del – untersucht und wird ihre Ergebnisse Ende Juni präsentieren. Im 
Kern kreist ihre Analyse um die Umbrüche, die die Digitalisierung in 
Arbeitswelt und Gesellschaft auslöst, und wie die Auswirkungen auf 
die Arbeit, die Arbeitsorganisation und den sozialen Zusammenhalt 
in einem demokratischen Gemeinwesen gestaltet werden können. Die 
Vorschläge skizzieren Umrisse einer neuen digitalen sozialen Markt­
wirtschaft. Als Handlungsfeld von herausragender Bedeutung identi­
fizieren die Autoren die Arbeitszeitpolitik. Nicht minder wichtig: die 
soziale Absicherung der neuen Arbeitsverhältnisse. Die Botschaft ist 
gleichermaßen an die Sozialpartner wie an den Staat gerichtet.

Bevor am 24. September ein neuer Bundestag gewählt wird, wird 
das Magazin außerdem die Parteiprogramme auf ihre mitbestim­
mungspolitische Substanz abklopfen und die Forderungen vorstellen, 
die der DGB im nächsten Koalitionsvertrag wiederfinden möchte, 
damit in der nächsten Legislaturperiode der „mitbestimmungspoliti­
sche Stillstand“ (DGB-Vorsitzender Reiner Hoffmann) überwunden 
wird. Darüber hinaus stellen wir Gewerkschafterinnen und Gewerk­
schafter vor, die sich entschlossen haben, selbst für ein Bundestags­
mandat zu kandidieren. 

02 11/77 78-147
redaktion@boeckler.de
www.magazin-mitbestimmung.de
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Ich versorge in Regionalzügen 
die Fahrgäste mit heißen und 
kalten Getränken und Snacks. 

Dabei gehe ich auf die Menschen zu und spre­
che sie an. Neben den Pendlern, die immer 
den gleichen Zug benutzen, habe ich verstärkt 
Gruppen von Junggesellen, die mit dem Zug 
ins Grüne fahren, um ihren „Abschied“ zu 
feiern. Das sind gute Kunden. Ebenso lukrativ 
sind Fahrten zu Kirchweihen oder wenn viele 
Fußballfans im Zug sind. Dann geht natürlich 
Bier besonders gut, und da bleibt auch finan­
ziell genug für mich hängen. Ich bin gelernter 
Speditionskaufmann, arbeite aber schon seit 
zwölf Jahren als Servicekraft. 

Seit Juni 2005 fahre ich mit den Zügen 
durch Bayern, und es macht immer noch 
Spaß. Einmal, vor ein paar Jahren, als wir von 
Buchlohe nach München fuhren, war im Zug 
der ehemalige Bundesfinanzminister Theo 
Weigl. Er bestellte ein stilles Wasser und hat 
mir dann viel Trinkgeld gegeben. Ja, das 
Trinkgeld ist schon sehr wichtig. Meine Kol­
legen und ich bekommen ein Grundgehalt, 

und wenn der Verkauf gut ist, auch noch eine 
Provision. Oft ist der Chef auch mit auf dem 
Zug. Wenn jemand krank ist und ausfällt, 
springt er ein.

Heute bin ich um 9.40 Uhr zum Zug ge­
gangen und werde so vier- bis fünfmal von 
meiner Heimatstation Nürnberg nach Bam­
berg fahren. Vorher muss ich meinen Wagen 
mit Waren bestücken und nachher wieder für 
den nächsten Tag. Einmal, 2007, bin ich nach 
Portugal an die Algave geflogen, ansonsten 
fahre ich gerne mit dem Zug in den Urlaub. 
Das ist mir lieber. Ich habe schon schöne Städ­
tereisen nach Berlin oder Köln gemacht.

Richtig Ärger bei der Arbeit gab es noch 
nie. Problematisch ist, wenn die Gänge ver­
stopft sind. Oft sind es auch die Fahrräder. Da 
ist einfach kein Durchkommen mehr. Dann 
sage ich zu den Leuten, sie sollen auf meinen 
Wagen aufpassen, und ich gehe so durch und 
bediene die Menschen. Manchmal sind die 
Leute auch unfreundlich zu mir. Ich biete 
ihnen meine Sachen an, und sie antworten 
einfach nichts. 

Andy Reischl, 40, arbeitet als Servicekraft 
in Nahverkehrszügen der Deutschen 
Bahn. Beschäftigt ist er beim Verpfle­
gungsdienstleister Leinert Catering  
Gesellschaft, einem Subunternehmer.

Text und Foto: Peter Roggenthin

NürnBERG Hbf, 
re 4786 nach 

bamberg
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Starke Stimme für faire Arbeit
Mitbestimmung. Das Magazin der Hans-Böckler-Stiftung.

Alle zwei Wochen digital, alle zwei Monate gedruckt.

Am 1. und 15. eines Monats erscheint eine digitale Ausgabe des Magazins Mitbestimmung.  
Gleich online lesen oder kostenlos im App Store und bei Google Play laden:

Magazin Mitbestimmung.
Jetzt auch als App!

Alle MBF-Reports finden sich hier:  
bit.ly/mbf-report

Der MBF-Report liefert kompakt und präzise Daten, 
Fakten und Handlungsempfehlungen rund um das 
Thema Mitbestimmung.

Report
Mitbestimmungsförderung
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Bittere Tomaten

Starker Mann

Angst,
Stress
& Co.
So schützen Betriebsräte die Beschäftigten
bei psychischen Gefährdungen

Wie die Mafia in Süditalien
afrikanische Flüchtlinge ausbeutet

BASF-Betriebsrat Sinischa Horvat
setzt auf Kontinuität

DenkanstöSSe

Abschlussbericht der  
Böckler-Kommission  
„Arbeit der Zukunft“

Wie die Gesellschaft den rasanten Wandel der Arbeitswelt so 
meistern kann, dass Arbeit in der digitalen Ökonomie mehr 
als bloße Existenzsicherung garantiert, nämlich soziale Teil-
habe und Perspektiven für die Zukunft.

Kerstin Jürgens/Reiner Hoffmann/Christina Schildmann: 
Arbeit transformieren! Bielefeld, transcript Verlag, Juli 
2017, 256 Seiten, 24,99 Euro

mehr unter  
www.arbeit-der-zukunft.de




